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Erster Verhandlungstag 
Montag, 19. Mai 198o 

1 . Plenarsitzung 
Beginn: lo.oo Uhr 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Exzellenzen! Verehrte 
Gäste! Liebe Freunde! Hiermit eröffne ich den 28. Bundespartei­
tag der Christlich Demokratischen Union Deutschlands und darf Sie 
alle sehr herzlich in Berlin begrüßen. 

(Beifall) 

Unser erster Gruß zu Beginn dieses Parteitages geht an unsere 
Mitbürger in Ost- und West-Berlin, ebenso an alle unsere Mitbür­
ger in der DDR, in Mittel- und Ostdeutschland. 

(Lebhafter Beifall) 

Sie sollen wissen, daß wir, die CDU Deutschlands, den geschicht­
lichen Auftrag, für die Einheit unserer Nation einzutreten, nie 
vergessen werden. 

(Beifall) 

Sie sollen wissen, daß wir, die wir das Glück haben, auf der 
Sonnenseite deutscher Geschichte, in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu leben, zu keinem Zeitpunkt vergessen werden, was wir un­
seren Mitbürgern im Blick auf die Einheit unseres Vaterlandes 
schuldig sind. 

(Beifall) 

Deswegen ist es selbstverständlich, daß wir erneut einen Bundes­
parteitag nach Berlin einberufen haben. Für uns ist es ein Stück 
Selbstverständnis unserer Partei, immer wieder in Berlin zu sein. 
Wenn jedes Jahr unser Bundesparteiausschuß hier tagt, wenn zwei­
mal jährlich die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages im 
Reichstag tagt, wenn wir viele Fachkongresse und Tagungen hier 
in Berlin durchführen, dann geschieht das nicht als Demonstra­
tion, sondern das ist für uns ein Stück gelebte Wirklichkeit der 
Deutschen, die wir wahrnehmen wollen - gerade hier in Berlin, 
für unser ganzes Vaterland. 

(Beifall) 

Wir haben es in diesen zehn Jahren der Diskussion über Abrüstung 
und Entspannung immer wieder gesagt: Berlin ist der Prüfstein 
für wirkliche Entspannungspolitik. Berlin ist aber auch ein 
Prüfstein für jede demokratische Partei in Deutschland, also 
auch für uns, die Christlich Demokratische Union. 
Hier müssen wir uns der Herausforderung der Geschichte stellen. 
Hier werden wir am Reichstag mit der Mauer konfrontiert. Hier 
haben wir heute früh - ich bin sicher, vielen ging es so wie mir 
- beim ökumenischen Gottesdienst in der Kaiser-Wilhlem-Gedächt-
niskirche verspürt, wie jenes geistige Berlin uns im Geistigen 
und Geistlichen gerade am Vorabend eines wichtigen Parteitages 
sehr viel zu sagen hat. 

Wir wollen uns dem Auftrag der deutschen Geschichte stellen, für 
die Einheit unsers Vaterlandes einzutreten. Wir wollen unseren 
Beitrag leisten, daß die Deutschen den langen Atem von der Ge­
schichte besitzen, um diese schwierige Zeit gemeinsam zu be­
stehen. ,„ . , 

(Beifall) 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung wollen wir unserer Tradition 
gemäß unserer heimgegangener Freunde gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Ich kann für die vielen, die von uns gegangen sind, nur einige 
wenige nennen. Seit unserem letzten Bundesparteitag waren es 
viele Freunde aus der älteren Generation, aus der Gründergenera­
tion der Union, Baumeisterinnen und Baumeister unserer Republik, 
die uns verlassen haben. 

Ich nenne Hugo Scharnberg, gestorben am 3o. April 1979. Er war 
Landesvorsitzender des CDU-Landesverbandes Hamburg, von 1949 bis 
1961 Mitglied des Deutschen Bundestages, ein unerschrockener und 
aufrechter Kämpfer für die Ideale der Sozialen Marktwirtschaft. 

Ich nenne Felix von Eckardt, gestorben am 11. Mai 1979. Er war 
von 1952 bis 1962 Sprecher der Bundesregierung, Weggenosse 
Konrad Adenauers. Von 1965 bis 1972 war er Mitglied unserer Bun­
destagsfraktion. Er war ein Zeuge und Mitgestalter der Aufbau­
jahre der Bundesrepublik Deutschland. 

Ich nenne Franz Josef Röder, gestorben am 26. Juli 1979. Er war 
über 2o Jahre hindurch Ministerpräsident des Saarlandes. 15 Jah­
re war er Vorsitzender des CDU-Landesverbandes Saar. Er gehörte 
viele Jahre hindurch dem Bundesvorstand der CDU Deutschlands 
an. Franz Josef Röder hat in über zwei Jahrzehnten die Geschichte 
und die Geschicke seiner Heimat, des Saarlandes, geprägt. Er 
war ein überzeugter deutscher Patriot und ein großer Europäer. 

Ich nenne Josef Müller, gestorben am 12. September 1979, Gründer 
der CSU, von 1945 bis 1949 Vorsitzender der CSU, von 1947 bis 
1952 bayerischer Justizminister und von 1946 bis 1962 Mitglied 
des Bayerischen Landtages. Josef Müller war ein großer Patriot, 
ein aufrechter Mann und ein guter Christ. Als es Nacht wurde über 
Deutschland, hat er mit seinen Freunden alles gewagt. Er hat das 
Dritte Reich überstanden, und er hat dann seinen Beitrag für den 
Wiederaufbau unseres Vaterlandes geleistet. Wir, die CDU Deutsch­
lands, werden nie vergessen, daß er , der Mann der ersten Stunde, 
stets das Gemeinsame der Union zwischen CDU und CSU betont hat. 

Ich nenne Professor Gustav Stein, gestorben am 21. Oktober 1979, 
Mitglied des Deutschen Bundestages von 1961 bis 1972. Gustav 
Stein war ein führender Repräsentant der deutschen Industrie. Er 
war ein Mann von weltläufiger Kultur, den schönen Dingen offen 
und zugetan, in keiner Sache in seinem Leben eng und begrenzt. 
Er hat unserer Idee viel gegeben.. 

Ich nenne Rudolf Mendel aus Berlin, gestorben am 13. Dezember 
1979. Er war 29 Jahre lang Mitglied des Abgeordnetenhauses von 
Berlin. Er hat unserer Partei und der Stadt Berlin viel gege­
ben. 

Ich nenne Dr. Wilhelm Fay, gestorben am 7. Februar 1980. Er war 
Landesvorsitzender des CDU-Landesverbandes in Hessen von 1952 
bis 1967. Er war von 1966 bis 1972 Bürgermeister der Stadt 
Frankfurt. Er hat in einer entscheidenden Phase den Wiederauf­
bau seiner Heimat und insbesondere auch den Landesverband 
Hessen der CDU geprägt. 

Ich nenne Hans Dichgans, gestorben am 21. März 1980. Er war 
von 1961. bis 1972 Mitglied des Deutschen Bundestages und des 
Europäischen Parlaments. Wir alle haben noch seine Beiträge 



zur wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung unseres Lan­
des in Erinnerung. 

Ich nenne Wilhelm Johnen, gestorben am 28. März 1980. Er war 
von 1951 bis 1959 Landesvorsitzender der CDU des Rheinlandes. 
Er war von 1950 bis 1959 Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion 
in Nordrhein-Westfalen. Er war ein Mann, der unserer Partei 
von der "Stunde Null" an seinen Beitrag für den Aufbau der 
Union in Nordrhein-Westfalen und seinen guten Dienst für die 
Bürger des Landes Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stellte. 

Ich nenne Dr. Wilhelm Claussen, gestorben am 4. April 1980. 
Er war von 1957 bis 1965 Staatssekretär im Bundesarbeitsmini­
sterium. Er kam aus der christlichen Gewerkschaftsbewegung. Er 
war ein engagierter Sozialpolitiker. Er hat mit seiner Person 
die Brücke der christlich-sozialen Bewegung der Weimarer Zeit 
in unsere Tage geschlagen. 

Ich nenne Heinrich Köppler, gestorben am 20. April 1980. Er war 
seit 1946 Mitglied der CDU, seit 1969 Vorsitzender der CDU des 
Rheinlandes und seit 1970 Vorsitzender des Präsidiums der CDU 
in Nordrhein-Westfalen. Er war seit 1973 stellvertretender Vor­
sitzender der CDU Deutschlands. Heinrich Köppler war uns ein 
Vorbild für eine Politik aus christlicher Verpflichtung. Sein 
Name stand und steht für Grundsatztreue, Toleranz, Menschlich­
keit und Zuverlässigkeit. Heinrich Köppler hat sich im Dienste 
unserer Idee, im Dienste unserer Sache verzehrt. 

Ich darf Sie bitten, unseren heimgegangenen Freunden ein stilles 
Gebet zu widmen. - Ich danke Ihnen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Wahl des Tagungspräsidiiums 

Darf ich davon ausgehen, daß Sie alle die schriftliche Vorlage 
zum Tagesordnungspunkt 2 erhalten haben? - Die Vorlage beginnt 
mit dem Vorschlag, als Tagungspräsident Peter Lorenz zu wählen. 
Ich gehe davon aus, daß Sie alle diese Vorlage haben. Werden 
weitere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag des Bundesvor­
stands für die Wahl des Tagungspräsidiums seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Enthaltungen? - Dann ist das einstimmig so be­
schlossen. Ich darf die Damen und Herren des Tagungspräsidiums 
bitten, die Geschäfte zu übernehmen. 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Freunde! Das Präsidium dankt für das Ver­
trauen des Parteitages und verspricht, die Verhandlungen des 
Bundesparteitages ordnungsgemäß, fair und zügig zu leiten. Wir 
bitten um Ihrer aller Mithilfe. 

Liebe Freunde, der Parteitag ist in der alten deutschen Reichs­
hauptstadt Berlin zusammengetreten. Hier wurde 1945 der Name 
unserer Partei "Christlich Demokratische Union Deutschlands" 
geboren. Es ist der dritte Bundesparteitag der CDU, der hier 
stattfindet. Der erste Bundesparteitag wurde hier 1952 abge­
halten, als die Grenze zum anderen Teil Deutschlands noch eine 
Demarkationslinie und offen war. 
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Wir alle hofften damals, die Wiederherstellung der deutschen 
Einheit schneller zu erreichen. 

Der zweite Parteitag in dieser Stadt fand im Jahre 1968 statt, 
in einem unruhigen Jahr, in dem die inneren Feinde unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung für längere Zeit das 
Bild auf den Straßen bestimmten. Um so mehr waren wir ent­
schlossen, die Demokratie zu bewahren und fortzuentwickeln. 
Dieser Parteitag hat der Union das Berliner Programm, das weg­
weisend für unsere politische Arbeit in den 70er Jahren wurde, 
gegeben. 

Der Parteitag heute und morgen findet in einer Zeit außenpoli­
tischer Gefahren statt. Erneut muß die Bundesrepublik Deutsch­
land ihre Stabilität und ihre Bündnistreue beweisen und öst­
liche Bedrohungen abwehren. Bei der Bewältigung dieser Probleme 
hat die Union eine besondere Verantwortung. Wir nehmen diese 
Verantwortung auch im Namen der Deutschen wahr, die jenseits 
der Mauer leben und die uns und unserer Arbeit, wie ich selbst 
am Samstag in bewegender Weise erleben konnte, Vertrauen und 
Hoffnung entgegenbringen. 

(Beifall) 

Wir, liebe Freunde, wollen alles tun, um das Vertrauen unseres 
Volkes in Ost und West zu rechtfertigen. 

Wir haben zu Beginn unseres Parteitages die Freude, liebe 
Freunde, zahlreiche Gäste bei uns willkommen heißen zu können. 
Ich begrüße sie alle recht herzlich und bitte gleichzeitig alle 
jene um Nachsicht, die möglicherweise durch das Parteitagspro­
tokoll noch nicht erfaßt worden sind und die jetzt vielleicht 
in der Begrüßung vergessen werden. 

Zunächst begrüße ich auf diesem Parteitag sehr herzlich die 
Vertreter der drei alliierten Schutzmächte dieser Stadt Berlin. 

(Beifall) 

Insbesondere begrüße ich als Vertreter des amerikanischen Stadt­
kommandanten den Gesandten David Anderson und als Vertreter des 
britischen Stadtkommandanten den Gesandten Francis Robert Mc-
Ginnis in unserer Mitte. 

(Beifall) 

Ich freue mich, unter uns den Regierenden Bürgermeister von 
Berlin, Herrn Dietrich Stobbe, herzlich begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Er wird nachher ein Wort der Begrüßung an uns richten. 

Mit besonderer Herzlichkeit danke ich dem Bischof der Evange­
lischen Kirche in Berlin-Brandenburg, Dr. Martin Kruse, und 
Herrn Domprobst Professor Dr. Haendly für die Worte, die sie 
heute morgen in dem ökumenischen Gottesdienst gesprochen haben. 

(Beifall) 

Ich bedanke mich auch bei den beiden Lektoren, Norbert Blüm und 
Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 

Der Parteitag heißt willkommen den Bevollmächtigten des Rates 
der Evangelischen Kirche Deutschlands, Herrn Prälaten Heinz-
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Georg Binder, und den Leiter des Kommissariats der deutschen 
Bischöfe, Herrn Prälaten Paul Bocklet. 

(Beifall) 

Eine besondere Freude ist es mir, auf diesem Parteitag den Vor­
sitzenden des Direktoriums des Zentralrats der Juden in Deutsch­
land, Herrn Werner Nachmann, willkommen zu heißen 

(Beifall) 

und mit ihm den Generalsekretär des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Herrn Alexander Ginsburg, und den Vorsitzenden der 
Jüdischen Gemeinde zu Berlin, Herrn Heinz Galinski, begrüßen 
zu können. 

(Beifall) 

Hier in Berlin möchte ich mit besonderem Nachdruck die Leiter 
einiger Bundesbehörden begrüßen. Mit besonderer Herzlichkeit 
begrüße ich den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit in 
unserer Mitte, unseren Freund Dr. Josef Stingl. 

(Beifall) 

Für die in Berlin ansässigen Bundesbehörden begrüße ich den 
Präsidenten des Bundesgesundheitsamtes, Herrn Professor Dr. 
Georges Fülgraff, den Präsidenten des Bundeskartellamtes, Herrn 
Professor Wolfgang Kartte, den Präsidenten des Bundesversiche­
rungsamtes, Herrn Dr. Alfred Christmann, den Präsidenten des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen, Herrn Dr. Wal­
ter Rieger, den Präsidenten der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte,Herrn Klaus Hoffmann,und den Kurator der Deutschen 
Stiftung für internationale Entwicklung, Herrn Dr. Gerhard 
Fritz. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund begrüße ich seinen stell­
vertretenden Vorsitzenden, Herrn Gerd Muhr, und das Mitglied 
des geschäftsführenden Bundesvorstands, Herrn Martin Heiss. 

(Beifall) 

Ich begrüße den stellvertretenden Vorsitzenden der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft, Herrn Walter Quartier. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Beamtenbund begrüße ich seinen stellver­
tretenden Bundesvorsitzenden, den Bundestagsabgeordneten Ulrich 
Berger. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Deutschen Bundeswehrverbandes, 
Herrn Heinz Volland. 

(Beifall) 

Ein herzliches Willkommen richte ich an den Vorsitzenden des 
christlichen Gewerkschaftsbundes, den Bundestagsabgeordneten 
Günter Volmer. 

(Beifall) 

Ich freue mich, daß neben den Repräsentanten der gewerkschaft­
lichen Dachorganisationen auch eine große Zahl der Mitglieds-
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verbände durch ihre Vorsitzenden, stellvertretenden Vorsitzenden 
und geschäftsführenden Vorstandsmitglieder hier vertreten sind. 
Ich heiße sie alle recht herzlich willkonunen. 

CBeifall) 

Ein herzliches Großwort richte ich an den Vorsitzenden des 
Bundesverbandes der Katholischen Arbeitnehmerbewegung Deutsch­
lands, an unseren Freund Alfons Müller, und an den Vorsitzenden 
der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen, 
Herrn Horst Leichtenberger. 

(Beifall) 

Für die kommunalen Spitzenverbände begrüße ich mit besonderer 
Herzlichkeit den Präsidenten des Deutschen Städte- und Gemeinde­
bundes, unseren Freund Dr. Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 
Zahlreiche Berufs- und Wirtschaftsverbände haben ihre Vertre­
ter zu unserem Berliner Parteitag entsandt. An erster Stelle 
möchte ich unseren Freund, den Präsidenten des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks, Herrn Paul Schnitker, Mitglied des 
Europaparlaments, begrüßen. 

(Beifall) 

Für die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels begrüße 
ich den Vorsitzenden des Gesamtverbandes des Einzelhandels 
Berlin, Herrn Andreas Howaldt. 

(Beifall) 

Willkommen heiße ich den Präsidenten des Zentralverbandes der 
Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Herrn Dr. 
Theodor Paul. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Verbandes Freier Wohnungsun­
ternehmen, Herrn Werner Kock. 

(Beifall) 

Ich freue mich, in unserer Mitte den Direktor des Deutschen 
Mieterbundes, Herrn Helmut Schlich, begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Für das deutsche Genossenschaftswesen begrüße ich den Vor­
standsvorsitzenden der Deutschen Genossenschaftsbank, Herrn 
Dr. Felix Viehoff, und den Präsidenten des Bundesverbandes der 
Deutschen Volks- und Raiffeisenbanken, Herrn Bernhard Schramm. 

(Beifall) 

Ich freue mich sehr herzlich über die Anwesenheit des Präsiden­
ten des Deutschen Lehrerverbandes, Herrn Clemens Christians. 

(Beifall) 

Mit ihm begrüße ich die anwesenden Vorsitzenden der dem 
Deutschen Lehrerverband angeschlossenen Verbände. 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Vorsitzenden des 
Deutschen Richterbundes, Herrn Dr. Leo Witte, und den Vorsitzen­
den des Bundes Deutscher Rechtspfleger, Herrn Karl Weiss. 

(Beifall) 

- 12 -



Ich begrüße den Präsidenten der Union der Leitenden Angestell­
ten, Herrn Dr. Friedrich Ische. 

(Beifall) 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich den Vorsitzenden des 
Bundesverbandes der Kriegs- und Zivilbeschädigten, Herrn 
Oswald Engel, sowie den Vorsitzenden des Bundes Deutscher 
Kriegsopfer, Körperbehinderter und Sozialrentner, Herrn Dr. 
Paul Giebe. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Bundes der Vertriebenen, unse­
ren Freund Dr. Herbert Czaja. 

(Beifall) 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Präsidenten des Bundes 
der Mitteldeutschen, Herrn Manfred Schmidt. 

(Beifall) 

Herzlich willkommen heiße ich den Vorsitzenden des Deutschen 
Journalisten-Verbandes, Herrn Dr. Manfred Buchwald. 

(Beifall) 

Unser Willkommensgruß gilt allen Vertretern von Rundfunk, Pres­
se und Fernsehen, die gekommen sind, um von diesem Parteitag 
zu berichten oder ihre Anstalten hier zu vertreten. Herzlich 
willkommen! 

(Beifall) 

Jetzt, meine Damen und Herren, liebe Freunde, habe ich die be­
sondere Freude, mit großer Herzlichkeit und Verbundenheit den 
Ehrenvorsitzenden der CDU Deutschlands, Herrn Altbundeskanzler 
Kurt Georg Kiesinger, zu begrüßen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ihnen, lieber Herr Dr. Kiesinger, und allen Anwesenden, die im 
Namen der Union in schwieriger Zeit Verantwortung für unser 
Land getragen haben, sage ich an dieser Stelle ein herzliches 
Wort des Dankes im Namen des Parteitages. 

(Erneuter Beifall) 

Erlauben Sie mir, liebe Freunde, an dieser Stelle einen beson­
deren Gruß an jemanden im Saal zu senden, dessen Charme und 
Liebenswürdigkeit für viele von uns eines der - zugegebener­
maßen seltenen - angenehmen Ereignisse der Politik ist. Ganz 
herzlich grüße ich Frau Hannelore Kohl. 

(Beifall) 

Liebe Frau Kohl, der Blumenstrauß, den ich Ihnen schicke, ist 
nur ein bescheidener Dank für die vielen Opfer, die Sie dem 
Beruf Ihres Mannes und damit unserer Partei gebracht haben. 

(Erneuter Beifall) 

Liebe Freunde, ganz besonders herzlich begrüßen wir die anwe­
senden Vertreter der CSU, an ihrer Spitze Dr. Friedrich 
Zimmermann und unseren Freund Werner Dollinger. 

(Beifall) 
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Dieser Parteitag wird morgen das Auditorium für ihren Vorsitzen­
den, für unseren Kanzlerkandidaten, für Franz Josef Strauß 
sein. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, mit großer Freude begrüße ich in unse­
rer Mitte die Herren Botschafter, ihre Vertreter und die Mit­
glieder des diplomatischen und konsularischen Corps in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Berlin. Wir freuen uns dar­
über, daß sie in so großer Zahl aufmerksame Gäste unseres 
Parteitages sind. Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Wir haben die große Freude, bei unserem Bundesparteitag 70 De­
legierte befreundeter Parteien aus dem Ausland bei uns zu 
wissen. 

(Beifall) 

Die internationale Zusammenarbeit der CDU mit gleichgesinnten 
Parteien in anderen Ländern ist in den vergangenen Jahren 
immer wichtiger geworden. Gerade im Europawahlkampf, den wir 
mit unseren Freunden von der EVP siegreich bestanden haben, 
haben wir gespürt, was eine gemeinsame Kraftanstrengung mit 
europäischen Freunden, die für die gleichen Ziele und Werte 
eintreten, bewirken kann. 

Wir begrüßen unsere ausländischen Freunde mit Dankbarkeit. Sie 
sind heute in noch größerer Zahl als bei früheren Parteitagen 
zu uns gekommen. Das spiegelt auch den gewachsenen Umfang un­
serer Auslandsarbeit wider. Aber es ist besonders bedeutungs­
voll, weil sie den Weg nach Berlin gefunden haben. Wir wissen 
ihre Anwesenheit als eine Unterstützing für unsere Stadt, die 
alte und die zukünftige Hauptstadt Deutschlands, zu schätzen. 

(Beifall) 

Dieser Beweis für freundschaftliche Verbundenheit und Interesse 
an unserer Arbeit fällt in das Wahljahr 1980. Wir danken unseren 
ausländischen Freunden für den sichtbaren Beweis ihrer Unter­
stützung dessen, was wir uns bei diesem Bundesparteitag und bis 
zum 5. Oktober 1980 vorgenommen haben. 

Lassen Sie mich mit unserer italienischen Schwesterpartei, der 
Democrazia Cristiana, beginnen. Wir haben die große Ehre und 
Freude, den neuen Parteichef der DC, den Politischen Sekretär 
Flaminio Piccoli, bei uns zu haben. Herzlich willkommen, lieber 
Freund Piccoli! 

(Lebhafter Beifall) 

Der italienischen Delegation gehört ferner Herr Ministerpräsi­
dent a.D. Mariano Rumor an, 

(Beifall) 

der zugleich in seiner Eigenschaft als Präsident der Christlich-
Demokratischen Weltunion in Berlin ist. 

(Erneuter Beifall) 

Er gehört zu den treuen Besuchern unserer Parteitage, und wir 
begrüßen ihn herzlich. 
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Ich begrüße ferner den Präsidenten der christlich-demokrati­
schen Fraktion im italienischen Abgeordnetenhaus, Herrn Gerardo 
Bianco. 

(Beifall) 

Ich begrüße Herrn Minister Vito Lattanzio, den neugewählten 
Leiter des Auslandsbüros der DC. 

(Beifall) 

Ich danke für ein freundliches Schreiben unseres Freundes 
Fanfani, der ursprünglich die Absicht hatte, teilzunehmen, jetzt 
aber leider absagen mußte. 

In der italienischen Delegation begrüße ich ferner unseren alten 
Freund Angelo Ber Nassola, der gleichzeitig stellvertretender 
Generalsekretär der Weltunion ist. 

(Beifall) 

In der italienischen Delegation begrüße ich ferner die Herren 
Paolo Piccoli, Carlo Cantini und aus dem italienischen Norden 
Herrn Ingenieur Walter Rosa, Vorstandsmitglied der Trentiner 
Tiroler Volkspartei, und Herrn Klaus Dubis, Vorstandsmitglied der 
Südtiroler Volkspartei. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, es erfüllt uns mit Freude und Stolz, daß gerade 
unsere italienischen Partner mit einer solch machtvollen Dele­
gation zu uns gekommen sind. Die D.C. und die CDU/CSU sind die 
größten christlich-demokratischen Parteien Europas und der Welt. 
Sie sind eng befreundet. Wenn sie zusammenstehen, können sie 
Großes für die christlich-demokratische Sache und damit für Frei­
heit und Demokratie in der Welt bewirken. Für uns hat daher der 
Besuch dieser bedeutenden Delegation hohen Wert. Wir danken Ihnen 
von Herzen für Ihr Kommen! 

(Beifall) 

Die Vertreter der drei Regierungsparteien. Frankreichs werden erst 
im Laufe des heutigen Tages eintreffen. Wir werden sie dann spä­
ter begrüßen. Ich begrüße aber eine Delegation der Spanischen 
Zentrumsunion mit Herrn Parlamentspräsidenten Fernando Alvarez 
de Miranda und dem Cortes-Abgeordneten Perfecto Yebra an der 
Spitze. 

(Beifall) 

Aus Portugal begrüßen wir den Abgeordneten Lucas Pires, den stell­
vertretenden Vorsitzenden unserer jetzt regierenden Partnerpar­
tei, des CDS, und Herrn Staatssekretär Ribeiro e Castro. 

(Beifall) 

Aus Malta von der Nationalist Party sind deren Vorsitzender 
Dr. Edward Fenech-Adami und der außenpolitische Sprecher Dr. Vin­
cent Tabone zu uns gekommen. 

(Beifall) 

Von der österreichischen Volkspartei begrüßen wir Herrn National­
rat Roland Minkowitsch. 

(Beifall) 
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Von der niederländischen Delegation ist bereits Herr Minister 
a. D. Dr. Roelof Kruisinga eingetroffen. 

(Beifall) 

Von der Konservativen Partei Großbritanniens begrüßen wir unter 
uns eine Delegation unter Leitung des Abgeordneten Anthony 
Kershaw. Ihr gehören ferner unser alter lieber Freund Tom Normanton, 
Abgeordneter aus Westminster und Straßburg, der Leiter der Poli­
tischen Abteilung, Alan Howarth, und der internationale Beauf­
tragte Scott Hamilton sowie Herr Harvey Thomas an. Herzlich will­
kommen in Berlin! 

(Beifall) 

Von unserer finnischen Partnerpartei, der Kansallinen Kokoomus, 
begrüßen wir Herrn Reichstagsabgeordneten Pekka Jokinen. 

(Beifall) 

Aus Schweden ist als Vertreter der regierenden Moderata Samlings-
partiet Herr Staatssekretär Carl Bildt, Reichtstagsabgeordneter, 
zu uns gekommen. 

(Beifall) 

Als Vertreter unserer Partnerpartei in Norwegen, der HjSyre, be­
grüßen wir den Abgeordneten des Storting, Herrn Tore Austad. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, neben diesen Parteien, mit denen wir seit vielen 
Jahren bilateral, in der Europäischen Volkspartei, in der Euro­
päischen Union Christlicher Demokraten, in der Europäischen 
Demokratischen Union zusammenarbeiten, haben wir heute die große 
Freude, eine Reihe von gleichgesinnten Parteien zum erstenmal 
unter uns vertreten zu sehen, mit denen wir erst in den letzten 
Jahren enge Zusammenarbeitsbeziehungen begründet haben. Sie 
kommen aus Nordamerika und aus dem Mittelmeerraum. 

Die demokratische Partei Tunesiens, die Parti Socialiste 
Destourien, ist heute durch Herrn Minister Kooli, den Direktor 
der Partei, vertreten 

(Beifall) 

Sehr geehrter Herr Minister, wir freuen uns, daß Sie so bald 
nach Ihrer Ernennung durch Präsident Bourgiba zu Ihrem hohen 
Amte den Weg zur CDU gefunden haben. Wir hoffen auf eine gute 
Entwicklung der Beziehungen zwischen den beiden Parteien. Wir 
verfolgen die Ereignisse in Ihrem Lande mit hoher Aufmerksam­
keit. Wir möchten gern unseren Beitrag dazu leisten, daß Ihr 
Land noch enger an Europa, mit dem es viel verbindet, heranrük-
ken kann. 

(Beifall) 

In seiner Eigenschaft als Mitglied des Zentralkomitees der De-
stourpartei ist der neue tunesische Botschafter in Bonn, Exzel­
lenz Belkhodja, unter uns. 

(Beifall) 

Mit der marokkanischen Mehrheitspartei, dem Rassemblement des 
Indfependents, haben wir kürzlich bei einem hochrangigen, von 

- 16 -



Ministerpräsident Ahmed Osman geleiteten Besuch in Bonn gute Ar­
beitsbeziehungen begründet. Wir begrüßen als Vertreter der Unab­
hängigkeitspartei besonders herzlich den Abgeordneten Belhadj in 
unserer Mitte. 

(Beifall) 

Mit der türkischen Gerechtigkeitspartei, der Partei Minister­
präsident Demireis, verbinden uns bereits enge Freundschaftsbe­
ziehungen. Wir freuen uns, eine Delegation unter uns zu haben, 
der der stellvertretende Parteivorsitzende, Minister a.D. Ali 
Naili Erdem, der Generalsekretär Nahit Mentese und unser alter 
Freund Minister a.D. Bahri Dagdas und andere angehören. Auch 
Staatspräsident a.D. Celal Bayar, der vor wenigen Tagen seinen 
98jährigen Geburtstag begangen hat, hatte seine Teilnahme zuge­
sagt. Aus Gesundheitsgründen hat er doch von der Reise absehen 
müssen. Wir senden ihm unsere besten Wünsche. 

(Beifall) 

Zum ersten Male in der Geschichte der CDU sind die großen nord­
amerikanischen Parteien bei einem Bundesparteitag vertreten. In 
einer Zeit, in der es notwendiger denn je ist, die transatlan­
tischen Bindungen zu festigen, freuen wir uns, durch ihre Teil­
nahme unter Beweis stellen zu können, daß die CDU mehr als jede 
andere deutsche Partei die Partei der Freundschaft mit Nord­
amerika ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Unter uns weilt eine Delegation aus den USA, der für die Repu­
blikanische Partei Frau Noelle Gross und für die Demokraten Herr 
Anthony Bianca angehören. Der amerikanischen Delegation gehört 
ferner Professor George Agree, der Präsident der American Poli-
tical Foundation, an, einer Einrichtung, über die die beiden 
amerikanischen Parteien in Zukunft ihre internationale Arbeit 
leiten wollen. 

(Beifall) 

Schließlich begrüße ich mit großer Herzlichkeit eine Delegation 
der Progressiv-Konservativen Partei Kanadas unter Leitung von 
Herrn Minister a. D. Allan Lawrence. 

(Beifall) 

Ihr gehören ferner die Abgeordneten Jack Ellis_, Walter McLean 
und Lerne McCuish an. Generalsekretär Dr. Geißler hat vor zwei 
Jahren bei einem Besuch in Ottawa Beziehungen zwischen den Ka­
nadiern und uns angeregt. Sie haben sich seither ausgezeichnet 
entwickelt. Wir freuen uns über eine so zahlreiche und gewich­
tige kanadische Beteiligung. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun nach den Begrüßungen 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Beschlußfassung über die Tagesordnung 
Sie haben die Tagesordnung alle rechtzeitig übersandt bekommen, 
sie liegt Ihnen also vor. Wir haben allerdings bei der Vorbe­
sprechung festgestellt, daß wir bei der Abwicklung, so wie sie 
ursprünglich vorgesehen war, in zeitliche Schwierigkeiten kommen 
werden. Wir sind deshalb der Meinung, daß wir bei der Abwicklung 
etwas anders gestalten müssen, damit genügend Zeit für die Dis-
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kussion bleibt. Der Bundesvorstand hat daher auf seiner gestrigen 
Sitzung beschlossen, Ihnen zu empfehlen, die Aussprache zu Tages­
ordnungspunkt 9 mit der Aussprache zu Tagesordnungspunkt 12 zu 
verbinden und gemeinsam heute nachmittag nach dem Bericht des Ge­
neralsekretärs stattfinden zu lassen. Sind Sie mit diesem Vor­
schlag einverstanden? - Ich höre keinen Widerspruch; damit ist 
beschlossen, so zu verfahren. 

Ich lasse dann über die Tagesordnung abstimmen. Wer ihr zustimmt, 
den bitte ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. - Danke schön. 
Das ist, soweit ich sehe, die große Mehrheit. Die Tagesordnung 
ist damit beschlossen. 

Liebe Freunde, um genügend Zeit zur Diskussion heute nachmittag 
zu haben, haben wir beschlossen, daß unser Berliner Abend heute 
nicht um 2o, sondern erst um 21 Uhr beginnt. Ich bitte also vor­
zumerken: Berliner Abend heute um 21 Uhr am Kurfürstendamm. 

Zunächst noch einige geschäftsleitende Beschlüsse. 

Nach § 1o Abs. 1 der Geschäftsordnung der CDU wählt der Bundes­
ausschuß auf Vorschlag des Bundesvorstandes für jeden Bundes­
parteitag eine Mandatsprüfungskommission. Für den 28. Bundes­
parteitag hat der Bundesausschuß bei seiner Sitzung am 1o. Dez. 
1979 in Berlin folgende Mitglieder für die Mandatsprüfungskommis­
sion gewählt: als Vorsitzender Norbert Kaczmarek, CDU-Landesver­
band Berlin, als Beisitzer Harm Dallraeyer, Generalsekretär der 
CDU Schleswig-Holstein, Hartmut Perschau, Landesgeschäftsführer 
der CDU Hamburg, Karl Schumacher, CDU-Bundesgeschäftsstelle. Die 
Handatsprüfungskommission wird ihren Bericht bei der 2. Plenar­
sitzung am heutigen Nachmittag abgeben. 

Die genannten Mitglieder der Mandatsprüfungskommission werden ge­
beten, sich um 11 Uhr, also jetzt, im Büro der Organisations­
leitung auf der Bühnenebene zu ihrer Sitzung einzufinden. 

Weiter schlagen wir Ihnen, liebe Freunde, vor, daß wir folgende 
Fristen für die Einreichung von Initiativanträgen, die von 3o 
Delegierten unterschrieben sein müssen, jetzt festlegen: 
1. für Anträge zum Wahlprogramm der CDU/CSU Montag, den 19. Mai 
198o, 13 Uhr; 2. für Anträge zu Tagesordnungspunkt 14 - Anträge 
zur Änderung des Statuts, der Beitrags- und Finanzordnung und 
der Parteigerichtsordnung -, für Anträge zu Tagesordnungspunkt 
IS - sonstige Anträge - und für Anträge zu Tagesordnungspunkt 13 -
Jugend und Union - Montag, den 19. Mai 198o, 17 Uhr. Sind Sie mit 
diesem Vorschlag einverstanden? - Ich sehe keinen Widerspruch. 
Damit sind die Fristen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 
Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten Antragskommission 
Eine Aufstellung der vom Bundesvorstand nach § 1o Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung bestellten Antragskommission liegt Ihnen vor. Der 
Bundesparteitag kann diese Antragskommission um weitere Mitglieder 
ergänzen. Werden solche Ergänzungsvorschläge gemacht? - Das ist 
nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die die Antragskommis­
sion in der vorgeschlagenen Zusammensetzung bestätigen wollen, 
um das Kartenzeichen. - Das ist die Mehrheit. Damit ist die 
Kommission bestellt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf: 
Wahl der Stlmmzählkommission: 
Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die nach § lo Abs. 2 der 
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Geschäftsordnung zu wählende Stimmzählkommission liegt Ihnen vor. 
Wenn Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind, bitte ich um 
das Erheben der Stimmkarten. - Das ist die Mehrheit. Damit ist 
die Stimmzählkommission bestellt. 

Damit sind wir mit den geschäftsleitenden Angelegenheiten fertig. 

Zu einem Grußwort erteile ich nunmehr das Wort für das gastgebende 
Land Berlin dem Regierenden Bürgermeister Dietrich Stobbe. 

Dietrich Stobbe, Regierender Bürgermeister von Berlin (mit Bei-
fall begrüßt): 

Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
heiße Sie alle in Berlin namens des Senats von Berlin sehr herz­
lich willkommen. Wir freuen uns, daß Sie Ihren Bundesparteitag 
bei uns abhalten. 

Ihr Generalsekretär hat in der Vorausschau auf diese Tagung 
seiner Hoffnung Ausdruck gegeben, daß es in Berlin für die CDU 
einen Parteitag der Ermutigung geben werde. Lassen Sie mich dazu 
sagen: Wir Berliner begrüßen es, wenn Gäste in unserer Stadt Mut 
schöpfen. Wir nehmen das als ein gutes Zeichen für Berlin selbst 
und seine Aufgaben, die es für alle Deutschen erfüllt. 

(Beifall) 

Ihre Beratungen und Ihre Beschlüsse werden, auch wenn die Berliner 
selber nur bedingt an der Entscheidung des 5. Oktober mitwirken 
können, in unserer Stadt mit großer Aufmerksamkeit verfolgt; 
denn wir Berliner bleiben für politische Entwicklungen und Ent­
scheidungen in besonderer Weise sensibilisiert. Keine andere 
Stadt in unserem Land ist so unmittelbar mit dem Gang der inter­
nationalen Ereignisse verbunden. In keiner anderen Stadt wird mit 
so vitalem Interesse beobachtet, welchen Beitrag unser Land für 
den Frieden leisten kann und muß. 

Ihr Bundesparteitag findet in einer Zeit statt, in der die Doppel­
krise im Mittleren Osten und die Diskussionen über ungeklärte 
Rüstungsfragen zwischen Ost und West die Welt in Atem halten. Er 
findet statt an einem Ort, an dem deutlich wird, daß sich trotz 
dieser krisenhaften Entwicklungen das in den letzten zehn Jahren 
geknüpfte Netz von Verträgen, Vereinbarungen und Kontakten als 
haltbar und ausbaufähig erwiesen hat. Das ist, so meinen wir, 
meine Damen und Herren, eine wichtige Erfahrung, die bei künftigen 
Entscheidungen nicht unberücksichtigt bleiben kann. 

Meine Damen und Herren, wir in Berlin sind bereit, praktische 
Solidarität mit den Vereinigten Staaten von Amerika zu üben, auch 
wenn es Belastungen bedeuten sollte. 

(Beifall) 

Die Vereinigten Staaten haben Europa und insbesondere unserer 
Stadt in jeder Stunde der Nachkriegszeit Schutz und Hilfe gewährt. 
Das werden und dürfen wir nie vergessen. Das Abgeordnetenhaus von 
Berlin hat die Haltung der Bürger unserer Stadt erst vor kurzer 
Zeit einmütig - das kommt weiß Gott selten genug vor - zum Aus­
druck gebracht. 

(Beifall) 

In Berlin, meine Damen und Herren, werden die Widersprüche der 
politischen Lage, in der wir Deutsche uns befinden, in besonderer 
Weise sichtbar. Wir wissen, daß der Frieden nur erhalten werden 
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kann, solange es das Gleichgewicht der Kräftt, insbesondere 
zwischen den großen Mächten, gibt. Dieses Gleichgewicht ist zu­
gleich die Voraussetzung für die Erhaltung unserer Freiheit. 
Dieses Gleichgewicht bedeutet aber auch, daß keine Seite der 
anderen ihren politischen Willen aufzuzwingen vermag. Das wieder­
um bedeutet, daß in überschaubarer Zeit kein Erde der Teilung 
unserer Stadt und unseres Landes zu erwarten ist, weil sich 
Machtverschiebungen in Mitteleuropa eben aussc)iließen. 

Diese Erkenntnis darf für niemanden Resignation bedeuten und hat 
sie insbesondere für die Berliner auch nie bedeutet. Sie war und 
ist vielmehr Ausgangspunkt der Politik, die das Ziel hat, die 
Folgen der Trennung abzubauen und Beiträge zu leisten, die auf 
eine allmähliche Verbreiterung des Kooperationsfeldes zwischen 
Ost und West hinzielen. 

Indem wir das tun, eröffnen wir die Chance auf eine schrittweise 
Gestaltung einer europäischen Friedensordnung, die über das bloße 
Widerspiegeln der als Folge des Zweiten Weltkriegs entstandenen 
Machtstrukturen hinausweist. Berlins Auftrag bleibt es dabei -
so sehen wir Berliner es -, ein Eigengewicht in das Machtgetüge 
zwischen Ost und West einzubringen, weil hier jeden Tag neu be­
wiesen werden kann, daß es sich lohnt, gemeinsam mit den drei 
Schutzmächten und dem Bund unsere Freiheit zu bewahren und gleich­
zeitig gemeinsam nach Wegen der Verständigung mit der anderen 
Seite zu suchen. 

Meine Damen und Herren, Bundeskanzler Helmut Schmidt hat vor 
wenigen Monaten anläßlich des SPD-Parteitags mit Blick auf diese 
neue Berliner Tagungsstätte festgestellt: Wer sich im ICC zu­
rechtfindet, findet sich auch im Leben zurecht. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich bin sehr zuversichtlich, daß das auch für Sie gilt, zumal Sie 
mit einem neuen ICC-Leitsystem arbeiten. Die grüne Richtung ist 
für die Presse; das läßt manchen bestimmt hoffen. Die rote Rich­
tung ist - man sehe und staune - für die Delgierten; verzeihen 
Sie mir, wenn ich sage, daß das zumindest mich hoffen läßt. 

Ich wünsche Ihnen einen guten Bundesparteitag und einen ange­
nehmen Aufenthalt in Berlin. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Herr Regierender Bürgermeister, 
wir danken Ihnen für die ermutigende Begrüßung, wenn auch viel­
leicht nicht alle Ihre Hoffnungen in Erfüllung gehen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Die Delegierten dieses Bundesparteitages der CDU fühlen sich 
in Berlin wohl, und wir danken Ihnen herzlich für die Gast­
freundschaft in dieser Stadt. 

(Beifall) 

Seien Sie versichert, daß die CDU alles tun wird, um die Frei­
heit Berlins zu bewahren, seine Lebensfähigkeit zu stärken und 
seine Zukunft zu sichern. 

(Beifall) 
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Zu einem Grußwort für den gastgebenden Landesverband Berlin er­
teile ich jetzt unserem Freund Richard von Weizsäcker das Wort. 

Dr. Freiherr Richard von Weizsäcker (mit Beifall begrüßt): 
Herr Regierender Bürgermeister, Sie haben uns alle hier im 
Namen Berlins begrüßt. Ich möchte mich dem von Herzen an­
schließen,nicht nur weil Sie mein Berliner Vorredner sind, 
sondern weil Sie, wie ich zuversichtlich hoffe', auch mein 
Berliner Amtsvorgänger sind. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wir sind hier auf einem Parteitag; irgendwann muß es ja los­
gehen; Steigerungen bleiben sowieso vorbehalten. 

(Heiterkeit) 

Wir von der Berliner CDU sind von Herzen dankbar, daß die CDU 
Deutschlands in entscheidungsvoller Zeit wieder Berlin als Ort 
für den Parteitag gewählt hat. Es hat noch nie jemandem ge­
schadet, nach Berlin zu kommen. Es ist immer gut, hierherzu­
kommen, nicht nur gut für den Kampfgeist, sondern auch gut für 
die Perspektive für die eigene Politik. Erlauben Sie mir, Ihnen 
zu dieser Perspektive kurz drei Gedanken vorzutragen. 

Zunächst: Was bedeutet die Gemeinschaft des Bundes, in die das 
freie Berlin fest eingeschlossen ist? Was bedeutet sie für 
Berlin, und was bedeutet sie für die Bundesrepublik Deutsch­
land im ganzen? Für uns in Berlin bedeutet sie die Sicherung 
unserer Lebensfähigkeit und den Ausgleich unserer Standort­
nachteile, den lebensspendenden Strom für die menschliche und 
geistige Zusammengehörigkeit in Freiheit. Für die, die aus allen 
anderen Teilen der Bundesrepublik Deutschland nach Berlin 
kommen, aus Westdeutschland, wie man hier immer sagt - das 
mögen die Südlichter und die Nordlichter gnädig hinnehmen -, 
ist eine Reise nach Berlin schön, interessant, aufregend,auch 
aufwühlend. Überdies möchte ich anmerken, daß die Chaoten, die 
am Samstagabend am Amerika-Haus in Erscheinung getreten sind, 
überwiegend keine Berliner Pflanzen, sondern Teilzeitimporte 
aus allen möglichen Richtungen der Welt sind. 

(Beifall) 

Berlin ist aber für manchen, der in Westdeutschland mit Berlin 
zu tun hat, gelegentlich auch lästig. Es kostet Zeit, Geduld. 
Man muß sich mit der Berlin-Klausel, mit Fragen nach den Haus­
haltsmitteln abgeben. Ist es aber wirklich nur eine Last? 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde,man stelle sich doch ein­
mal vor: Wie würde sich die Mentalität in der Bundesrepublik 
Deutschland denn ohne das freie Berlin entwickelt haben? Wie 
würde sie sich im Blick auf das Ziel unseres Grundgesetzes, 
die Teilung Deutschlands zu überwinden, entwickelt haben? In 
unseren Grundsatzprogramm steht: 

"Freiheit und Einheit für das gesamte deutsche Volk zu erringen, 
ist Aufgabe der deutschen Politik. In Frieden wollen wir die 
Spaltung Europas und mit ihr die Teilung unseres Vaterlandes 
überwinden." 

Wie wäre es mit dem Bewußtstein in bezug auf diese Aufgabe ohne 
Berlin? Gewiß, Berlin wird gelegentlich als Last empfunden. 
Berlin bindet uns Deutsche aber an das, was wir eben nicht los­
lassen dürfen und nicht loslassen wollen. Der Wille der 
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deutschen Nation zur Einheit wird immer friedlich sein, denn er 
baut auf dem demokratischen Grundrecht der freien Selbstbe­
stimmung auf. 

Eben deshalb wird dieser Wille seine geschichtliche Kraft be­
halten. Diesen Willen täglich zu unterstreichen, ihn zu stärken, 
ihn auch einer neuen Generation in und durch Berlin verständlich 
zu machen - das ist es, was, neben anderem, Berlin für die 
Deutschen im ganzen bedeutet. So wirkt Berlin gelegentlich als 
Last. Mir scheint aber, es ist wie eine tiefere Weisheit der 
Geschichte, daß dieses Berlin zugleich Mahnung der Deutschen für 
das ist, was sie ohne diese Mahnung sonst vielleicht nicht so 
plastisch vor Augen hätten und nicht so deutlich als Aufgabe er­
kennen und behalten würden. Dies gilt es gerade auch in einem 
Wahljahr nicht zu vergessen. 

Mein zweiter Gedanke ist dieser. Liebe Freunde, wir müssen -
der Regierende Bürgermeister hat darauf mit Recht hingewiesen -
hier in Berlin gemeinsam dem Ernst der weltpolitischen Lage ge­
wachsen sein. Folglich lernen wir hier auch das, was Demokraten 
immer auszuzeichnen hat, nämlich zwischen dem, was wir gemein­
sam zu tragen haben, und jenem anderen, worüber wir streiten 
müssen, zu unterscheiden. Der Regierende Bürgermeister hat mit 
Recht an die Ereignisse in den letzten Monaten hier in Berlin 
erinnert. Wir von der Berliner CDU haben ihn und die führenden 
Persönlichkeiten der Koalitionsparteien zu einem Gedankenaus­
tausch eingeladen. Ziel dieses Gedankenaustausches war es, fest­
zustellen, wie einer weiteren Verschlechterung des Verhältnisses 
zwischen den Vereinigten Staaten und uns entgegengewirkt werden 
könnte. Wir haben den Herrn Regierenden Bürgermeister nachdrück­
lich ermuntert, frühzeitig nach Amerika zu fahren und den Präsi­
denten Carter zu besuchen. Wir haben ihm dafür ausdrücklich die 
Unterstützung aller Berliner zugesagt. Sein Besuch bei dem ameri­
kanischen Präsidenten, seine Eindrücke, die er drüben und hüben 
öffentl-ich zum Ausdruck gebracht hat, haben wesentlich dazu bei­
getragen, daß unser Gedanke einer gemeinsamen Entschließung im 
Abgeordnetenhaus verwirklicht werden konnte. Hier hat das freie 
Berlin seiner Haltung vor aller Welt Ausdruck verliehen. Die 
Unterstützung, die enge Bundesgenossenschaft mit unserer Schutz­
macht, den Vereinigten Staaten, unser Wille, daß die amerikani­
sche Position nicht geschwächt, sondern gestärkt werde - das 
alles entspricht nicht nur unserer Dankbarkeit aus schweren Zei­
ten dieser Stadt, sondern unserem gegenwärtigen und zukünftigen 
ureigensten Interesse. 

(Beifall) 

Natürlich gibt es aber auch streitige Bestandteile. Das deutsch-; 
amerikanische Verhältnis war auf jene positiven Äußerungen drin­
gend angewiesen. Kurz vorher hatte ja der Bundeskanzler den ameri­
kanischen Präsidenten besucht. Er hatte auf die besondere Lage 
der Deutschen dort hingewiesen, wo seine Beurteilung der Welt­
lage von der des amerikanischen Präsidenten etwas abwich. Er 
hat auf Dinge verwiesen, die zweifellos stimmen. Wir haben eine 
besondere Verantwortung für unsere Landsleute im anderen Teil 
unseres getrennten Vaterlandes. Der Bundeskanzler hat dann aber 
auch gesagt, das, was unsere besondere Lage ausmache und uns von 
den Amerikanern unterscheide, seien die besondere Lage und die 
Verwundbarkeit Berlins. Meine Freunde, wenn es etwas Besonderes 
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gibt, was die Amerikaner und die Deutschen gerade nicht trennt, 
sondern verbindet, dann ist es die besondere Lage Berlins. 

(Beifall) 

Wir würden einen gefährlichen Weg gehen, wenn wir die Amerikaner 
darauf hinwiesen, daß das, was uns gegenüber ihnen in eine be­
sondere Lage bringe, die Lage Berlins sei. Wir würden dann eines 
schönen Tages ja vielleicht genötigt sein, selber eine Schutz­
machtrolle zu übernehmen. Wie würden denn dann die Vereinigten 
Staaten reagieren? Derartiges hat vor Bundeskanzler Schmit nie 
ein Bundeskanzler gesagt, egal, von welcher Partei er kam. Der­
artiges wird Franz Josef Strauß nie sagen. 

(Beifall) 

Daher waren die Reise des Regierenden Bürgermeisters und die ge­
meinsame Resolution des Berliner Abgeordnetenhauses gut und not­
wendig . 

Mein dritter und letzter Gedanke, liebe Freunde: Die Stichworte, 
die diesen Parteitag und unseren Wahlkampf kennzeichnen, sind 
zugleich auch die Stichworte, die unsere Lage in Berlin kenn­
zeichnen: Frieden und Freiheit. 

In Berlin muß man lernen, daß Freiheit kein Geschenk, kein Bün­
del von Ansprüchen an andere, keine deutsche Übersetzung für das 
Wort Subventionsmentalität ist, sondern die Unterstützung, die 
wir von anderen nötig haben, gewinnen wir nur - und das wissen 
wir gemeinsam in Berlin -, wenn wir selbst die Freiheit als das 
verstehen, was sie ist: Aufgabe und Herausforderung an uns 
selbst. 

Dazu gehört: Wir haben die Freiheit nur dann, wenn wir nicht 
weiter über unsere Verhältnisse leben. Wir werden die Freiheit 
nur dann erhalten, wenn wir an die Zukunft denken und die Zu­
kunft sichern, nicht aber, wenn wir die Kosten der Gegenwart 
verantwortungslos auf die Zukunft schieben, nein, wenn wir uns 
die Zukunft in der Gegenwart etwas kosten lassen. 

(Beifall) 

Die Verantwortung des Menschen für sich selbst, sein Blick für 
den Nächsten, seine Hilfe für den Nachbarn, sein Engagement in 
der Gemeinde, das alles ist Sache des freien Menschen und nicht 
seiner Bürokratien. 

(Beifall) 

Daher müssen wir ernst machen und unsere Stichworte der Solidari­
tät, der Subsidiarität, der Selbstverwaltung, der Dezentralisie-
rund anstelle undurchschaubarer Bürokratien und zentraler und 
kollektiver Systeme ernst nehmen. 

Liebe Freunde, meine Damen und Herren, das Grundsatzprogramm der 
CDU ist kein bloßer Sonntagstext, sondern eine Notwendigkeit für 
den Alltag. Es ist die Ermutigung zu unserer eigenen Sache, die 
wir aus diesem Grundsatzprogramm entnehmen können. Wir ziehen 
jetzt gemeinsam in den Wahlkampf. So % der neuen Berliner Bundes­
tagsabgeordneten kommen von der Berliner CDU - das mögen Sie als 
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Anzahlung auf das auffassen, was wir zu diesem Bundestagswahl­
kampf noch beitragen wollen. 

(Beifall) 

Was wir aber brauchen und was uns beflügelt, ist neben der Aus­
einandersetzung mit dem Gegner das Zutrauen zu uns selbst, das 
Zutrauen zur eigenen Sache. Das hat der Berliner in schweren und 
guten Tagen immer als eine ihn auszeichnende Qualität gehabt. 
Das wollen wir Berliner auch in den Bundestagswahlkampf einbrin­
gen. Das ist die Kraft, mit der Sie alle von Berlin gestärkt 
wieder nach Hause zurückkehren mögen - in den gemeinsamen Wahl­
kampf. 

In diesem Sinne heißt die Berliner CDU Sie hier in Berlin alle 
herzlich willkommen. 

(Anhaltender Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Richard von Weizsäcker, 
herzlichen Dank für diese Worte der Begrüßung. Mögen Ihre Hoff­
nungen alle in Erfüllung gehen. Der Parteitag wünscht Ihnen und 
der Berliner CDU für Ihre Arbeit in Berlin Glück und Erfolg. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Parteivorsitzenden 
Ich erteile das Wort dem Vorsitzenden der Christlich Demokrati­
schen Union Deutschlands, unserem Freund Dr. Helmut Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit lang anhaltendem Bei­
fall begrüßt): Meine lieben Freunde! Ein herzliches Wort des 
Dankes von mir für diese freundliche Begrüßung. Und jetzt wol­
len wir zur Sache kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Freunde! 
Wir haben uns heute zu unserem Bundesparteitag in Berlin unter 
unserem Wahlslogan "Für Frieden und Freiheit" versammelt. Sel­
ten zuvor waren diese Grundlagen unserer Politik so unmittel­
bar gefährdet wie gerade heute. 
Aber, bevor wir uns diesen drängenden und bedrückenden außen-
und innenpolitischen Problemen zuwenden, erwarten Sie mit Recht 
vom Vorsitzenden der CDU ein Wort zur Lage unserer Partei. Es 
soll ein offenes Wort sein. Ich habe mit vielen von Ihnen in 
diesen Tagen gesprochen, viele haben mir geschrieben, manche 
mit Sorge, manche resigniert. Bei vielen unserer Mitglieder, 
unserer Wähler und Freunde spürt man, daß sie auf ein Wort der 
Ermutigung, auf eine Tat der Ermutigung warten. 

(Beifall) 

Wir haben im Laufe dieses Jahres bei den Landtagswahlen Rück­
schläge hinnehmen müssen. Ich sage es ganz drastisch, wie ich 
es empfinde: Das Wahlergebnis in Nordrhein-Westfalen steckt 
vielen von uns noch in den Knochen. Wir haben mit vollem Ein­
satz gekämpft, und wir haben es nicht geschafft. Ich kann die 
Gefühle unserer Freunde an Rhein und Ruhr verstehen, die in ei­
ner großartigen Weise gekämpft haben, überall um Wählerstimmen 
geworben haben. Sie haben unseren Dank und unseren Respekt ver­
dient. 

(Beifall) 
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Das gilt auch für unsere Freunde in Baden-Württemberg und an 
der Saar. Mit Recht fühlen sich nicht wenige nicht nur um einen 
möglichen, sondern auch um einen verdienten Erfolg betrogen. Be­
trogen durch einen Wahlkampf, in dem die Sozialdemokraten alle 
Register der Verleumdung, der Demagogie und der Verängstigung 
der Bürger gezogen haben. 
Aber, es wäre ganz falsch, wenn unsere Antwort darauf Resig­
nation wäre. Es wäre ebenso falsch, wenn unsere Antwort auf die­
se Form von Demagogie blinde Konfrontation wäre. Das ist nicht 
der Stil der Union in Deutschland. 

(Beifall) 

Wir wollen hart um jede Stimme kämpfen. Aber aus der Idee und 
aus den Überzeugungen der Union heraus sind wir nicht in der 
Lage, mit Unfairneß politische Geschäfte zu machen. 

Wir sollten dies gerade hier in Berlin bedenken. Wer über diese 
Stadt blickt, wer am Reichstag steht, spürt etwas vom Auf und Ab 
unserer Geschichte. 

Zu unserer Geschichte gehört auch die schlimme Erfahrung, daß 
die Republik von Weimar in den bürgerkriegsähnlichen Verhält­
nissen, in dem Angriff der roten und braunen Horden zugrunde ge­
gangen ist. Wer in unserem Lande Sturm sät, muß wissen, daß er 
Chaos ernten wird. Das ist die Erfahrung der deutschen Geschichte. 

(Beifall) 

Aber gerade weil dies die Erfahrung ist, müssen wir in den näch­
sten Monaten kämpferisch undilentschieden unsere Argumente vortra­
gen. 

Eine Partei, die führen will, die den Bürgern sagt, daß gerade 
sie die schwierigen Probleme unserer Zeit meistern kann, eine 
solche Partei - und das sind wir - muß auch Rückschläge verkraf­
ten können; sie muß Stehvermögen beweisen können. Beharrlichkeit, 
Selbstvertrauen, die Mobilisierung aller unserer Kraftreserven 
und die Fähigkeit eines jeden von uns, sich in diesen kommenden 
Wochen und Monaten zu steigern - das ist jetzt das, was unsere 
Mitbürger von uns verlangen, was Sie mit Recht von mir, dem Vor­
sitzenden, verlangen, was ich von jedem Mitglied der CDU gleicher­
maßen erwarten darf. 

(Beifall) 

Wir müssen fähig sein, noch zuzulegen und aus den Rückschlägen 
der zurückliegenden Monate Konsequenzen zu ziehen. 

Die erste Konsequenz lautet: doppelter Einsatz. Mehr als zwei 
Millionen Bürger, die 1975 gewählt haben, sind bei der letzten 
Wahl in Nordrhein-Westfalen zu Hause geblieben. Mit über 100.000 
Stimmen weniger als bei der letzten Bundestagswahl haben die 
Sozialdemokraten jetzt die absolute Mehrheit erreicht. Auch viele 
unserer Wähler sind zu Hause geblieben. Wir müssen gerade diesen 
Mitbürgern bis zum S. Oktober klarmachen, um was es bei dieser 
großen Entscheidung geht. 

(Beifall) 

Die zweite Konsequenz: Wir müssen mit unserer Politik nicht nur 
den Verstand, sondern stärker als bisher auch die Herzen der 
Menschen erreichen. Das ist eine der Voraussetzungen für den 
Wahlerfolg. ,„ .̂  

^ (Beifall) 
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Wir haben - und darauf sind wir stolz - in diesen letzten zehn 
Jahren unsere Sachkompetenz, unsere programmatische Kompetenz 
enorm gesteigert. Wir haben hervorragende, seriöse, überzeugende 
Programme. 

Wir können zu Recht - Richard von Weizsäcker sprach aus gutem 
Grund davon - auf unser Grundsatzprogramm stolz sein. Aber, dies 
alles darf nicht nur kluge Parteitheorie für kleine Zirkel blei­
ben. Wir müssen seine Grundgedanken, wir müssen sein Menschenbild, 
wir müssen seine Ziele zur prägenden Kraft, zum Signum unserer 
Politik draußen im Lande auf den Straßen und Plätzen machen. Das 
ist die Voraussetzung, wenn wir die Wahl gewinnen wollen. 

(Beifall) 

Wir haben hervorragende jugendpolitische Leitsätze. Aber es ist 
uns offenbar bis jetzt nicht gelungen, diese Gedanken über eine 
kritische Distanz hinwegzutragen, die uns noch immer von Teilen 
der jungen Generation trennt - und zwar deswegen, weil auch wir 
nicht genug hinhören und die Sorgen nicht verständlich genug 
ansprechen. 

Wir haben ganz gewiß das überzeugendste Umweltprogramm, das es in 
der Bundesrepublik Deutschland gibt. Aber dennoch müssen wir zur 
Kenntnis nehmen, daß die Grünen immer noch Zulauf finden. 

Wir haben früher, intensiver als andere, die Neue Soziale Frage 
formuliert, haben uns zum Anwalt der Schwachen gemacht. Wir ver­
zichten auf das einseitige Bündnis mit mächtigen Interessengrup­
pen. Und dennoch hält sich das Vorurteil, daß eine andere Gruppe, 
die SPD, stärker die Interessen der sozial Schwachen vertritt, 
obwohl gerade diese zehn Regierungsjähre der SPD den Verrat an 
den Interessen der kleinen Leute jedermann deutlich machen kön­
nen. 

(Beifall) 

Wir müssen von Geld und von Wirtschaft und von Investitionen und 
von Staatsquote reden. Aber wir dürfen nicht nur deshalb davon 
reden, weil die Sozialisten so eklatant versagt haben. Wichtiger 
ist es, unsere Mitbürger davon zu überzeugen, daß es uns eben 
nicht nur um Statistiken, um Daten, um Meßgrößen, sondern um die 
Menschen, um ihr ganz persönliches Schicksal, um die Qualität 
ihres Lebens geht. 

Es fehlt uns ganz gewiß nicht an Analysen und Antworten auf die 
Probleme unserer Zeit. Aber - und das ist meine dritte Konsequenz 
aus diesen Erfahrungen des Jahres - wir müssen das soziale und 
das liberal-freiheitliche Profil unserer politischen Aussage 
deutlicher herausstellen. 

(Beifall) 

Wir können und dürfen den Menschen in der Bundesrepublik Deutsch­
land eine Politik zusichern, die Steuern abbaut, damit sich 
Leistung, Einsatz und Risiko lohnen, damit sich die Oberstunde 
wieder lohnt. Wir können den Menschen eine Politik zusichern, die 
die Renten sicherer macht und die Angst vor der Zukunft überwin­
det. 

Wir können den Menschen in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Politik zusichern, die unsere Energieversorgung sichert, damit 
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die Menschen nicht eines Tages gezwungen sind, das, was sie 
jetzt für den Urlaub verwenden, in Zukunft für das Heizöl sparen 
zu müssen. 

Diese Ziele müssen wir im Wahlkampf selbstbewußt und klar heraus­
stellen. Unsere Mitbürger sollen uns vertrauen. Es genügt nicht, 
daß sie uns etwas zutrauen. 

Deshalb ist es so wichtig, daß wir unsere Programme und unsere 
Sachkompetenz auch personell darstellen. Wir, die Union, verfü­
gen über ein breites Angebot qualifizierter und überzeugender 
Persönlichkeiten in allen Bereichen der Politik. Deswegen ist 
es wichtig, richtig und notwendig, daß wir in wenigen Tagen in 
Bonn gemeinsam mit Franz Josef Strauß eine Mannschaft vorstellen, 
die unser Programm vertritt, in der der Wahlbürger seine Politik 
auch in Persönlichkeiten wiederfindet. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir treten mit Franz Josef Strauß an, der mit Kon­
rad Adenauer und der CDU/CSU die Verankerung der Bundesrepublik 
Deutschland im westlichen Bündnis mitgestaltet hat, der einer 
der Baumeister dieser Republik ist. 

Wir treten mit Franz Josef Strauß an, der mit Ludwig Erhard und 
der CDU/CSU schon damals im Wirtschaftsrat der Bizone die Soziale 
Marktwirtschaft durchgesetzt hat. 

wir treten mit Franz Josef Strauß an, der als Verteidigungsmini­
ster der Regierung Adenauer die entscheidenden und noch heute 
wirksamen Grundlagen für unsere Sicherheit gelegt hat. 

Wir treten mit Franz Josef Strauß an, der als Finanzminister der 
Regierung Kurt Georg Kiesinger unseren Bürgern_gezeigt hat, was 
sorgsamer und verantwortungsbewußter Umgang mit dem Geld des 
Steuerzahlers bedeutet. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es ist doch eine Heuchelei der Sozialisten, wenn 
die SPD in der mit der bisher größten Verleumdungskampagne in 
der Geschichte unserer Bundesrepublik Deutschland Wahlkampf 
führt - vor allem gegen Franz Josef Strauß. Das sind die gleichen 
Sozialdemokraten, die vor nicht allzu langer Zeit - in der 
Großen Koalition - ganz selbstverständlich neben Franz Josef 
Strauß am Kabinettstisch Platz genommen haben. Das ist die 
gleiche SPD, die damals die gute Zusammenarbeit mit diesem Mann 
gar nicht genug loben konnte. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, politische Gegnerschaft unter Parteien 
ist notwendig und richtig. Aber wenn politische Gegnerschaft 
in blanke Feindschaft, in blanken Haß umschlägt, dann ist das der 
Anfang vom Ende einer freiheitlichen Ordnung in unserer Bundes­
republik Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Mit unserem gemeinsamen Programm, mit unserer Mannschaft, mit 
Franz Josef Strauß können wir die Wahl im Oktober gewinnen. Wir 
haben im vergangenen Jahr unter schwierigen Bedingungen die Eu­
ropawahl in hervorragender Weise bestanden. Wir müssen kämpfen, 
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wir müssen um das Vertrauen unserer Mitbürger ringen. Es ist 
jetzt nicht die Zeit, um zu verschnaufen, jetzt müssen wir gemein­
sam ohne Zaudern und Zagen die Ärmel hochkrempeln, gemeinsam und 
entschlossen kämpfen. Wer zögert, überzeugt nicht, und wer ab­
wartet, wird lange warten müssen. Auch das muß jederman in der 
Partei begreifen. 

(Beifall) 

Unser Parteitag und unser Wahlkampf stehen unter dem Thema "Für 
Frieden und Freiheit". In keiner anderen Stadt unseres Landes 
haben die Menschen mehr Offenheit und Sensibilität für die Be­
deutung und die Aktualität dieser Aussage als hier im freien 
Teil Berlins. Die Menschen in dieser Stadt lehnen sehr bewußt 
eine Politik ab, die den Frieden zum Preis der Freiheit erkauft. 

Unser Parteitag findet in einer Lage statt, in der der Frieden 
in der Welt und unsere Freiheit gefährdet sind. Erstmals seit 
dem Zweiten Weltkrieg hat die Sowjetunion ihren Machtbereich mit 
militärischer Gewalt erweitert. Sie hat in der Woche nach Weih­
nachten Afghanistan überfallen. Sie ist damit den Ölquellen des 
Iran und der strategiscfi wichtigen Position am Persischen Golf 
ein großes Stück nähergerückt. Sie bedroht, wenn sie will, eine 
der Lebenslinien unserer Energieversorgung und unserer Wirtschaft. 
Der Westen - und auch wir in der Bundesrepublik Deutschland -
sind durch diese Entwicklung erpreßbarer geworden. Die Gelegen­
heit schien der Sowjetunion günstig, das Risiko berechenbar. Die 
Schwäche des Westens, die Entschlußlosigkeit derjenigen, die die 
Freiheit verteidigen, ist für die Sowjetunion fester Bestandteil 
ihres machtpolitischen Kalküls. Dies ist die geschichtliche Stun­
de der Union, um diese für unsereFreiheit und für den Weltfrie­
den gleichermaßen gefährliche Rechnung zu durchkreuzen, genauso 
wie wir dies in 2o Jahren Regierungszeit mit Adenauer, Erhard 
und Kurt Georg Kiesinger getan haben. 

(Beifall) 

Wie hat sich diese Republik in diesen zehn Jahren verändert! "Für 
Frieden und Freiheit", diese für uns unlösbare Einheit, ist für 
nicht wenige unserer politischen Gegner bereits eine Provokation. 
Eine starke Fraktion innerhalb der SPD ist nicht mehr bereit, 
diese elementare Programmaussage zu unterschreiben. Um so ent­
schlossener müssen wir uns für eine Politik einsetzen, die den 
Frieden und die Freiheit sichert, die bereit ist, die Freiheit 
zu verteidigen und notfalls auch Opfer für die Freiheit zu brin­
gen; denn die Freiheit hat ihren Preis, und das müssen wir un­
seren Bürgern wieder deutlicher sagen. 

(Beifall) 

Wenn wir uns "Für Frieden und Freiheit"einsetzen, dann muß unser 
Land entschlossen an der Seite der Vereinigten Staaten stehen. 
Sie allein garantieren unsere Freiheit, und nur gemeinsam mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika können wir den Frieden und 
die Freiheit unserer Bundesrepublik Deutschland sichern. 

(Beifall) 

Unsere amerikanischen Freunde haben in den letzten Wochen erlebt, 
wie sich Wehner, Brandt, Bahr und auch Helmut Schmidt beflissen 
und einfühlsam in die Sicherheitsbedürfnisse der Sowjetunion ver­
setzt, aber gleichzeitig die Solidarität mit den USA in klein-
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lichem "Wenn und Aber" zerredet und abgewertet haben. 

(Beifall) 

Wir müssen unseren Mitbürgern deutlich machen, daß es für die 
Bundesrepublik Deutschland keinen dritten Weg gibt. Es gibt in 
der machtpolitischen Auseinandersetzung unserer Zeit keine 
"deutsche Karte", die ein deutscher Bundeskanzler ausreizen könn­
te, ohne dabei lebenswichtige deutsche Interessen zu verletzen. 
Wenn es in der krisenhaften Zuspitzung der weltpolitischen Lage 
für uns Deutsche überhaupt eine besondere Mission gibt, dann be­
steht sie vor allem in unserem Beitrag zur Festigung des west­
lichen Bündnisses. Dieses Bündnis schützt uns, in ihm sind wir 
Partei. Daran darf es keinen Zweifel geben. 

(Beifall) 

Unser Platz ist nicht zwischen den Blöcken, unsere Aufgabe ist 
nicht die Rolle des Vermittlers. Dies würde uns weit überfordern. 
Der Friede ist heute deshalb so gefährdet, weil die Sowjetunion 
durch ihre beschleunigte Aufrüstung, durch die weltweite Aggres­
sion das militärische Gleichgewicht zwischen Ost und West zu 
ihren Gunsten immer weiter verschoben hat. Die Entscheidung der 
NATO im Dezember letzten Jahres war in letzter Stunde die not­
wendige Antwort, um das Gleichgewicht der Kräfte und damit Frie­
den und Freiheit wieder zu sichern. Nur vier Monate danach hat 
Bundeskanzler Schmidt ohne jede Absprache mit den Bündnispart­
nern und offenkundig auch zur Überraschung seines eigenen Außen­
ministers diese zentrale Position des Westens in Frage gestellt 
und damit den Beschluß in seiner politischen Wirkung eingeschränkt. 
Der monatelange Sturmlauf der Sowjetunion gegen diesen NATO-Be-
schluß hat ausgerechnet bei uns, den Deutschen, die wir diesen 
Beschluß am dringendsten benötigen, den ersten Einbruch erzielt. 

Bei der Entscheidung über die Nichtteilnahme an den Olympischen 
Sommerspielen haben Schmidt und die SPD den empörenden Eindruck 
vermittelt, als gehe es dabei mehr um eine Rücksichtnahme auf die 
USA als um einen Protest gegen die imperialistische Politik der 
Sowjetunion. Was ist eigentlich eine deutsche Solidarität wider 
Willen noch wert? Brauchen wir wirklich die Amerikaner, um un­
sere Probleme, unser moralisches Gewicht als Teil der freien 
Welt deutlich werden zu lassen? Haben wir aus der jüngsten 
deutschen Geschichte nicht genug Erfahrung, daß wir gegen jede 
Diktatur, gegen jede Verletzung der Menschenrechte aufstehen, ob 
sie von rechts oder von links kommt? 

(Beifall) 

Es muß klar gesagt werden: Der Ausweg aus der Krise muß von der 
Sowjetunion kommen. Sie muß im Sinne des Votums der Vereinten 
Nationen vom Januar ihre Truppen aus Afghanistan zurückziehen, 
sie muß ihr Nein zu Verhandlungen über die Abrüstungsfrage im 
Mittelstreckenbereich zurücknehmen. Wenn wir über all diese 
Dinge sprechen, dann müssen wir verzeichnen, daß sich in der ver­
faßten Meinung der Welt ein Begriff auftut, der in der deutschen 
Politik seine Bedeutung hat: Es ist die Rede von einer "Moskauer 
Fraktion" innerhalb der SPD. 

Es ist die Rede von Kräften, die für die sowjetische Haltung mehr 
Verständnis als für die amerikanische Politik aufbringen. Er­
innern Sie sich an das undurchsichtige Spiel, das Herr Bahr noch 
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in letzter Minute trieb, als es um die Abstimmung im Nationalen 
Olympischen Komitee ging. Was ist das für ein Akt der Heuchelei, 
wenn ein Mann im Bundestag der Regierungsentscheidung zustimmt 
und diese Entscheidung dann in Frage stellt, um das Ziel über 
einen Umweg zu erreichen? 

(Beifall) 

Da ist die Rede von Kräften, die selbst nach der sowjetischen 
Aggression in Afghanistan die USA und die Sowjetunion moralisch 
auf eine Stufe stellten. Da ist die Rede von Kräften, die die 
Bundesrepublik Deutschland immer stärker von Amerika und dem 
westlichen Bündnis abkoppeln und innen- und außenpolitisch einen 
dritten Weg zwischen Ost und West suchen. 

Da ist die Rede von Kräften, die bereits die Sprache der Kommu­
nisten übernommen haben, die von Berufsverboten, Militarismus 
und Imperialismus in der Bundesrepublik Deutschland sprechen. 
Diese Strategie hat in der Politik der SPD Methode. Sie ist an­
gelegt auf Verunsicherung. Sie soll Zweifel ausstreuen, Angst 
machen, wo der offene Kurswechsel noch nicht gewagt wird. Wenn 
die Sozialdemokraten jetzt mit dem Slogan in die Wahl ziehen 
"Sicherheit für Deutschland", dann ist das schlicht ein Wähler­
betrug. Denn es waren doch die Sozialdemokraten, die mit ihrer 
Theorie vom "Wandel durch Annäherung" Illussionen erzeugt, die 
Zweifel an unseren außenpolitischen Positionen genährt und die 
Bereitschaft der jungen Generation, unsere Freiheit zu verteidi­
gen, systematisch untergraben haben. 

(Beifall) 

Noch vor zehn Jahren war es jedem Schulkind in der Bundesrepub­
lik Deutschland klar, wer unsere Freunde in der Welt sind, wem 
wir unsere Freiheit und unsere Sicherheit verdanken und wer die­
se Sicherheit und diese Freiheit bedroht. Inzwischen geht die 
Saat des Zweifels auf. Ein dumpfer Antiamerikanismus macht sich 
hier in den Reihen der SPD breit. Das ist wieder die alte SPD, 
die SPD vor Godesberg. Ich warne nachdrücklich davor, diese An­
zeichen einer unheilvollen Entwicklung zu unterschätzen. 

In diesem Zusammenhang müssen wir von jener infamen Kampagne 
sprechen, aus der Kriegsangst unserer Bürger parteipolitisches 
Kapital zu schlagen und die Union mit ihren über 18 Millionen 
Wählern 1976 - das ist praktisch jeder zweite in unserem Lande -
in den Verdacht der Kriegstreiberei zu stellen. Das war kein Aus­
rutscher in Nordrhein-Westfalen, das war der Beginn einer sorg­
fältig geplanten Kampagne. In der Bundestagsdebatte am vergange­
nen Dienstag hat der Bundeskanzler ja selber die Argumente für 
diese Aktion geliefert. Hier kann der Mantel des Staatsmannes 
den Brandstifter nicht mehr verdecken. 

(Lebhafter Beifall) 

Wer es zuläßt, daß im Jahre 1 98o Frauen, die ihre Männer und 
Söhne auf den Schlachtfeldern des Zweiten Weltkriegs verloren 
haben, vor den Karren seiner Wahlpropaganda gespannt werden, 
der verletzt nicht nur die Regeln von Anstand und Moral, sondern 
der tritt auch die Gefühle und die Würde der Menschen mit Füßen. 

Wir alle wollen den Frieden. Es gibt kaum ein Volk auf dieser 
Erde, das in zwei schrecklichen Kriegen, in der Teilung des Va­
terlandes, der Vertreibung und dem Verlust der Heimat, die Lek­
tion der Geschichte so bitter gelernt hat wie wir, die Deutschen. 
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Wir wollen den Frieden. Aber Frieden nach draußen ist nicht mög­
lich, wenn der Friede im Innern nicht gewährleistet ist. Zum 
inneren Frieden gehört, daß man sich in den Grundfragen der Poli­
tik die Anständigkeit der Motive als selbstverständlich unter­
stellt. Das ist eine der Voraussetzungen einer lebendigen Demo­
kratie . 

(Beifall) 

Was betreibt der Kanzler in diesem Zusammenhang? Er sagte uns am 
Dienstag im'Bundestag, wir seien unfähig zum Frieden, aber er 
selbst hat durch Wort und Tat den inneren Frieden mit zerstört. 

Meine Freunde, ich sagte, in diesen zehn Regierungsjahren hat 
sich unsere Republik wesentlich verändert. Sie hat sich tiefgrei­
fender verändert, als sich dies mancher von uns in der Auseinan­
dersetzung der Tagespolitik heute klar macht. Die Erfahrung in 

diesen Tagen beim feierlichen Gelöbnis von Bundeswehrsoldaten 
in Bremen macht dies schlaglichtartig deutlich. Daß das öffent­
liche Gelöbnis junger Soldaten auf unsere Verfassung den Staat 
in Atem hält, daß dabei ein heftiger Streit in der großen Regie­
rungspartei SPD provoziert wird, daß dieses Gelöbnis nur unter 
dem Schutz eines riesigen Polizeiaufgebots möglich ist, daß 
dann unter bürgerkriegsähnlichen Verhältnissen Hunderte von Sol­
daten und Polizeibeamten verletzt werden und daß man anschlies­
send in der Öffentlichkeit darüber diskutiert, ob derartige Ver­
anstaltungen künftig nicht besser hinter verschlossenen Türen 
abgehalten werden sollten, zeigt in wenigen Sätzen die drama­
tische Veränderung zwischen 1969 und 198o. 

(Beifall) 

Das alles wirft ein grelles Schlaglicht auf den inneren Zustand 
unseres Staates. In welchem anderen Land der Welt wäre es denk­
bar, daß gegen eine Veranstaltung demonstriert wird, bei der 
Soldaten auf die Verteidigung des Friedens, der Freiheit und des 
Rechtes verpflichtet werden?! Was tun eigentlich diese jungen 
Soldaten? Was ist denn der Stein des Anstoßes? 

Diese Soldaten geloben: "Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutsch­
land treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen 
Volkes tapfer zu verteidigen." 

In welchem anderen Land wäre es vorstellbar, daß Zweifel am Sinn 
dieses öffentlichen Gelöbnisses eine Partei, die sich demokra­
tisch nennt, die Sozialdemokratische Partei, in zwei Lager spal­
ten, daß es führende Mitglieder der SPD wagen, öffentlich zur 
Demonstration gegen dieses Treuegelöbnis der Soldaten aufzufor­
dern, daß sich Arbeitsgemeinschaften der SPD nicht mehr scheuen, 
mit Verfassungsfeinden zusammenzuarbeiten, die als gewalttätig 
bekannt sind?! Dies alles legt doch Abgründe offen, dies alles 
müssen wir doch unseren Mitbürgern deutlich machen in diesen 
letzten entscheidenden Wochen! 

(Lebhafter Beifall) 

Wir alle erwarten von unseren Soldaten, daß sie unseren demokra­
tischen Staat verteidigen, daß sie in der Bedrohung ihr Leben 
einsetzen, daß sie dem Frieden dienen. Was geht in einem jungen 
Soldaten vor, der seiner Wehrdienstpflicht nachkommt, wenn er 
solche Ereignisse erleben muß? Wie kann eigentlich diese Bundes­
wehr, wie können ihre Soldaten das Gefühl haben, Teil des Ganzen 
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zu sein, wenn sie sich in einem Getto wiederfinden und man sie 
nach Möglichkeit nicht mehr in der Öffentlichkeit vorzeigt? 
Meine Damen und Herren, es ist das Ende des Verteidigungswillens 
der Bundesrepublik Deutschland, wenn wir dies hinnehmen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich sage nochmals: Unser Volk erwartet von den Soldaten, daß sie 
diesen demokratischen Staat verteidigen und in der Bedrohung ihr 
Leben einsetzen, um dem Frieden zu dienen - aber auch für einen 
Staat, in dem die Regierungspartei SPD diese Verpflichtung 
lächerlich und verächtlich machen läßt und in Zweifel zieht? So 
verrottet die Würde unseres Staates in den Händen von Soziali­
sten. 

In unserer Bundesrepublik Deutschland gibt es heute Leute an 
Schaltstellen der Macht, die hier in diesem Saal vor wenigen Mo­
naten auf dem Bundesparteitag der SPD in brausenden Jubel und 
Beifall ausbrachen, als Walter Jens in seiner demagogischen Re­
de die demokratische Grundordnung unserer Verfassung im Jargon 
der Kommunisten als "jene FDGO" diffamierte, die "längst zur 
Panzerfaust des Staates" geworden sei. 

Ich frage Herrn Schmidt, ich frage Herrn Brandt, und ich frage 
die vielen alten demokratisch gesonnen deutschen Sozialdemo­
kraten: Kann eine solche Entwicklung in der SPD ein Beitrag da­
zu sein, daß Lehrer unsere Kinder zu selbstbewußten, überzeugten 
Demokraten erziehen, wenn sie selbst, die doch ein Beispiel 
geben sollten, zu solchen Diffamierungen der Republik Beifall 
spenden? 

(Beifall) 

Ich sage nicht "Die Sozialdemokraten", ich sage aber: Wichtige 
Teile der SPD sprechen heute die Sprache der Systemüberwinder. 
So reden Leute, die nicht diese Bundesrepublik Deutschland, 
sondern eine ganz andere Republik haben wollen! 

(Beifall) 

Dies ist auch nicht mehr die Sprache Kurt Schumachers, Erich 
Ollenhauers, Fritz Erlers, Ernst Reuters, Carlo Schmids, nicht 
die Sprache von Herbert Weichmann. 

Seit zehn Jahren sieht die SPD tatenlos zu, wie ihre Jugendorga­
nisationen an Dutzenden von deutschen Universitäten Volksfront­
bündnisse mit Kommunisten abgeschlossen haben und mit ihnen vor 
allem aus einem Grund zusammenarbeiten: um andere, demokratische 
Hochschulgruppen wie etwa den RCDS zu diffamieren und auszu­
schließen. Meine Freunde, vergessen wir nie: Die Studenten von 
heute, das sind die Lehrer, das sind die Professoren, das sind 
die Richter und das sind die Abgeordneten von morgen! 

(Beifall) 

Wer die Entwicklung in der SPD sorgfälig beobachtet, der stellt 
fest, daß nach der Bundestagswahl die Gruppe derer in der SPD, 
die dem Umfeld solcher Volksfrontbündnisse entstammen, noch 
stärker sein wird. Helmut Schmidt kann das nicht bremsen. Nein, 
er richtet sich schon heute auf diese Entwicklung ein. Vieles 
von dem, was er heute sagt und tut, und mehr noch das, was er 
nicht sagt und nicht tut, ist die Anpassung an diese Entwick­
lung, die Rücksichtnahme auf die Stategie einer neuen dogma­
tischen Linken in der SPD. 
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Diese neue Linke hat hier in diesem Saal auf dem letzten SPD-
Parteitag ihre Truppen vorgeführt. Fast die Hälfte der Dele­
gierten ist ihr bereits gefolgt. Aus diesem Geiste wurden die 
Wahlkämpfe in Nordrhein-Westfalen und bei den Wahlen zuvor zu 
einer Entscheidung über Krieg und Frieden umfunktioniert. 

Das Geschäft mit der Angst, die Kriegslüge des Jahres 198o 
meine Freunde, dies alles gab es schon einmal, dies alles hat 
Vorgänger: 
- in der Aufschwunglüge des Jahres 1975, 
- in der Rentenlüge des Jahres 1976. 
Und es hat Nachfolger in der Finanzlüge und in der Engergielüge 
des Jahres 198o. 

Wer sich daran erinnert, in welchem Zustand Kurt Georg Kiesinger 
das Staatsschiff an Willy Brandt und Helmut Schmidt übergab, der 
weiß: Vor zehn Jahren herrschte in unserem Lande Aufbruchstim­
mung; die Kassen waren voll, die Vollbeschäftigung war ge­
sichert, es ging aufwärts; die Menschen hatten Vertrauen zu 
ihrem Staat, sie sahen optimistisch in die Zukunft. 

Heute nach zehn Jahren sozialdemokratischer Politik, blicken 
viele mit Sorge in die Zukunft. Der äußere Frieden ist un­
sicherer denn je, die Entwicklung im Inneren ist mit einer ge­
waltigen Hypothek aus Versäumnissen, Pseudoreformen und auch 
Schulden belastet. Das soziale Klima ist kälter, die Gesell­
schaft anonymer, der Staat bürokratischer, seinen Bürgern 
fremder geworden. Unsere Mitbürger wissen, daß der Wohlstand auf 
tönernen Füßen steht, daß in diesen letzten Jahren viel ver­
säumt und wenig investiert wurde, daß wir viel an Kraft und 
Substanz eingebüßt haben. Sie wissen vor allem auch, daß wir 
jetzt auf Kosten der nächsten Generation leben. 

Diese Politik war und ist in ihrem Ergebnis ausgesprochen reak­
tionär. Sie hat für unser Land Probleme geschaffen, die wir 
längst überwunden glaubten, und sie hat vor den Problemen der 
Zukunft versagt. Je länger diese Krisen dauern, desto schwieri­
ger wird ihre Lösung. Deswegen müssen wir jetzt die notwendigen 
Entscheidungen herbeiführen. Die Regierung ist dazu nicht in 
der Lage. 

Wir haben zur Lösung dieser Aufgaben überzeugende Programme vor­
gelegt. Wir werden auf diesem Parteitag unser Wahlprogramm, das 
die Schwerpunkte der Regierungsarbeit enthält, diskutieren. Im 
Vordergrund stehen drei Hauptziele unserer Politik: 

1 . Die Bewahrung des Friedens in Freiheit, 
2. die Sicherung der materiellen Grundlagen in Staat und Wirt­

schaft, 
3. die Gestaltung einer lebenswerten Zukunft für alle Menschen 

in unserem Lande. 

Der Ausweg aus der gegenwärtigen Krise heißt: 
Wir wollen nicht mehr Staat, sondern mehr freiheitliche, mehr 
private Initiative des einzelnen. 

CBeifall) 

Wir wollen nicht mehr Schulden, sondern mehr Investitionen für 
die Zukunft. 

Wir wollen nicht Arbeitslosigkeit finanzieren, sondern mehr 
Arbeitsplätze schaffen. 
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Wir wollen nicht mehr Steuern, sondern mehr Lohn, für eigene 
Leistung, für eigenes Risiko, für eigene Verantwortung. 

CBeifall) 

Wir sagen unseren Mitbürgern zu: Wir wollen die Steuern senken. 
Wir werden dem Arbeitnehmer die Steuern zurückerstatten, die 
ihm von dieser Regierung durch Inflation und Progression unzu­
lässigerweise aus der Tasche gezogen wurden. 

Wir sagen zu: Wir werden die Betriebe steuerlich entlasten, wir 
wollen ihre Investitionskraft stärken und so neue Arbeitsplätze 
schaffen. 

V/ir sagen zu, daß die maßlose Verschuldung des Staates und da­
mit die Ausplünderung der Zukunft unserer Kinder und Enkel ge­
stoppt wird. 

Meine Freunde, wir haben das durchgerechnet, und unser Finanzie­
rungsplan stimmt. Nicht hektisch zusammengeschriebene Maßnahmen­
kataloge, sondern politische Prioritäten und klare, inhaltlich 
präzise gesetzliche Vorgaben sind jetzt notwendig. 

Das gilt vor allem für eine der ganz großen Aufgaben, die vor 
uns liegen, für eine Aufgabe, die als eine besondere Heraus­
forderung das Interesse der jungen Generation berührt: Wir müs­
sen die Soziale Marktwirtschaft mit einem ökologischen Ord­
nungsrahmen versehen. Dazu bedarf es einer klaren Zielbestim­
mung, es bedarf langfristig verläßlicher Ordnungsdaten, und wir 
benötigen Zuverlässigkeit. 

Für uns sind - lassen Sie uns das draußen kämpferisch vortra­
gen - Umweltschutz und Wirtschaftswachstum keine prinzipiellen 
Gegensätze. Im Gegenteil: Wachstum ist eine notwendige Voraus­
setzung für wirksamen Umweltschutz in der Zukunft. 

(Beifall) 

Zum Umweltschutz gehört die Sicherung unserer Energieversorgung. 
Sie ist eine der wichtigsten und vorrangigsten Aufgaben für die 
nächsten Jahre. Sicherheit setzt dabei in erster Linie voraus, 
daß wir uns darauf besinnen, unsere Abhängigkeit von außen abzu­
bauen. Der Ausbau aller vorhandenen Energieträger ist ebenso 
unverzichtbar wie die friedliche Nutzung der Kernenergie und 
die sparsame Energieverwendung. 

Wir wollen nicht wegen der Entschlußlosigkeit der SPD auf unab-
sehrbare Zeit durch die Launen der Ajatollahs erpreßbar bleiben. 
Wir müssen jetzt für die Zukunft handeln! 

(Beifall) 

Die Erfahrungen der letzten Jahre und die innere Entwicklung in 
der SPD und auch in der FDP haben deutlich gezeigt, daß nur die 
CDU/CSU in der Lage ist, ein überzeugendes Energiesicherungspro­
gramm durchzusetzen, ein Programm, das die breite Zustimmung 
unserer Bürger findet. 

(Beifall) 

Eine große, vor allem die Mitarbeit der jungen Generation heraus­
fordernde Aufgabe wird die Gestaltung einer lebenswerten Zukunft 
sein. Viele unserer Mitbürger sind heute der Meinung, daß die 
Mehrung unseres materiellen Wohlstandes allein keine befriedigen­
de Zukunftsperspektive sein kann. Dabei geht es nicht um die Al-
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ternative eines "einfachen Lebens", sondern um das Ziel eines 
sinnerfüllten Lebens. Nach zehn Jahren sozialdemokratischer Re­
gierungsherrschaft in der Bundesrepublik Deutschland gibt es vie­
le deprimierende Anzeichen menschlicher Verzweiflung und Hoff­
nungslosigkeit: 

- Die Drogensucht, der steigende Alkoholismus, die Flucht zu den 
Jugendsekten, die wachsende Zahl von Selbstmorden Jugendlicher, 
das alles hat sich in einem Jahrzehnt ereignet und verschärft, in 
dem die Sozialisten angeblich eine bessere Gesellschaft bauen 
wollten. 

- Der Rückgang der Geburtenraten, die wachsende Zahl von Schei­
dungen, die Krise der Familie, dies alles ist nicht zuletzt auch 
ein Beweis dafür, daß die Menschen desorientiert sind, daß sie in 
ihre Zukunft nur noch wenig Hoffnung setzen. 

Meine Freunde, dies ist einer unserer zentralen Punkte. Lassen 
Sie uns unseren Beitrag dazu leisten, daß wir in der Bundesrepu­
blik Deutschland endlich wieder eine kinderfreundliche Gesell­
schaft bekommen. 

(Beifall;) 

Die Politik, die dies alles mitzuverantworten hat, ist geschei­
tert. Sie war in ihrem Ergebnis zutiefst unsozial. 

Anzeichen der Desorientierung in einer anonymen bürokratischen 
und für viele Mitbürger zunehmend als undurchsichtig empfundenen 
sozialen Umwelt ist auch die ständig steigende Nachfrage nach Be­
ratung in allen Lebensbereichen. Selbst in den Kernbereichen des 
Privaten - Ehe, Familie, Erziehung - meinen immer mehr Menschen, 
ohne fremde Hilfe nicht mehr auskommen zu können. 

Wenn sich heute eine große Zahl junger Mitbürger von unserer Ge­
sellschaft abwendet, sich ins Private oder in sogenannte Subkul­
turen zurückzieht, dann ist das eine Absage an die Ergebnisse 
einer Politik, die technokratisch und ohne Herz und Sensibilität 
für die immateriellen Bedürfnisse der Menschen vonstatten ging. 
Vor allem die Kreativität, die Offenheit junger Mitbürger und 
noch mehr die Mitarbeit der Frauen in unserer Gesellschaft ist 
hier herausgefordert. Statt der häufig zu beobachtenden Emanzipa­
tion von der Familie bietet sich den Frauen hier eine Chance der 
Emanzipation für die Familie! 

(Beifall) 

Die Frage, wie wir in Zukunft leben wollen, wird eines der zen­
tralen Themen der 8oer Jahre sein. Hier gilt für uns der Satz: 
Die Familie muß wieder Mittelpunkt unseres eigenen Lebens werden, 
aber auch des Lebens unseres Staates. Der alte Satz - in den 
Gründerjahren dieser Republik ganz selbstverständlich - muß wie­
der Glanz und Geltung erhalten, daß nämlich eine gesunde Familie 
die Voraussetzung eines gesunden Staates ist. 

(Beifall) 

Die Familie ist der wichtigste Ort individueller Geborgenheit. 
Ehe und Familie sind das Fundament unserer Gesellschaft und un­
seres Staates. Diese ganz entscheidende Feststellung unseres 
Grundsatzprogramms muß den Weg aufzeigen. Die Perspektive, unter 
der wir die Gesellschaft und den Staat fortentwickeln wollen, 

- 35 -



zeigt deutlich die geistig-moralischen und die sittlichen Grund­
lagen, die wir in der Familie sehen. 

3o Jahre nach Gründung unserer Bundesrepublik Deutschland ist zu 
verzeichnen, daß die Gründergeneration mehr oder weniger abge­
treten ist. Die Wähler, die im Oktober zum ersten Mal wählen, 
gehören dem GeburtsJahrgang 1962 an. Sie sind zu einem Zeitpunkt 
geboren, als sich Konrad Adenauer anschickte, die Kanzlerschaft 
der Bundesrepublik Deutschland niederzulegen. Sie haben nichts 
von jener großen Aufbauphase erlebt. Sie leben ganz selbstver­
ständlich in Freiheit. Niemand sollte ihnen das vorwerfen. Gott 
sei Dank war es das Verdienst der Gründergeneration, daß jetzt 
eine ganze Generation in Deutschland in Frieden und Freiheit 
aufgewachsen ist! 

CLebhafter Beifall) 

Aber wir alle spüren es in den Anfragen junger Mitbürger, in den 
Gesprächen und Diskussionen, daß uns immer wieder die Frage ge­
stellt wird: Sind die materiellen Formen eures Staates so wich­
tig, sind Renten, Steuern und Finanzen wirklich alles? Die Fra­
gen nach den geistigen, nach den sittlichen und den moralischen 
Grundlagen unseres Gemeinwesens werden gerade von Jungen mit 
äußerster Radikalität gestellt. Da genügt nicht die Antwort, daß 
wir "nur" sagen: Wir haben für die Renten die besseren Vorstel­
lungen, wir haben für die Finanzreform die bessere Vorstellung. 
Das ist alles wichtig, aber junge Leute überzeugt dies allein 
noch nicht. Unser Beispiel muß sie überzeugen, meine Damen und 
Herren, unser Beispiel im Alltag des Lebens, auch im Alltag un­
serer Partei! 

(Beifall) 

Wir sagen in unserem Grundsatzprogramm: Im Mittelpunkt steht der 
Mensch, nicht das Kollektiv. Dann müssen wir aber auch danach 
handeln und das soziale Unrecht, das die Familien in diesen 
Jahren ins soziale Abseits gedrängt hat, endlich wieder beseiti­
gen. 

Deswegen sagen wir zu: 

- Wir werden nach der Regierungsübernahme jeder Mutter ein Mut­
terschaftsgeld und ein Erziehungsgeld zahlen, weil wir ihre 
Funktion als Hausfrau und Mutter richtig zu würdigen wissen. 

(Beifall) 

- Wir wollen das Steuerrecht familienfreundlich gestalten und 
Kinderfreibeträge wieder einführen. 

- Wir wollen familienfreundliche Wohnungen bauen. 

Das alles ist finanzierbar. Wir haben es vorgerechnet. Ich füge 
hinzu: Es muß finanzierbar gemacht werden, selbst um den Preis, 
daß wir andere wichtige Leistungen in der Reihenfolge zurück­
stellen müssen, denn hier geht es um eine Priorität allerersten 
Ranges. Ohne die familiäre Entwicklung der Zukunft hat die Bun­
desrepublik Deutschland keine Zukunft! 

(Beifall) 

Wir werden nicht über die Frauen reden, sondern wollen mit ihnen 
gemeinsam den richtigen Weg finden. Wir werden den Beruf der Haus­
frau und Mutter schrittweise sozial absichern. Es bleibt die per-
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sönliche Entscheidung einer Frau, ob sie berufstätig ist oder 
nicht. Es bleibt die persönliche Entscheidung eines Ehepaares, 
ob es ja sagt zum Kind oder nicht. Aber wenn dieses Ehepaar ja 
sagt und wenn diese Hausfrau und Mutter zu Hause bleibt und ihre 
Kinder erzieht, dann hat sie einen juristisch wie moralisch be­
rechtigten Anspruch, daß ihr Dienst genauso gewertet wird wie 
der einer berufstätigen Frau. 

(Beifall) 

Wir werden die Gleichberechtigung von Mann und Frau im Renten­
recht wiederherstellen. 

Wir werden die bruttolohnbezogene dynamische Rente wieder ein­
führen. Wie damals bei Adenauer, Erhard und Kurt Georg Kiesinger 
sagen wir: Bei uns kann sich jeder Rentner darauf verlassen, daß 
seine Rente sicher ist. Bei uns wird es nicht passieren, daß die 
Rentner, die schon zwei Inflationen erlebt haben, jetzt wieder 
die Leidtragenden der Inflation sind. Die Rentner, meine Freunde, 
sind keine Almosenempfänger des Staates. Deshalb ist es ein 
Skandal, daß die Rentner in diesem Jahr bei 6 i Inflation nur 
4 % mehr Rente bekommen. Dies ist ein Fall sozialer Demontage, 
und zwar bei solchen Mitbürgern, die sich nicht wehren können. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, dies ist ein ehrliches, dies ist ein soli­
des, dies ist ein finanzierbares Programm. 

Damit weiß jeder in unserem Land, was wir für ihn ganz persön­
lich tun wollen. Wir versprechen nicht allen alles. Aber wir 
halten, was wir versprechen. 

Als die Generation unserer Väter vor den Trümmern des verlorenen 
Krieges stand, wagte sie die Vision eines freien Landes, das 
seine Not ohne ideologischen Zwang, ohne Mangelverwältung, 
allein mit der Kraft und mit dem Lebensmut seiner Bürger über­
winden wollte. Damals gehörte viel Mut zu dieser Vision der 
Freiheit. Mit diesem Mut, mit politischer Phantasie und mit dem 
Vertrauen in die schöpferische Kraft unserer Bürger wird es uns 
gelingen, diese Vision von Frieden und Freiheit auch für die 
Zukunft zu bewahren und wahrzumachen. 

Meine Freunde, ich rufe Ihnen allen zu, und ich fordere uns alle 
auf: Für Frieden und Freiheit, für eine bessere Politik, für 
einen Wahlsieg der Union laßt uns gemeinsam kämpfen - mit 
Franz Josef Strauß, mit unserer Mannschaft, mit unseren Pro­
grammen, mit allen unseren Freunden draußen im Lande, einig, 
solidarisch und entschlossen! Es kommt auf jeden von uns an! 

(Außergewöhnlich langanhaltender, sich steigern­
der lebhafter Beifall und wiederholte Bravo-Rufe; 
die Delegierten erheben sich) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, der Beifall 
für Sie - nicht nur nach, sondern auch vor dieser Rede - hat 
gezeigt, wie dankbar wir alle Ihnen sind. Sie haben in den 
letzten Jahren die CDU durch Erfolge und auch durch Rückschläge 
unbeirrbar, beharrlich und zuverlässig hindurchgeführt. Auf 
diesem Wege, meine Freunde, gab es nicht nur Freundschaft und 
Solidarität, sondern auch Enttäuschungen und Zwietracht. Um 
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so mehr, lieber Helmut Kohl, danken wir Ihnen für Ihre Treue, 
Ihr unermüdliches Eintreten für die Einheit der Union, Ihren 
kämpferischen Einsatz für unsere gemeinsame Sache. 

(Lebhafter Beifall) 
! 

Lieber Helmut Kohl, die CDU Deutschlands weiß gerade nach den Er­
fahrungen der letzten Jahre, was sie an Ihnen hat. Zusammen 
mit Ihnen wollen wir geschlossen unseren Weg gehen: hin zum Er­
folg für unsere gemeinsamen Ziele zum Wohle unseres Volkes und 
zum Wohle unseres Landes. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende unserer Plenar­
sitzung des Vormittags. Da wir am Nachmittag viel vor uns haben, 
bitte ich Sie herzlich, zur 2. Plenarsitzung pünktlich zu er­
scheinen. Es empfiehlt sich deshalb, das Mittagessen im Selbst­
bedienungsrestaurant im Saal 2, der unmittelbar hinter uns liegt, 
einzunehmen. 

Die 1. Plenarsitzung des 28. Bundesparteitags ist damit ge­
schlossen. 

Ich rufe die 2. Plenarsitzung für heute mittag, 13.30 Uhr, ein. 

(Unterbrechung von 12.27 Uhr bis 13.30 Uhr) 
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Montag, den 19. Mai 1980 
2. Plenarsitzung 
Beginn/ 13.30 Uhr 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Meine Freunde, ich eröffne die 
Nachmittagssitzung. 

Zunächst frage ich, ob die Mandatsprüfungskommission ihre Ar­
beit abgeschlossen hat und der Vorsitzende jetzt Bericht erstat­
ten kann. - Das ist der Fall. Dann rufe ich nunmehr Punkt 10 
der Tagesordnung auf: 

Bericht der Mandatsprüfungskommission 

Der Vorsitzende der Kommission, Norbert Kaczmarek, wird den Be­
richt erstatten. Ich erteile ihm das Wort. 

Norbert Kaczmarek, Mandatsprüfungskommission: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Mandatsprüfungskom­
mission hat heute getagt und dabei festgestellt, daß von den 
781 Delegierten um 12 Uhr 752 anwesend waren. 

(Beifall) 

Von den 30 Delegierten der Exil-CDU waren alle 30 anwesend. 

(Beifall) 

Die Delegierten der Exil-CDU sind nach § 28 Abs. 3 des Statuts 
bei Abstimmungen nach § 29 Abs. 5 - dort geht es im wesentlichen 
um Abstimmungen über das Statut, die Finanz- und Beitragsord­
nung sowie die Parteigerichtsordnung - nicht stimmberechtigt. 

Die Überprüfung hat ergeben, daß die Wahl der Delegierten ord­
nungsgemäß erfolgt ist. Der Parteitag ist beschlußfähig. 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank. 
Wir kehren jetzt zu Tagesordnungspunkt 6 zurück: Grußworte. 
Im Namen der christlich-demokratischen Parteien in Europa 
spricht nun der Generalsekretär der italienischen Christdemokra­
ten, unser Freund Flaminio Piccoli, zu uns. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Flaminio Piccoli (mit Beifall begrüßt): Liebe Freunde! Ich wer-
de mich in meinem unperfekten Deutsch ausdrücken. 

(Beifall) 

Es ist wirklich eine große Anstrengung; ich will es aber tun, um 
unseren großen Respekt für Eure große Partei auszudrücken. 

(Beifall) 

Es freut mich, Ihrem Parteitag den Gruß der italienischen 
Christdemokraten überbringen zu können, einen Gruß aufrichtiger 
Freundschaft auch in Hinsicht auf die Wahlen im Herbst, die für 
Europa von großer Wichtigkeit sind. Ein brüderliches Wort möch­
ten wir an unseren Freund, den Vorsitzenden der CDU, Helmut Kohl, 
richten, 

(Beifall) 

mit dem uns nunmehr eine lange Zusammenarbeit verbindet. Aufrich­
tige Wünsche sprechen wir Ihrem Kanzlerkandidaten Franz Josef 
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Strauß aus, der auf die lebhafteste Solidarität der italieni­
schen christlichen Demokraten zählen kann. 

(Beifall) 

Unsere Vorschläge sind keine gelegentlichen Vorschläge, sondern 
Ausdruck des gemeinsamen Willens, ein geeintes Europa aufzu­
bauen, das wir mit unseren konkreten Idealen und einer an diesen 
Idealen orientierten Politik verwirklichen wollen. Ein neues 
Kapitel hat sich in den Beziehungen zwischen den europäischen 
christlichen Demokraten mit der Gründung der Europäischen Volks­
partei und mit den europäischen Direktwahlen eröffnet. Dies er­
möglichte es uns, uns im Rahmen europäischer Einrichtungen zu 
einem direkten Gedankenaustausch zu treffen, um die wichtigsten 
Probleme in Ruhe eingehend zu besprechen, angefangen bei den 
ökonomischen und monetären Problemen bis hin zu den internatio­
nalen Problemen. Bei diesem Treffen wurde auch das delikate 
Thema einer Bilanz betreffend eine gemeinsame Position in 
Europa behandelt. Für eine solche Position hat sich unser Freund 
Egon Klepsch, der mit großer Fähigkeit der Parlamentsfraktion 
der Europäischen Volkspartei vorsitzt, positiv ausgesprochen. 
Ihm möchten wir unseren besten Dank aussprechen. 

(Beifall) 

Die Verschiedenheit der regionalen Situationen hat also das 
Erreichen positiver Resultate nicht verhindert. Dieser bedeu­
tende Anlaß gibt uns Grund, nachdrücklich zu betonen, daß dies 
die Basis für noch tiefergehende Entwicklungen in der Zukunft 
darstellt. 

Liebe Freunde, auch wir in Italien haben zu kämpfen. Am 8. Juni 
müssen wir die Regional-, Provinz- und Gemeindewahlen - dies 
wird ein schwieriger Kampf - in Angriff nehmen. Für diese Wah­
len wurde auf unserem letzten Bundesparteitag, zu dem mit Ihr 
Vorsitzender Kohl Ihre Grüße überbracht hat, für die wir erneut 
danken .wollen, eine klare politische Linie festgelegt. Auf die­
sem Parteitag wurde mit Entschiedenheit und Bestimmtheit unse­
re negative Position gegenüber der italienischen Kommunisti­
schen Partei bestätigt und deren Forderung nach Regierungsbe­
teiligung abgelehnt. 

(Beifall) 

Er hat auch der Wiederaufnahme direkter Gespräche mit der So­
zialistischen Partei Italiens, die nun wieder in der Regierung 
ist, zugestimmt. An der Regierung sind auch die Republikaner 
beteiligt. Sie ermöglichen somit die Regierung Italiens nach 
einer Phase ungenügender und unstabiler Mehrheitsverhältnisse 
im Parlament. Es gab in Italien Stimmen, die schon in direkter 
Verbindung mit unseren Kongreßpositionen das Todesurteil über 
unsere aktuelle Legislatur aussprachen. Diese Propheten des 
Unglücks wurden Lügen gestraft. 

(Beifall) 

Es gelang uns in kurzer Zeit, die Regierungskrise beizulegen. 
Wir haben damit bewiesen, daß es möglich ist, auch in Italien 
eine Regierung ohne die Kommunistische Partei zu formen. 

(Beifall) 
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Die Kommunistische Partei versucht nun, Verbindung mit den so­
zialdemokratischen Parteien Europas aufzunehmen. Zu einigen hatte 
sie auch in der Vergangenheit Beziehungen. 

Wir stellen uns offen und mit Klarheit dem Urteil der Wähler mit 

lienische Volk eine positive 
gibt. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, in der Formulierung der Themen unserer internen 
Situation legen wir die größte Beachtung auf die schwerwiegende 
internationale Lage; denn diese beeinflußt immer mehr unsere 
Verhaltensweise. Wir bestätigen und bekräftigen die enge Verbin­
dung mit unseren europäischen Verbündeten und mit den Vereinig­
ten Staaten. 

(Beifall) 

Wir lassen nicht zu, daß eine derartige Beziehung geschwächt wird. 
Angesichts einer derartigen Weltkrise halten wir eine aufrichtige 
Partnerschaft, einen konstanten Dialog anläßlich der Gipfeltref­
fen der westlichen Verbündeten im Hinblick auf gemeinsame Ent­
scheidungen für unerläßlich. Wir akzeptieren nicht, daß ein neues 
München eine neue europäische Phase kennzeichnet. 

(Beifall) 

Die Vergangenheit muß uns zu der Einsicht bringen, daß es nötig 
ist, flexibel in den Verhandlungen zu sein. Wir müssen jedoch 
auch die Fähigkeit haben, unsere Positionen zu verteidigen. Dabei 
dürfen wir das Risiko der Situation nicht verhehlen. 

Wir haben ohne Zögern die Stationierung von Raketen der NATO auf 
unserem Territorium als einen unentbehrlichen Faktor einer gleich­
gewichtigen Verteidigung gegenüber der Macht und der Aggression 
der Sowjets bejaht. 

(Beifall) 

Wir sind für den Frieden. Die Christlichen Demokraten sind für 
den Frieden. Aber wir verpflichten uns, uns für die Sicherheit, 
die Respektierung der Rechte eines jeden Volkes, die Respektie­
rung des ökonomischen und kulturellen Eigentums einzusetzen, um 
mit Erfolg den Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Hunger und Armut, 
das wahre Unglück der Menschheit, aufzunehmen. 

(Beifall) 

Auch wenn in Italien einige Beobachter in der Polemik, die sich 
zwischen den politischen Kräften entwickelt, die Invasion in 
Afghanistan, einen wahren Akt des sowjetischen Imperialismus, mit 
der gescheiterten Blitz-Aktion Amerikas im Iran auf eine Stufe 
stellen, lassen wir uns nicht täuschen und verurteilen sie auf 
etwas Schwerwiegendes, das jedes grundlegende Recht ignoriert 
und nur den Sowjets einen Vorteil bringt. Nein, wir können uns 
keine Neutralität erlauben. Wir italienischen christlichen Demo­
kraten stehen solidarisch an der Seite unserer westlichen Ver­
bündeten 

(Beifall) 
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und setzen uns für die Entspannung ein. Wir sagen: Diese ist wie 
der Frieden unteilbar. In diesem Sinne bestätigen die italieni­
schen Christdemokraten ihre Verpflichtung, gemeinsam mit allen 
Schwesterparteien und somit auch der CDU/CSU die bewußte Iden­
tität des europäischen Bürgers zu definieren und zu vertiefen so­
wie auf diesem Wege die Teilnahme unserer Gastarbeiter in der 
Europäischen Gemeinschaft - viele davon befinden sich in der 
deutschen Bundesrepublik - zu konkretisieren. 

Mit Nachdruck sagen wir den Italienern - und wir wiederholen das 
hier auf Ihrem Parteitag in Berlin; denn wir vertreten dieselben 
Ideen und haben dieselben Verpflichtungen -, daß wir die Pflicht 
haben, uns für die Verteidigung der staatsbürgerlichen Rechte, 
die in der heutigen Welt der moralischen und materiellen Gewalt­
tätigkeit mißbraucht werden, einzusetzen. 

(Beifall) 

Vernehmen wir den Ruf der Unterdrückten der verschiedenen totali­
tären Regierungen des rückkehrenden Kolonialismus, des sowjeti­
schen Imperialismus und seien wir solidarisch mit jenen, die für 
die Verteidigung des Rechtes eines jeden Volkes auf Unabhängig­
keit, also für die Freiheit, kämpfen! 

(Beifall) 

In diesem Sinne wiederhole ich unseren freundlichen brüderlichen 
Gruß und möchte Ihnen sagen, daß die christliche Demokratie 
Italiens an Ihrer Seite steht, daß wir uns in Italien nicht der 
bewaffneten Partei gefügt haben und nicht fügen werden, auch 
nicht einem Terrorismus, der vor allem unsere Männer tödlich 
trifft. Ich habe gerade jetzt erfahren, daß wieder eine führende 
christdemokratische Persönlichkeit, Regionalassessor in Neapel, 
vor einigen Stunden ermordet wurde. Sein Opfer folgt vielen an­
deren, unter ihnen Aldo Moro. 

Meine Freunde, wir sind mit Ihnen für die Errichtung eines freien 
demokratischen Europa. Wir hoffen, daß das unter christlich-demo-
.kratischer Führung geschaffen wird, und wir hoffen, daß es ab 
nächsten Herbst mehr freiheitliche Politik in Deutschland geben 
wird. ,n . j- -,, 

(Beifall) 
Lothar Späth, Tagungspräsidium: Lieber Freund Piccoli, der Par-
teitag dankt Ihnen sehr herzlich für diese Ihre Rede und den be­
sonderen Ausdruck der engen freundschaftlichen Verbundenheit 
der Christdemokraten Italiens mit der CDU. Wir danken Ihnen aber 
auch - das möchte ich hinzufügen - für die ganz klaren und be­
sonders wichtigen Aussagen zur europäischen Bündnispolitik, zu 
unserem gemeinsamen Selbstverständnis zu dieser Bündnispolitik. 

Wir setzen die Beratungen fort. Ich rufe nunmehr die Punkte 8 
und 11 der Tagesordnung auf, die wir, entsprechend dem Beschluß 
von heute vormittag, gemeinsam beraten: 

Bericht des Generalsekretärs und Vorstellung des Wahlprogramms 
der Union 

Das Wort hat zu diesem Tagesordnungspunkt der Generalsekretär, 
unser Freund Dr. Heiner Geißler. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich 
möchte zunächst unserem Freund Flaminio Piccoli unsere Anteil-
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nähme und Solidarität aussprechen. Die Ermordung von Pino Amato, 
einem der führenden christlichen Demokraten Italiens, bewegt uns. 
Unsere Anteilnahme und unsere Solidarität gehören den Angehöri­
gen und der Democrazia Cristiana. Aber ich glaube, wir müssen 
den Bürgern auch folgendes sagen. Dies ist nur einer von vielen 
Terroranschlägen gegen christliche Demokraten in Italien, aber 
auch in anderen Ländern der Welt. Die Konzentration des linken 
Terrorismus auf die christlichen Demokraten der ganzen Welt, auch 
bei uns in Deutschland vor wenigen Jahren, zeigt, daß die christ­
lichen Demokraten das eigentliche geistige Bollwerk gegenüber 
dem Totalitarismus sind. 

(Beifall) 

Ich habe heute die Aufgabe, neben einem kurzen Bericht über das 
vergangene Jahr zu unserem Wahlprogramm Stellung zu nehmen. Ich 
darf Sie zunächst auf den Bericht der Bundesgeschäftsstelle hin­
weisen, den Sie in Ihren Tagungsmappen finden und den ich Ihrer 
aufmerksamen Lektüre empfehle. Ich verbinde mit der Vorstellung 
des Berichts meinen Dank gegenüber den Mitarbeitern der Bundes­
geschäftsstelle, stellvertretend für alle gegenüber dem Bundes­
geschäftsführer Ulf Fink, für die geleistete Arbeit 

(Beifall) 

und dafür, daß die Bundesgeschäftsstelle diesen Parteitag inhalt­
lich und organisatorisch so gut vorbereitet hat. Ich möchte noch 
eine zweite Bemerkung machen. Mit diesem Bundesparteitag leiten 
wir die dritte Phase unseres Bundestagswahlkampfes ein. Auch da­
zu liegen Ihnen die Materialien vor. Wir bauen diesen Bundestags­
wahlkampf auf den Erfahrungen des erfolgreichen Bundestagswahl­
kampfes 1976 und des Europawahlkampfes 1979 auf. Ich glaube, die 
Arbeit, die wir leisten, zeigt, daß die SPD die Schlagkraft un­
serer Organisation und des Konrad-Adenauer-Hauses zu Recht fürch­
tet. Ich zitiere den parlamentarischen-politischen Pressedienst 
der SPD: "Früher als Kanzlerwahlverein verspottet, haben sich 
CDU und CSU zu schlagkräftigen Mitgliederparteien gemausert. Die 
SPD muß eingestehen, daß ihr traditioneller und organisatorischer 
Vorsprung kaum noch existiert." Soweit wollte ich den politischen 
Gegner zitieren. 

Ich möchte auch Fritz Zimmermann an dieser Stelle herzlich danken. 
Bei der Vorstellung unseres Vfe hlprogramms in der CSU-Landesgrup­
pe in Bonn hat er den Mitarbeitern des Konrad-Adenauer-Hauses 
gesagt, daß die CDU im edlen Wettstreit mit der CSU in ihrer 
Wahlkampfeffektivität die CSU mittlerweile eingeholt und sogar 
überholt habe. Es fällt natürlich einem gestandenen CSU-Mann 
nicht leicht, so etwas zu sagen; aber die Wahrheit beflügelt uns 
alle für den kommenden Bundestagswahlkampf. 

(Beifall) 

Wir haben seit dem letzten Bundesparteitag in Kiel bewegte Zeiten 
und wichtige, auch spannende Wahlkämpfe erlebt. Ich nenne hier 
nur einige besonders wichtige Ereignisse. Wir diskutieren oft 
lange über Niederlagen und vergessen schnell die Siege. In Schles­
wig-Holstein hat die CDU in einem schweren Wahlkampf, auf dem 
Höhepunkt der Auseinandersetzung um die Kernenergie, mit Gerhard 
Stoltenberg ihre Position erfolgreich behauptet. 

(Beifall) 
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Wir haben mit der absoluten Mehrheit in der Bundesversammlung, 
ein einmaliges historisches Ereignis in der Parteiengeschichte 
der Bundesrepublik Deutschland, Karl Carstens zum Bundespräsi­
denten der Bundesrepublik Deutschland gewählt. 

(Beifall) 

Wir haben mit über 49 i der Stimmen bei den ersten Europa-Wahlen 
ein überragendes Ergebnis erzielt. Christliche Demokraten und 
Konservative sind gegen Sozialisten und Kommunisten in Europa 
die stärkste politische Kraft geworden. Im übrigen ein Beweis 
dafür: Wir können auch auf Bundesebene - und die geringere Wahl­
beteiligung, das können wir beweisen, spricht nicht dagegen -
absolute Mehrheiten erringen. 

(Beifall) 

Franz Josef Strauß wurde von der Bundestagsfraktion zum Kanzler­
kandidaten nominiert. Er - nicht Helmut Schmidt - muß Kanzler 
werden im Herbst dieses Jahres. 

(Beifall) 

Wir gratulieren der CDU von Baden-Württemberg und Lothar Späth 
zu der erneuten klaren, absoluten Mehrheit, ebenso der saarlän­
dischen CDU und Werner Zeyer, der sich in kurzer Regierungszeit 
mit seiner Koalition durchgesetzt hat. 

(Beifall) 

In Nordrhein-Westfalen hat unsere Partei einen harten und durch 
den Tod unseres Freundes Heinrich Köppler überschatteten Wahl­
kampf führen müssen. Ich war - wie viele andere - in Nordrhein-
Westfalen mit im Wahlkampf, und wir alle haben festgestellt: Die 
Christlichen Demokraten in Nordrhein-Westfalen haben mit hohem 
Einsatz in einer schwierigen Situation gekämpft. Ich möchte un­
seren Freunden in Nordrhein-Westfalen sagen, daß ihnen unsere 
ganze Solidarität und Anerkennung gehört. 

(Beifall) 

Wir müssen natürlich aus dem Landtagswahlkampf in Nordrhein-West­
falen Schlüsse für die Strategie und die Aussage für die Bundes­
tagswahl am 5. Oktober ziehen, weil wir aus diesem Wahlkampf ab­
lesen können, mit welchen Methoden, mit welcher Strategie und 
mit welchem Ziel die SPD den Bundestagswahlkampf bestreiten wird. 
Die SPD will dem Bürger einreden, es gehe bei der Bundestagswahl 
um die Alternative Krieg oder Frieden. Der Versuch von Helmut 
Schmidt, die SPD mit Frieden und die Union mit Krieg gleichzu­
setzen, ist eine Geschichtslüge und wird wie jedes Lügengespinst 
zerreißen. 

(Beifall) 

Hätten die Sozialdemokraten in den ersten 20 Jahren die Bundes­
republik Deutschland regiert, dann gäbe es heute keine Mitglied­
schaft in der NATO, dann gäbe es heute keine Europäische Gemein­
schaft, dann gäbe es heute keinen deutsch-französischen Freund­
schaftsvertrag, dann hätten wir in der Tat eine andere Republik, 
eine Republik mit sicherlich weniger Frieden und mit weniger 
Freiheit. 

(Beifall) 
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Was den inneren Frieden anbetrifft, meine Damen und Herren -
lassen Sie uns das den Sozialdemokraten gegenüber offensiv ver­
treten -: Wir, nicht die Sozialdemokraten, haben den sozialen 
Frieden auf der Grundlage einer wirtschaftlichen und sozialen 
Ordnung geschaffen und begründet, die uns die Sozialisten auf der 
ganzen Welt erst einmal nachmachen müssen. 

(Beifall) 

Nicht Krieg oder Frieden ist das Thema, sondern Frieden und Frei­
heit. Dies ist die Aussage unseres Wahlprogramms: Frieden und 
Freiheit nach außen und Frieden und Freiheit im Innern. Es geht 
um die großen grundsätzlichen Alternativen: Frieden in Freiheit 
statt Frieden unter sowjetischen Bedingungen, Investitionen für 
die Zukunft und nicht nur für die Gegenwart, Partnerschaft statt 
Klassenkampf. Das sind die drei großen, übergreifenden Themen 
unseres Wahlprogramms. Es geht letzten Endes darum, ob das Modell 
Bundesrepublik Deutschland, das wir Christliche Demokraten nach 
dem Kriege geschaffen haben, gefestigt und ausgebaut wird oder ob 
diese Republik in den absoluten SPD-Staat abgleitet. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns darüber im klaren sein: 
Diese grundsätzliche Auseinandersetzung zu verschleiern, ist die 
Absicht der SPD. Wir müssen besonnen und ruhig überlegen, wie wir 
diese Strategie durchkreuzen können. 

Bisher konnte der absolute SPD-Staat verhindert werden. Dafür 
gibt es ja Gründe: Das Bundesverfassungsgericht hat trotz der Ver­
suche der Einschüchterung durch die Bundesregierung seinen Ver­
fassungsauftrag erfüllt. In zwei Dritteln aller Städte und Gemein­
den stellt die CDU den Bürgermeister oder Oberbürgermeister. Ober 
die Hälfte der Bürger lebt in christlich-demokratisch regierten 
Bundesländern, und der Bundesrat verfügt über eine Mehrheit der 
Union. Wir haben aus dieser Position auch in den letzten vier 
Jahren die Politik dieses Landes mitgestaltet. 

Aber nach der Wahl in Nordrhein-Westfalen müssen wir uns mit der 
Frage auseinandersetzen, was aus dieser Republik würde, wenn die 
Machtübernahme der SPD sich am 5. Oktober im Bund wiederholte. Ich 
bin mir sicher, die Bürger wollen keine absolute Mehrheit der SPD. 

(Beifall) 

Ich bin mir genauso sicher, daß die Freien Demokraten die Bürger 
vor dieser Gefahr nicht schützen können. 

(Zustimmung) 

Die Liberalen sind im Blockbündnis mit der SPD nicht Freie Demo­
kraten geblieben. Sie sind zu Filialdemokraten der SPD geworden. 

(Beifall) 

In Düsseldorf wurde die Filiale über Nacht geschlossen. Wir wen­
den uns deshalb' an die liberalen Wähler, die in der politischen 
Verbindung von Helmut Schmidt, Graf Lambsdorff und Herbert Weh­
ner einen politischen Sinn erblickt haben. Wir geben ihnen zu über­
legen, welchen Sinn es hat, eine Partei zu wählen, von der man 
nicht weiß ob sie über 5 % kommt; eine Partei, die beim Kosten­
dämpfungsgesetz mit der SPD stimmt, aber hinter vorgehaltener 
Hand den Ärzten sagt, die CDU werde dies im Bundesrat schon repa­
rieren; eine Partei, die mit der SPD den Kinderfreibetrag ab­
lehnt, aber, im Stillen darauf hofft, daß die CDU im Bundesrat 
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ihn durchsetzt; eine Partei, die mit der SPD eine Verschärfung 
des Vermögensteuerrechts beschließt und sich bei den Unterneh­
mern mit dem'Hinweis entschuldigt, das müsse man dem Koalitions­
partner zuliebe tun, aber die CDU werde das im Bundesrat schon 
richten; eine Partei, die mit den Sozialdemokraten eine ver­
schärfte Besteuerung der Bauern beschließt, Herrn Ertl aber sagen 
läßt - mit Hinweis auf den Bundesrat -, so heiß würden die Kar­
toffeln nicht gegessen; eine solche Partei wird den absoluten 
SPD-Staat nicht verhindern. Wer diesen nicht will, kann die FDP 
vergessen, er muß die Union wählen. 

(Beifall) 

Wie ist unsere Strategie? 

Erstens. Wir müssen nicht in erster Linie danach fragen, was 
Helmut Schmidt sagt, sondern danach, was die SPD will. Wir müssen 
jedem Bürger klarmachen: Wer Schmidt wählt, liefert diesen Staat 
der SPD aus; er wählt, ob er.es will öder nicht, den SPD-Staat. 
Zweitens. Wir werden in diesem Wahlprogramm, das wir heute vor­
stellen, die Überlegenheit und die Faszination einer freiheitli­
chen und sozialen Politik deutlich machen - unverkürzt, unver­
fälscht, mit Argumenten und offensiv. 

Nun möchte ich etwas zu dem Thema "Der SPD-Staat und die Alter­
native der Union" sagen. Unter der Regierungsverantwortung von 
SPD und FDP ist die Politik eindimensional geworden, sie hat nur 
die erste Dimension, die der Gegenwart, berücksichtigt und die 
zweite Dimension, die der Zukunft, vernachlässigt. Was hat diese 
Frage mit dem SPD-Staat zu tun? Der Generationenkonflikt, die 
dramatische Staatsverschuldung, die Diskriminierung von Kindern 
und Familien, die ungesicherte Energieversorgung, das Schwinden 
der Widerstandskraft gegenüber der Bedrohung unserer Demokratie 
nach innen und außen beweisen, daß der Zukunftsbedarf der Ge­
sellschaft von den Sozialdemokraten systematisch unterschätzt 
wird. Die zentrale Frage dieses Jahrzehnts ist die Wiederher­
stellung des richtigen Verhältnisses zwischen Gegenwart und Zu­
kunft. 

Es ist bemerkenswert, was die Sozialdemokraten auf diese zentra­
le Frage, auf die zentrale Frage der Zukunft, in ihrem Wahlpro­
gramm "1o Gründe, SPD zu wählen" unter Punkt 7 antworten. Die 
Oberschrift: "Wer morgen sicher leben will, muß heute die Zu­
kunft gestalten. Deshalb werden wir alles daransetzen, die Wohn­
welt menschlicher zu gestalten." 

Ich frage: Wie? Keine Antwort. Ich zitiere weiter: "Deshalb ma­
chen wir" - so die SPD - "eine andere Verkehrspolitik." 

Ich frage: Welche? Keine Antwort. Das Zitat geht weiter: "Des­
halb kann sich die junge Generation auf unsere Solidarität ver­
lassen. " 

Ich frage: Was schlägt ,die SPD vor? Sie gibt keine Antwort. "Und 
deshalb fragen wir uns- sagt die SPD - "ob alles technisch 
Mögliche auch gesellschaftlich wünschbar ist; das gilt besonders 
für die neuen Medien." 

Punkt, Ende des Zitats. Das ist alles. 
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Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, diese Aussage be­
weist: Die SPD hat überhaupt nicht begriffen, worum es heute 
geht. 

(Beifall) 

Ich habe früher schon einmal gesagt: Der Sozialismus hat im 
letzten Jahrhundert schon keine richtigen Antworten gegeben, aber 
er hat wenigstens einige richtige Fragen gestellt. Heute stellen 
die Sozialdemokraten nicht einmal mehr die richtigen Fragen. 

(Beifall) 

Dies, meine Damen und Herren, hat seinen Grund in der Person des 
Bundeskanzlers - er ist die personifizierte Perspektivlosigkeit-, 

(Beifall) 

aber auch in der geistigen Grundlage seiner Partei. 
Ich bin davon überzeugt, daß zur Erfüllung der Aufgabe, in der 
Gegenwart die Weichen für die Zukunft richtig zu stellen, in 
der Gegenwart Opfer für die Zukunft zu bringen, den Interessen der 
Zukunft den Vorrang zu geben, letztendlich nur eine Partei in 
der Lage ist, die von ihren Grundlagen her daran glaubt, daß der 
Sinn der Politik über die Gegenwart, über die eigene Generation, 
über das Diesseits hinausreicht und daß dazu nur Menschen fähig 
sind, die wissen, daß ihre politischen Entscheidungen über das 
eigene Leben hinaus einen Sinn haben. Politische Parteien, die 
auf materialistischen oder positivistischen Philosophien auf­
bauen, sind dazu nicht in der Lage, weder der liberalistische 
Kapitalismus, der den Menschen auf den homo oeconomicus, der 
keine Fragen nach den Werten jenseits von Angebot und Nachfrage 
stellt, verkürzt, noch der Sozialismus, dessen wichtigste Grund­
lage der Historische und Dialektische Materialismus ist. 

Wir haben ein anderes Menschen- und Weltbild, das über eine Ge­
neration, das Diesseits und die Gegenwart hinausweist. Für uns 
ist das Gemeinwesen kein Selbstbedienungsladen und keine Gegen­
wartsgesellschaft mit beschränkter Haftung für die Zukunft. Wir 
haben den Mut zu sagen: Der Mensch hat nicht nur Rechte in der 
Gegenwart, er hat auch Pflichten für die Zukunft. 

(Beifall) 

Ein zweiter fundamentaler Unterschied kommt hinzu. Wir bestrei­
ten den demokratischen Sozialisten nicht, daß sie das Glück der 
Menschen wollen. Aber wir unterscheiden uns von ihnen dadurch, 
daß die Sozialisten das Glück, das s i e für richtig halten, 
den Menschen aufzwingen wollen, während wir die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß jeder sein Glück selber finden kann. Wir 
setzen auf Kreativität, Vielfalt, Freiheit, Personalität, wäh­
rend der Sozialismus sich selbst ein Monopol für die wahre Demo­
kratie und für die richtige Politik zuspricht, während er den 
Anspruch erhebt zu wissen, was das Glück des Menschen ist. 

Helmut Schmidt hat vor dem Parteirat der SPD am 13. Februar 1969 
in Bonn gesagt: "Der demokratische Staat ist nichts anderes in 
seinem Fundament als die Sozialdemokratische Partei." Helmut 
Schmidt setzt hier - wie schon"die SPD im Godesberger Grund­
satzprogramm - Demokratie und SPD in eins. Deswegen spreche 
ich vom SPD-Staat. 
Überall dort, wo die Sozialdemokraten an der Macht sind, trifft 
der Bürger in den Ämtern die Genossen. SPD-Staat, das ist die 
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Verbindung von Parteibuch und Inkompetenz. 

(Beifall) 

Wie ist es eigentlich zu erklären, daß in SPD-regierten Ländern, 
beim HeLaBa-Skandal in Hessen angefangen bis zum Klinikum in 
Aachen und zum Steglitzer Kreisel in Berlin, Finanzpleiten und 
Skandale aufeinander folgen, dagegen in keinem von der Union re­
gierten Land - ich wiederhole: In keinem und zu keinem Zeitpunkt 
- ähnliches geschehen ist? Wie ist das zu erklären, meine Damen 
und Herren? 

(Beifall) 

Der Grund liegt darin, daß im SPD-Staat in wichtigen Positionen 
die falschen Leute sitzen, weil die richtige Gesinnung wichtiger 
als Können und Leistung ist. 

(Beifall) 

Und noch etwas zu diesem SPD-Staat: Während sich am 6. Mai 1980 
in der Bremer Innenstadt die Demonstranten zu ihrem gewalttäti­
gen Marsch auf das Weserstadion formierten, wurde in Radio Bre­
men, unverhohlen Stimmung für diese Demonstration gemacht. Da 
hieß es: "Im Weserstadion demonstriert die Bundeswehr" und 
"Beim Demonstrieren hilft dem Militär Karl Carstens"; da war 
davon die Rede, es sei einfach Blech zu sagen, die Demonstra­
tion sei kommunistisch gesteuert. 

Was ist das eigentlich? Radiostationen als Eiiisatzzentralen 
gewalttätiger Demonstrationen? Wir sind Ernst Albrecht und 
Gerhard Stoltenberg dankbar dafür, daß sie ein Zeichen für die 
Informations- und Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik Deutsdi-
land gesetzt haben. 

(Starker Beifall und Bravo-Rufe) 

Die SPD an der Macht, das bedeutet auch die Bedrohung aller 
Institutionen und Gemeinschaften, die sich dem Absolutheits-
anspruch des demokratischen Sozialismus widersetzen. Im Zweiten 
Familienbericht, von dem sich die SPD nie distanziert hat, heißt 
es: "Die Erziehung der Kinder ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe besonderer Art und Bedeutung. Die Wahrnehmung dieser 
Aufgaben überträgt unsere Gesellschaft Familien und außerfami­
liären pädagogischen Einrichtungen". 

Es ist vom "Erziehungsmonopol der Eltern" die Rede, und ange­
strebt wird "eine soziale Kontrolle elterlichen Erziehungshan­
delns", denn "die private Verfassung des Familienraumes hindert 
genaue Transparenz und schnelle Interventionen". Der erste Ent­
wurf der Bundesregierung zum Recht der elterlichen Sorge hat es 
so formuliert: "Der junge Mensch muß aus der Fremdbestimmung der 
Eltern befreit werden." Wir wollen hier einmal feststellen, daß 
all diese Vorstellungen in totalitäre Herrschaftssysteme gehören, 
aber keinen Platz in einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung 
haben. 

(Beifall) 

Die SPD gibt das Mutterschaftsgeld nur Frauen, die im Produk­
tionsprozeß stehen. So ist es Gesetz geworden. Schmidt sagt, 
dies hätte finanzielle Gründe. Wir wissen, daß für die Sozial­
demokraten mehr dahintersteckt. Marx hat den Menschen als pro-
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duzierendes Wesen definiert und erklärt, daß gesellschaftlich 
relevante Leistungen nur im industriellen Produktionsprozeß er­
bracht werden können. Es ist in diesem Sinne marxistisch konse­
quent, daß die DDR die Alten und Rentner über die Zonengrenze in 
den kapitalistischen Westen läßt, denn sie erzielen aus marxi­
stischer Sicht keine gesellschaftlich relevante Leistung mehr, 
aber es entspricht derselben geistigen Wurzel, daß die Sozial­
demokraten das Mutterschaftsgeld nur berufstätigen Müttern zu­
gestehen. Kinderhauen und Kindererziehung ist offenbar für die 
SPD keine Aufgabe, sondern eine Unterbrechung der Erwerbstätig­
keit. 

(Beifall) 

Die Union versteht unter Gleichberechtigung dagegen die Wahlfrei­
heit zwischen einer Vielfalt von Lebensmöglichkeiten. Die Frau 
muß frei entscheiden können, ob sie ihre persönliche Entfaltung 
entweder in der Familie oder in einer Berufstätigkeit außerhalb 
der Familie oder der Verbindung von beidem will. Die wirkliche 
Gleichberechtigung wird erst dann erreicht sein, wenn jede Frau 
in jeder Lebensphase den Schwerpunkt ihrer Arbeit nach eigener 
Entscheidung setzen kann. 

Auf dem Kulturpolitischen Kongreß der SPD in Böblingen 1969 wurde 
der Berliner Wissenschaftssenator Peter Glotz zum unfreiwilligen 
Kronzeugen dieses SPD-Staats, von dem wir gerade reden, indem er 
die Hoffnung beschrieb, die die Sozialdemokraten in eine tief­
greifende Umgestaltung des Bildungssystems gesetzt hatten. "Wir 
haben unsere ganze Hoffnung," so sagte Peter Glotz, "insbesondere 
nach der Diskussion um das Godesberger Programm, an die Bildung 
und an das Bildungssystem gehängt. Es hat viele gegeben, die ge­
sagt haben: Die Umgestaltung der Wirtschaftsordnung ist schwer 
möglich oder nicht nötig; laßt uns das Bildungssystem umgestalten. 
Damit ist dann die Gesellschaft auch in eine sozialistische zu 
verwandeln." 

Die Gesamtschule in Frankfurt-Nord-West-Stadt unterrichtet fast 
4000 Schüler. Es ist klar, daß durch die Vermassung in diesen 
Riesenkästen und das komplizierte Kurssystem die schwächeren 
Schüler, die Hemmungen haben, untergehen. Das Gefühl, in der Mas­
se verloren zu sein, nicht mehr wie früher in einem vertrauten 
Beziehungsfeld zu stehen, bewirkt bei robusten Naturen Neigung 
zu Aggression, bei schwächeren das Gefühl von Vereinsamung und 
Angst. Die Erfahrung zeigt: Der isolierte Jugendliche ist anfäl­
liger für den Sozialismus. Wir müssen sogar sagen: Der Sozialis­
mus braucht den entwurzelten Menschen, damit er ihn besser mani­
pulieren kann. 

(Beifall) 

Wir lehnen diese Bildungspolitik des SPD-Staates ab. Wir wollen 
die menschliche Schule, ein überschaubares Schulsystem, das Ge­
borgenheit und Vertrauen ermöglicht. 

Lassen Sie mich noch auf eines hinweisen. Es ist eine der großen 
Errungenschaften der politischen Kultur, daß in den bürgerlichen 
Demokratien der Neuzeit die wirtschaftliche und die politische 
Macht getrennt wurden. Dadurch wurde der Feudalismus abgelöst, 
um mit dieser Gewaltenteilung die Freiheit des Bürgers wirkungs­
voll zu sichern. Wir müssen heute verhindern, daß durch Investi­
tionslenkung, Investitionskontrolle und die daraus folgende Ver­
gesellschaftung der Unternehmen die Unabhängigkeit und Autonomie 
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der unternehmerischen Entscheidung zerstört werden und in einer 
neuen Art von Feudalismus rote Barone die politische und wirt­
schaftliche Macht in eine Hand bekommen. 

(Beifall) 

Orwells "1984" ist keine Utopie. Sie kann relativ rasch Realität 
werden. Wir wollen den Vorzug des freiheitlichen Staates erhal­
ten, daß er dem einzelnen Leben, Freiheit und das Recht, sein 
Glück zu finden, garantiert - so die klassische Formulierung der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung. In den 80er Jahren geht 
es um die Frage, ob der einzelne auch in Zukunft dieses Recht und 
die Möglichkeit haben wird, es zu gebrauchen. Ich weiß, es wird 
viele geben, die glauben wollen, daß der SPD-Staat keine reale 
Gefahr ist. Seine konkreten Lebensumstände findet der einzelne 
leicht für beweiskräftiger als die Programme, die Zielsetzungen, 
die ja zunächst Worte und Gedanken sind und die nur Zug um Zug 
und Schritt um Schritt in die Tat umgesetzt werden. 

Was uns aber vom SPD-Staat trennt, ist in Wirklichkeit viel 
weniger, als eben viele glauben. Es sind in Wirklichkeit nicht 
mehr als einige hunderttausend Stimmen, auf die es bei der 
nächsten Wahl ankommt. 

Meine Damen und Herren, der politische Gegner glaubt, er hätte 
diesmal bei der Bundestagswahl leichtes Spiel; doch er wird sich 
täuschen über die Kraft, die in unserer Partei steckt. 

(Beifall) 

Die CDU ist in schwerer Zeit entstanden. Sie ist geboren im Wider­
stand gegen den Nationalsozialismus und aus der geschichtlichen 
Notwendigkeit, die jahrhundertealte politische Spaltung unseres 
Volkes in Konfessionen, Regionen und soziale Gruppen zu über­
winden. Sie hat ihren geschichtlichen Auftrag seit über 30 Jahren 
immer gegen schwere Widerstände durchsetzen müssen. Sie hat das 
letzte Jahrzehnt in der Opposition zu einer beispielhaften gei­
stigen Erneuerung genutzt. Der geschichtliche Auftrag unserer 
Partei bleibt. 

Das Grundsatzprogramm und das auf dem Grundsatzprogramm aufge­
baute Wahlprogramm 1980 geben Zeugnis, mit welchem Ethos und mit 
welchem Ziel wir diesen geschichtlichen Auftrag in den 80er 
Jahren erfüllen wollen. In dieser Frage nach den Zielen und Grün­
den der Politik liegt die entscheidende Schwäche des SPD-Kanzlers. 
Der SPD-Staat ist in Theorie und Praxis erkennbar. Helmut Schmidt 
redet vom Machbaren und Möglichen. Aber wir fragen: Machbar wozu 
und möglich warum? Schmidt bekennt sich zur Mitbestimmung, aber 
Sozialdemokraten wollen mehr. Er spricht vom Gleichgewicht der 
Kräfte, aber Sozialdemokraten nennen die Nachrüstung der NATO 
eine Provokation. Welchen Weg nimmt dieses Land unter seiner 
Führung? 

(Beifall) 
Die SPD hat in den vergangenen Monaten ein diffuses Bild unserer 
außenpolitischen Lage gezeichnet. Tadel für Amerika, Verständnis 
für die Sowjetunion, Beschreibung der Ohnmacht des Westens und 
der Übermacht der Sowjetunion. Sollte hier ein Szenario entwor­
fen werden, das immer mehr Bürgern plausibel machen soll, daß 
der Friede in Europa nur gesichert bleiben könne, wenn bestimmte 
neue Bedingungen der Sowjetunion erfüllt werden, der europäische 
Friede auch Bestandteil der pax sowjetica werde? Ich bin davon 
überzeugt, daß dieses schillernde, in sich widersprüchliche, 
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fast groteske Bild das Resultat mangelnder innerer moralischer 
Kraft ist, in der Gefahr, in der wir uns heute befinden, klar 
Position zu beziehen. 
Die Unsicherheit und Angst, die hinter dieser Politik stecken, 
sind in Wahrheit aber unbegründet. 
Der Westen ist stark. Die Leistungskraft der Sowjetunion und 
des gesamten Ostblocks entspricht bei weitem nicht der Lei­
stungskraft der freien Staaten der westlichen Welt. Sie ist so­
gar im Vergleich zu derjenigen der freien Staaten der westlichen 
Welt in den letzten Jahren gesunken. Realistisch gerechnet ist 
die Wirtschaftskraft der Sowjetunion heute kaum größer als die 
der Bundesrepublik Deutschland und kleiner als die Japans, von 
einem Vergleich mit der gesamten Wirtschaftskraft des freien 
Westens gar nicht zu reden. 

Am Lebensstandard gemessen ist die Sowjetunion ein Entwicklungs­
land. Die Führer in der Sowjetunion hatjen die Hoffnung längst 
aufgegeben, den Westen einholen zu können. Die Bedeutung der 
Sowjetunion beruht allein auf militärischer Macht, deren Hoch­
rüstung die sowjetische Diktatur mit einer gnadenlosen Ausbeu­
tung der sowjetischen Bürger erkauft. 2 Millionen Menschen leben 
in der Sowjetunion heute in Konzentrationslagern. 

Dem Westen fehlt also gar nicht die Macht, Frieden und Freiheit 
durchzusetzen. Ihm fehlt nicht die materielle und finanzielle 
Überlegenheit, auch nicht die militärische Möglichkeit, Frieden 
und Freiheit zu sichern. Er hat Macht und Überlegenheit, aber es 
gibt Führer und Parteien in den westlichen Ländern, denen die in­
nere, die geistige und moralische Kraft fehlt, Macht und Überle­
genheit mutig und entschlossen für die Freiheit einzusetzen, und 
die die Bereitschaft verloren haben, Moral und Recht den Vorzug 
vor Bequemlichkeit und Geschäft zu geben. 

(Beifall) 

Ich glaube nicht, daß wir zur Erneuerung dieser inneren Kraft 
in der Bundesrepublik Deutschland auf die SPD warten und auf die­
se Partei und ihren Kanzler bauen können. In unserem Grundsatz­
programm, auf dem unser Wahlprogramm aufbaut, steht: "Der Mensch 
ist zur sittlichen Entscheidung befähigt. In verantworteter Frei­
heit sein Leben und die Welt zu gestalten, ist Gabe und Aufgabe 
für den Menschen." Danach zu handeln, ist unser Auftrag. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Heiner Geißler, 
der Parteitag hat Dir durch diesen Beifall für Deinen Bericht 
und für die Vorstellung des Wahlkampfprogramms gedankt. Aber, 
meine Freunde, ich glaube, der Parteitag dankt Heiner Geißler 
darüber hinaus für seinen unermüdlichen, aufrechten und tapferen 
Dienst für unsere Partei. 

(Beifall) 

Er dankt für ein ganzes Jahr klarer, kluger, zielstrebiger 
Politik und dafür, daß durch diese Rede eben die Strategie ge­
wiesen worden ist, wie die Union den Wahlkampf gewinnen kann. 
Herzlichen Dank dem Generalsekretär der Christlich Demokratischen 
Union! 

(Beifall) 
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Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, werden die Mitglieder 
der Antragskommission gebeten, sich um I8.00 Uhr im Sitzungszim­
mer der Antragskommission zu einer weiteren Sitzung einzufinden. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 9 und 12 auf: 9. Ausspra­
che zu den Berichten des Parteivorsitzenden und des Generalsekre­
tärs , 12. Aussprache und Verabschiedung des Wahlprogramms. 

Das Tagungspräsidium schlägt Ihnen vor, diese Aussprachen in den 
nächsten Stunden in sechs große Beratungsblöcke zu gliedern. Im 
Block 1 wollen wir eine Generalaussprache über die Berichte des 
Parteivorsitzenden und des Generalsekretärs führen sowie über die 
Präambel und den Wahlaufruf am Schluß des Wahlprogramms diskutie­
ren. Im Block 2 sollen die Ziffern 1.1 bis 1.5, in Block 3 die 
Ziffern 2.1 bis 2.2 sowie 2.8 und 2.3 behandelt werden. In Block 
4 rufen wir die Ziffern 2.4, 2.5, 2.6 und 2.7 zur Beratung auf. 
Als Block 5 wird Ziffer 2.9 aufgerufen. In Block 6 stehen ab­
schließend die Ziffern 2.1o, 2.12, 2.13, 2.14 und 2.15 zur Bera­
tung. 

Das Präsidium macht darauf aufmerksam, daß es nach § 18 Abs. 3 
der Geschäftsordnung die Redezeit auf fünf Minuten begrenzen kann. 
Wir wollen von dieser Möglichkeit zunächst noch keinen Gebrauch 
machen, in der Hoffnung, daß sich die Redner ohne vorher festge­
legten Zwang freiwillig kurz fassen. Das Tagungspräsidium bittet 
um Einverständnis, daß wir für jeden der sechs Beratungsblöcke 
etwa 45 Minuten Zeit vorsehen. Damit jedoch insgesamt ausreichend 
Zeit zur Verfügung steht, haben wir die Berliner Freunde gebeten, 
den Berlin-Abend erst um 21.00 Uhr beginnen zu lassen. Ich darf 
fragen, ob sich zu diesem Vorschlag betreffend Gliederung der 
Diskussion Widerspruch erhebt. - Da das nicht der Fall ist, wer­
den wir so verfahren. 

Ich bitte denjenigen, der sich zu Wort melden möchte, den Wort­
meldezettel vollständig auszufüllen und beim Tagungspräsidium 
abzugeben. Dabei möge bitte vermerkt werden, wozu der einzelne 
sprechen möchte, am besten durch Angabe der Ziffer. 

Ich eröffne jetzt die Aussprache zum Beratungsblock 1. Es han­
delt sich um die Generalaussprache, auch um die Diskussion über 
Präambel und Wahlaufruf. Wer eine Wortmeldung abgeben möchte, 
möge das bitte bei den Hostessen an den Treppen zu dieser Tri­
büne tun. Ich benutze diese Gelegenheit, den Hostessen für ihren 
Dienst während dieses Parteitages schon hier sehr herzlich zu 
danken. 

(Beifall) 

Die erste Wortmeldung zum Rechenschaftsbericht kommt von Herrn 
Franz-Josef Jung von der Jungen Union. Ich darf Herrn Jung bit­
ten. An ihn schließt sich Herr Jäger, Wangen, an. 

Dr. Franz-Josef Jung, Bundesvorstand: Herr Vorsitzender! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heiner Geißler hat im Vorfeld 
zu dieser Zusammenkunft in Berlin diesen Parteitag als einen 
Parteitag der Ermutigung bezeichnet. Nach Auffassung der Jungen 
Union ist aber aller Wille zu Geschlossenheit und Motivation 
nicht ausreichend, wenn es uns nicht gelingt, die Ansätze - die 
hier auch in der Rede von Helmut Kohl zum Ausdruck kamen - zu 
einer programmatischen Profilierung zu erreichen und über ein 
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paar Punkte in der Vergangenheit nachzudenken, die zu noch mehr 
programmatischer Profilierung unserer Partei nach außen beitra­
gen. 

Hierbei kann es nach unserer Auffassung - ich sage dies offen -
nicht darum gehen, persönliche Schuidzuweisungen vorzunehmen. Es 
muß vielmehr darum gehen, selbst mit dazu beizutragen, mehr Mut 
und Entschlossenheit in unseren eigenen Reihen zu verbreiten und 
die Voraussetzungen für die parteipolitische Profilierung zu 
schaffen. Aus der Sicht der Jungen Union muß deshalb die Frage 
aufgeworfen werden, ob nicht die Konzentration auf die wichtig­
sten Punkte, die zwischen uns und der SPD kontrovers sind - sie 
kommen auch im Wahlprogramm zum Ausdruck -, in der Wahlkampfaus-
einandersetzung dringend geboten ist und ob nicht dort, wo die 
SPD die Angriffsflächen bietet, unsere entscheidende Wahlkampf­
auseinandersetzung erfolgen muß. Wir meinen, daß gerade die wich­
tigen Kapitel des Programms - die Fragen der Familienpolitik, 
der Bildungspolitik, der Energiepolitik, Fragen der Vollbeschäf­
tigung und der Jugendpolitik sowie die Problematik der finanziel­
len Belastbarkeit des Bürgers - mehr als in der Vergangenheit 
in den Vordergrund gerückt werden müssen, weil die SPD gerade 
auf diesen Gebieten die entscheidenden Schwachpunkte aufweist 
und wir die besseren Alternativen anzubieten haben. 

Meine Damen und Herren, deshalb sage ich auch folgendes etwas 
kritisch an die Adresse des Parteitags. Nach unserer Auffassung 
trägt ein Wahlprogramm, das erst drei Wochen nach Antragsschluß 
vorgelegt wird, nicht dazu bei, auch die innerparteiliche Moti­
vierung zu fördern, die notwendig ist, um den entscheidenden 
Wahlerfolg zu erreichen. 

(Beifall) 

Aus der Sicht der Jungen Union hätten wir uns gewünscht, daß wir 
Zeit und Gelegenheit dazu gehabt hätten, das Programm im Vorfeld 
dieses Parteitages zu diskutieren und hier sodann zu verabschie­
den. 

(Beifall) 

Dies schließt nach unserer Auffassung auch die Bewertung und die 
Behandlung der eigenen Programme ein, die teilweise durch führen­
de Persönlichkeiten unserer Partei in der Öffentlichkeit darge­
tan werden. Nach unserer Meinung - dies sage ich gerade aus der 
Sicht der Jungen Union - wäre es notwendig gewesen, das Grund­
satzprogramm in der Vergangenheit stärker umzusetzen und draußen 
an den Mann zu bringen, gerade in einer Zeit, in der junge Men­
schen die Perspektivlosigkeit der Regierungspolitik so vehement 
beklagen. Wir meinen, daß wir mit unserem Angebot das Grundsatz­
programms in der Zukunft deutlichere Akzente setzen müssen. 

Wenn wir über Wahlniederlagen diskutieren und den Analysen immer 
wieder entnehmen, daß wir z.B. in katholischen Regionen, in Hoch­
burgen Stimmenverluste zu verzeichnen haben, dann frage ich mich, 
ob vom Wähler und Bürger in der Vergangenheit teilweise nicht 
auch eine Akzentuierung unserer Politik aus christlicher Verant­
wortung vermißt worden ist. Wir brauchen - um es klar und deut­
lich zu sagen - eine harte Auseinandersetzung in der Sache, aber 
ohne persönliche Diffamierung des politischen Gegners. Wir haben 
das bessere Programm. Wir haben die überzeugenderen Persönlich­
keiten, die nach unserer Meinung für den Wähler als Mannschaft 
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unbedingt erkennbar werden müssen, wobei in den wichtigsten Be­
reichen konkrete Kompetenzzuweisungen erfolgen sollten. 

(Beifall) 

Wenn wir diese Voraussetzungen auf unserem Parteitag schaffen -
programmatische Profilierung, Darstellung unserer hervorragenden 
Persönlichkeiten -, dann können wir dem Bürger und Wähler die 
besseren Alternativen deutlich machen und am 5. Oktober trotz 
der schwierigen Ausgangslage unser Wahlziel erreichen. Wir als 
Junge Union Deutschlands werden unter diesem Aspekt unseren ent­
schiedenen Beitrag leisten, um diese Voraussetzungen zu schaffen 
und den Erfolg am 5. Oktober zu gewährleisten. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Jung. 

Jetzt hat Herr Jäger, Wangen, vom Landesverband Baden-Württem­
berg das Wort. Nach ihm spricht Herr Dr. Huck. Bitte, Herr Jäger. 

Claus Jäger, Wangen: Herr Vorsitzender! Meine lieben Parteifreun-
de! Helmut Kohl und Heiner Geißler haben uns auf das eingestimmt, 
was in den kommenden Monaten auf uns wartet. Es wird - daran 
kann überhaupt kein Zweifel bestehen - zu einer beispiellosen 
Konfrontation, zu einer beispiellosen Diffamierung unseres Spit­
zenkandidaten, zu einer beispiellosen Diffamierung all jener 
Frauen und Männer, die ihm als Mannschaft zur Seite gestellt 
werden, kommen. Wir haben ja auch schon mit unserem Freund Ernst 
Albrecht nach der berechtigten Entscheidung über Angelegenheiten 
des Norddeutschen Rundfunks erlebt, daß und wie schnell die 
Diffamierung auch auf andere führende Persönlichkeiten der Union 
übergreift. Wir haben uns also gegen eine Konfrontation von einem 
Ausmaß zu wappnen, über das sich vielleicht manche von uns noch 
nicht die notwendige Klarheit verschafft haben. In dieser Kon­
frontation, meine lieben Parteifreunde, gilt es nun in der Tat 
nicht -.darin folge ich meinem Vorredner mit großem Nachdruck -, 
auch unsererseits zu diffamieren. Es gilt aber - darin folge 
ich vor allem dem, was Helmut Kohl gesagt hat -, mit großer Deut­
lichkeit zu zeigen, auf welches abschüssige Gebiet und auf welch 
abschüssige Bahn sich ein Großteil der Führer der Sozialdemo­
kratischen Partei in seiner Kampagne gegen uns bereits begeben 
hat. 

Ich kann einfach nicht daran glauben, daß es bloß schlichte Ein­
falt war, die Herrn Bahr veranlaßte, dem Nationalen Olympischen 
Komitee einen Brief zu schreiben, mit dem dem ganzen Deutschen 
Bundestag und seiner beinahe einmütigen Entschließung in bei­
spielloser Unverfrorenheit in den Rücken gefallen wird. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, ich kann nicht daran glauben, daß bloß 
schlichte Unkenntnis der Sachzusammenhänge das Motiv dafür ist, 
daß der Fraktionsvorsitzende der SPD die Maßnahmen der Sowjet­
union im Rahmen ihrer Hochrüstung als defensiv und den Einmarsch 
in ein kleines tapferes, aber wehrloses Land als eine Maßnahme 
der Vorsorge für den islamischen Siedlungsraum der Sowjetunion 
darstellt. Meine lieben Freunde, ich kann auch nicht glauben, 
daß es bloße Arglosigkeit ist, wenn der Bundeskanzler in seiner 
Rede, auf die Helmut Kohl verwiesen hat, davon spricht, daß die 
Union die Fähigkeit zur Friedenspolitik nicht habe. 
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Die Sowjetunion hat es in einem Ausmaß, das wir uns vor zehn 
Jahren noch nicht vorstellen konnten, fertiggebracht, unsere 
Ostpolitik, d.h. die Ostpolitik der Bundesregierung dieser Repu­
blik,in der Tat in eine Spielart der sowjetischen Westpolitik 
umzufunktionieren. Dies klarzumachen, muß in den kommenden Mona­
ten eines der entscheidenen Anliegen sein. Seien wir also gewapp­
net! Krempeln wir die Ärmel hoch und sorgen wir dafür, daß unser 
Volk endlich erfährt, auf welch schiefe Bahn es mit dieser Poli­
tik getrieben wird, und daß, wenn diese Politik fortgesetzt wer­
den sollte, der Zeitpunkt nicht mehr allzu fern sein kann, zu 
dem die Bundesrepublik Deutschland den Status der Finnlandisie-
rung,erreicht.einen Status, in den uns so manche führenden Männer 
der heute Regierenden durch ihre Reden, durch ihre Briefe und 
durch ihre Äußerungen bereits hineinbringen. An uns selber liegt 
es, ob wir dieser Konfrontation standhalten und ob wir durch un­
sere Aktivität dafür sorgen, daß die Bevölkerung unserer Repu­
blik erkennt, daß ohne die Union eine friedliche Zukunft unseres 
Landes nicht zu erreichen ist. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Jäger. 

Jetzt hat Herr Dr. Bernd Huck, JU-Bundesvorstand, das Wort. Nach 
Herrn Huck spricht Kurt Biedenkopf. Herr Huck, bitte. 

Dr. Bernd Huck: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Es gibt ein altes Sprichwort, welches lautet: Wer über 
das Ziel hinausschießt, ist von diesem genausoweit entfernt wie 
derjenige, der es gar nicht erst anstrebt.- Ich will damit fol­
gendes sagen. Wer jetzt nach den NRW-Wahlen eine härtere Gang­
art fordert, muß deutlich machen, daß er damit nicht bloß einen 
verbalen Rundumschlag, sondern auch eine klare und bestimmte 
Sachaussage meint. 

Mit Verbalienjurien, die wir leider auch in der letzten Zeit 
hin und wieder gefunden haben, und mit Polemik können wir aus 
einem hundertprozentigen CDU-Wähler vielleicht einen hundert­
fünfzigprozentigen machen aber nicht diejenigen ansprechen, die 
heute noch zögern oder gar ablehnen, die Union zu wählen. Das 
gilt insbesondere für die Jugendlichen. 

(Beifall) 

Es ist - und da kann ich auf das verweisen, was vorhin 
Franz-Josef Jung gesagt hat - wirklich unerträglich, wenn nach 
einzelnen Erlebnissen, die wir hatten, einige von uns pauschal, 
vielleicht im Hinblick auf den Oktober auch vorsorglich, schon 
den Schuldigen zu finden versuchen. 

Vielmehr - und das darf ich für die Junge Union sagen - brauchen 
wir eine uneingeschränkte, vorbehaltlose Solidarität zu unserer 
Führungsmannschaft und zu unserem Programm, was wir heute verab­
schieden werden - selbst wenn der eine oder andere da persönliche 
Abstriche wird machen müssen. Ich wiederhole: vorbehaltlose 
Solidarität. 

Wir brauchen erstens eine im Stil saubere Auseinandersetzung, 
keine Polemik. Wir müssen in der Sache klar und hart sein und in 
der Sache zu den wesentlichen Punkten Stellung nehmen. Das be­
darf - ich muß das angesichts des Wahlprogramms, das uns im Ent­
wurf vorliegt, sagen - in der weiteren Diskussion in den nächsten 
Monaten einer Ergänzung. Wir brauchen ferner einen überzeugenden 
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Einsatz unseres gesamten Personalkapitals, über das wir glück­
licherweise verfügen. 

Die Junge Union ist insofern dem Parteivorsitzenden sehr dank­
bar, der das Problem heute morgen in seiner Rede aufgegriffen 
hat. Wir würden es sehr begrüßen, wenn die Diskussion, die in 
den letzten Wochen in der Presse geführt wurde - und scheinbar 
allzu gerne mit Spekulationen darüber, wer alles in diese Mann­
schaft hineinkomme, noch weiter geführt wird -, möglichst schnell 
durch eine klare Beschlußfassung der dafür zuständigen Gremien 
ein Ende fände. 

(Beifall) 

Im Hinblick auf diese Beschlußfassung und zur Stärkung dessen, 
was unser Vorsitzender, Matthias Wissmann, dann hoffentlich dazu 
vortragen wird, möchte ich im einzelnen schon jetzt folgendes 
sagen: Es ist nach unserer Auffassung erforderlich, daß diese 
Kernmannschaft nach Kompetenzbereichen zusammengesetzt wird, daß 
den einzelnen Mitgliedern klare Sachkompetenzen zugewiesen werden. 
Es muß nicht nur für uns, sondern auch draußen für den Wähler 
klar und unzweifelhaft sein, daß die Mitglieder der Kernmann­
schaft bereit sind, anschließend in einem Kabinett Ministerämter 
zu übernehmen. Hier können wir den Wählern nichts vormachen. Wir 
müssen in dieser Kernmannschaft insbesondere auch das soziale 
und liberale Element unserer Programmatik personifizieren. 

(Beifall) 

Wir müssen den Bürgern immer wieder eines deutlich machen: Hinter 
der bürgerlichen Kaiser-Wilhelm-Mütze Helmut Schmidts, die in 
Bonn regiert, regieren tatsächlich die Ballonmützen von Brandt, 
Bahr, Wehner und vielen anderen. Die Mehrheit der Wähler wird 
dann geneigt sein, diesen Mützen die Hutablage zu zeigen, wenn 
wir insgesamt eine personelle und sachliche Alternative bieten, 
wenn wir eine Mannschaft aufbieten, die zusammen mit unserem 
Spitzenkandidaten Franz Josef Strauß bei den Wählern überzeugend 
für unser Programm einsteht. Vielen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Huck. 
Es spricht jetzt Herr Biedenkopf und nach ihm Herr Heinzel vom 
Landesverband Westfalen. Herr Biedenkopf, die zeitliche Begren­
zung, die ich vorhin erbeten habe, gilt bei Ihnen nicht, weil 
wir von Ihnen eine etwas ausführlichere Darlegung erwarten. Das 
Wort hat Kurt Biedenkopf. 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Präsident! Herr Vorsitzender! 
Liebe Freunde! Vor vier Jahren haben wir uns in Hannover auf dem 
24. Bundesparteitag der CDU auf die Bundestagswahl 1976 vorbe­
reitet. Die politische Entscheidung, vor der die Bürger damals 
standen, lautete: Freiheit oder Sozialismus. Unsere Antwort 
lautete: Freiheit statt Sozialismus. Die Union war der Anwalt 
der Freiheit in der Auseinandersetzung mit dem Sozialismus in 
Deutschland und in Europa. 

Wir waren nach der Bundestagswahl die mit Abstand stärkste Partei. 
3oo 000 Stimmen trennten uns von der Mehrheit im Bundestag. Wieder 
war es die Koalition, die der stärksten politischen Kraft im Lande 
den Weg zur politischen Verantwortung versperrte. 

Seitdem haben wir Rückschläge erlitten. Helmut Kohl hat davon ge­
sprochen. Dazu gehört auch die Landtagswahl in Nordrhein-West-
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falen. Wir haben gekämpft, zunächst mit unserem Freund Heinrich 
Köppler und, als der Tod ihn aus unserer Mitte riß, alleine, ohne 
den Freund. Wir haben gekämpft, und wir haben verloren. Trotzdem 
werden wir weiterkämpfen. 

(Lebhafter Beifall) 

Vir haben ein wichtiges Heimspiel verloren aber das Rückspiel 
steht noch aus. 

(Beifall) 

Wir in Nordrhein-Westfalen haben für die Solidarität der Union 
zu danken. Wir haben zu danken unserem Parteivorsitzenden Helmut 
Kohl und allen Mitgliedern des Präsidiums. Wir haben zu danken 
für einen fabelhaften Einsatz in Nordrhein-Westfalen, einen Ein­
satz, der die Lücken geschlossen hat, die mitten im Wahlkampf 
entstanden sind, einen Einsatz, der uns ermutigt hat, einen Ein­
satz, der uns mitgerissen hat. Wir haben zu danken für den Ein­
satz von Franz Josef Strauß. 

(Beifall) 

Franz Josef Strauß hat geholfen zu kämpfen. Er hat - und er wollte 
es - in dieser Landtagswahl mitgetan. Wir haben ihn gebeten, so 
viel wie möglich zu tun. Er ist wahrscheinlich der einzige - den 
örtlichen Fußballklub eingeschlossen -, der in der Lage war, das 
Aachener Fußballstadion zu füllen. 

(Beifall) 

Ich persönlich habe meinem Freund Konrad Grundmann zu danken. 
Konrad Grundmann hat in den letzten Wochen dieses Wahlkampfes in 
großartiger Weise mitgeholfen, das Team zu erhalten, auf dem der 
Wahlkampf aufgebaut war. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen den Blick nach vorne gerichtet. 
Was wir in Zukunft besser machen können, werden wir zu Hause 
ernsthaft diskutieren und zu Hause regeln. Wir haben einen Land­
tagswahlkampf geführt, denn es ging um das Land Nordrhein-West­
falen - natürlich auch mit Bundesthemen, denn Kernenergie, Siche­
rung der Zukunft, Staatsverschuldung, die Wiedergenesung des Ruhr­
gebiets, all dies sind Themen der Bundesrepublik Deutschland. 

Unser Kanzlerkandidat Franz Josef Strauß hatte in diesem Wahl­
kampf eine dienende Funktion. Das haben wir so gewollt. Deshalb 
gehört die Verantwortung für das Ergebnis in Nordrhein-Westfalen 
in die Hände der Union. Dort sollte es auch bleiben. 

Jetzt, meine Freunde, geht es nach vorne. Mit dem Wahlprogramm 
und auf diesem Parteitag diskutieren wir über den Auftrag der 
Union und den Weg in den kommenden Monaten. Aus der Landtagswahl 
in Nordrhein-Westfalen können wir dafür drei wichtige Erkenntnisse 
mitnehmen, die von großer Bedeutung für die zukünftige Strategie 
dieses Bundestagswahlkampfes sein werden. 

Erstens. Die FDP ist aus dem Landtag ausgeschieden. Sie konnte an 
der Seite der SPD nicht länger überleben. Die Leute, die zu vor­
nehm waren, sich duzen zu lassen und deshalb nicht bei der SPD 
waren, haben es sich anders überlegt und sind dorthin gegangen. 
Andere sind zu uns gekommen. 

Zweitens. Die Volksfront in der SPD wird wieder sichtbar. Sicht­
bar wird die Unversöhnlichkeit der sozialdemokratischen und der 
sozialistischen Positionen. Diese Unversöhnlichkeit haben wir 
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1974 schon einmal demonstriert und aufgegriffen. Wir haben ge­
zeigt, daß die Sozialdemokratische Partei nicht in der Lage war -
wie sie glaubte -, den Marxismus in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu integrieren. Was inzwischen geschehen ist, ist nicht eine 
Integration des Marxismus in die SPD, sondern die zunehmende Zer­
störung der demokratischen Substanz der SPD durch den Marxismus. 

(Beifall) 

Der Konflikt, angelegt im Godesberger Programm, bricht wieder auf. 
Heute hat dieser Prozeß selbst die SPD in Nordrhein-Westfalen 
voll ergriffen. Die Freien Demokraten hatten dies bisher verdeckt. 
Heute ist es sichtbar. 

Schon kurz nach der Wahl machen sich,viele Gewerkschaftsführer in 
unserem Lande Sorgen, daß der Linksruck in der Sozialdemokra­
tischen Partei, daß das Immer-stärker-Werden des marxistischen 
Flügels auch die Einheitsgewerkschaft bedrohen könnte, daß die 
Unfähigkeit der SPD, gegen Feinde der Demokratie vorzugehen, es 
den Gewerkschaften immer schwerer machen könnte, sich in ihren 
eigenen Reihen vor Unterwanderung zu schützen. 

Drittens. Schmidt hat in Nordrhein-Westfalen gezeigt - und dies 
ist wahrscheinlich das wichtigste Ergebnis dieser Landtagswahl -, 
wie er den Bundestagswahlkampf gewinnen will: 1. durch Konzentra­
tion des Wahlkampfes ganz auf seine Person - die Sozialdemokra­
tische Partei, der SPD Ministerpräsident Rau, kam im Wahlkampf 
in Nordrhein-Westfalen bei der SPD nicht vor -, 2. durch Ver­
leumdung des politischen Gegners und 3. mit der Parole: "Krieg 
oder Frieden". 

Mit der Konzentration auf Schmidt ist Schmidt unser Gegner, nicht 
nur die SPD. Schmidt hat sich von der SPD abgesetzt; die Volks­
front in der SPD läßt ihm keine Wahl. Er versucht in der Bevöl­
kerung den Eindruck zu erwecken, Helmut Schmidt als Bundeskanz­
ler sei etwas anderes als die Sozialdemokratische Partei in der 
Bundesrepublik Deutschland. Diesen erneuten Versuch der Täuschung 
der Wähler werden wir nicht zulassen; er wird ihm nicht gelingen. 

(Beifall) 

Was folgt aus diesen Erfahrungen: 1. Die Alternative für die Bun­
destagswahl heißt: Die Union mit Franz Josef Strauß gegen Schmidt 
und eine durch die Volksfront gelähmte SPD. Diese Alternative muß 
unseren Wahlkampf bestimmen. 

Wir sind eine Partei, die eine gemeinsame Politik hat. Unser 
Grundsatzprogramm, unser Wahlkampfprogramm haben dies bewiesen. 
Schmidt ist ohne eine Partei mit einer gemeinsamen Politik. Die 
SPD ist durch die Volksfront gelähmt. 

2. Die Verleumdungen, meine Freunde, waren zum Teil schrecklich. 
In den Straßen von Köln ließen sozialdemokratische Landtagskan­
didaten Lautsprecherwagen auffahren, die der Bevölkerung mitteil­
ten: "Nur wer SPD wählt, sorgt dafür, daß unsere Söhne nicht im 
Jemen fallen müssen." 

(Pfui-Rufe) 

Vorher war das gleiche schon in Saarbrücken geschehen. Dort hieß 
es vom Saarbrücker Oberbürgermeister: Ihr müßt SPD wählen, damit 
wir nicht auf unseren Friedhöfen Kreuze für im Nahen Osten ge­
fallene deutsche Soldaten errichten müssen." 

Die Kriegerwitwen und ihr Schicksal wurden für Anzeigen miß-
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braucht, die an Peinlichkeit, Demagogie und Geschmacklosigkeit 
nicht zu überbieten waren; und all dies trug die Unterschrift 
von Helmut Schmidt. 

(Beifall) 

Dagegen, meine Freunde, kann man etwas Gleichartiges nur setzen, 
wenn man - wie Schmidt - bereit ist, nicht nur die wirtschaft­
liche Substanz unseres Landes, die Chancen seiner Zukunft, son­
dern auch die moralische Substanz der Demokratie aufs Spiel zu 
setzen, nur, um an der Macht zu bleiben. 

(Beifall) 

Dazu sollten wir nicht bereit sein. Denn was nach einer solchen 
Auseinandersetzung übrig bleibt, ist keine funktionsfähige Demo­
kratie mehr, sondern eine Demokratiehülse - eine Demokratiehülse, 
von der sich die Menschen abwenden, vor allem die Jugend, die 
keinen Halt und keine Stabilität mehr bieten kann und die zusam­
menbricht, wenn wir sie wirklich belasten müssen. 

3. Aber, meine Freunde, wir haben es auch gar nicht nötig, gegen 
diese Verleumdung eine andere zu setzen. Denn wir setzen etwas 
gegen die Parole: "Krieg oder Frieden". Diese Parole - und das 
ist die wichtige Erkenntnis aus der Landtagswahl in Nordrhein-
Westfalen- ist keine Verleumdung, sie ist der Endpunkt einer Po­
litik der Illusionen und damit der Kapitulation vor der Wirklich­
keit. Schmidt glaubt wirklich an diese Alternative. Sie ist der 
Ausdruck der Ausweglosigkeit seiner Politik. Die Alternative 
"Krieg oder Frieden" ist die Bankrotterklärung der von Brandt 
begonnenen und von Schmidt fortgesetzten Kapitulation vor der 
Führungsaufgabe, die in einer freiheitlichen Demokratie gelei­
stet werdeh muß, 

(Beifall) 

vor der Verantwortung politischer Führung in einem freien Land, 
vor dem sittlichen und moralischen Auftrag der Demokratie. 

Wer nichts mehr zu sagen weiß als "Krieg oder Frieden", der ist 
politisch am Ende. Denn, meine Freunde, da es Krieg in Europa 
nicht geben kann, ohne daß Europa selber aufhört zu existieren, 
bedeutet die Formel "Krieg oder Frieden": Frieden um jeden Preis. 

Die Formel "Krieg oder Frieden" bedeutet: Wir haben gar keine Al­
ternative mehr, sondern wir haben nur noch Frieden um jeden Preis, 
auch den Frieden in der DDR, auch den Frieden in Polen, auch den 
Frieden in der Sowjetunion, auch den Frieden des Archipel GULAG. 

Nicht Krieg oder Frieden ist deshalb der wahre Inhalt der 
Schmidtschen Politik. Der wahre Inhalt der Politik von Schmidt -
nach außen wie nach innen - ist die Kapitulation. 
Worum wir in dieser Bundestagswahl ringen, ist eine ganz andere 
Frage; es ist nicht die Frage "Krieg oder Frieden", sondern es 
ist die Frage: welchen Frieden wollen wir haben? 

(Beifall) 

Den Frieden der Freiheit oder den Frieden des Sozialismus? Den 
Frieden der Verantwortung oder den Frieden der Entmündigung? Den 
Frieden durch Freiheit oder den Frieden durch Kapitulation? 

Freiheit oder Kapitulation - das ist die Alternative. Freiheit 
in Frieden, Freiheit und Frieden, das ist unsere Antwort. 

(Beifall) 
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Dies gilt in der Außenpolitik. Die Union - das heißt praktische, 
praktizierte Solidarität mit den Vereinigten Staaten; das heißt 
das, was der Regierende Bürgermeister von seinem Besuch Amerika 
mitgebracht und was er hier den Berlinern gesagt hat: daß Soli­
darität keine Einbahnstraße ist, sondern daß auch wir kämpfen 
und für die Vereinigten Staaten einstehen müssen. 

Schmidt - das heißt Kapitulation vor denen, die im Bundestag die 
Zustimmung zum Olympia-Boykott verweigert haben. Die Koalition 
hätte für diese Boykott-Empfehlung im Bundestag keine Mehrheit 
gehabt, wenn es richtig wäre, daß die Union die sogenannte Frie­
denspolitik blockiere; denn dann hätten wir gegen die Empfehlung 
des Kabinetts gestimmt, und Schmidt wäre mit leeren Händen vor 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten getreten. Wir haben die­
se Entscheidung getragen. 

CBeifall) 

Die Union - das heißt einstehen für die Bundeswehr, einstehen für 
die Jungs, die dort ihr Gelöbnis abgeben, immer wenn es darum 
geht, neue junge Männer in die Bundeswehr aufzunehmen, einstehen 
dafür, daß unsere Bundeswehr den angemessenen politischen, ge­
sellschaftlichen, moralischen und geistigen Stellenwert in unse­
rem Lande hat; 

(Beifall) 

Schmidt und die SPD - das heißt Kapitulation vor"denen,"die die 
Bundeswehr verhöhnen. 

Die Union - das heißt Stärkung des Bündnisses, auch durch die 
Übernahme von Verantwortung, wie sie zum Beispiel mit den Nach­
rüstungsbeschlüssen der NATO verlangt wird; 

Verantwortung auch dafür, solche Beschlüsse mehrheitsfähig zu 
machen, Verantwortung auch dafür, die Menschen davon zu überzeu­
gen, daß solche Raketen aufgestellt werden müssen, wenn unser 
Verteidigungswille glaubhaft sein soll. 

Schmidt, das heißt Kapitulation vor der Unfähigkeit der SPD, die-
se Stärkung mitzutragen. Schmidt, das heißt, Kapitulation vor 
Brandt und Bahr. 

(Beifall) 

Dies gilt natürlich in der gleichen Weise auch in der Innenpoli­
tik. 

Die Union, das bedeutet das Einstehen für die Notwendigkeit neuer 
Technologien und die Bereitschaft, die Verantwortung für diese 
Technologien zu übernehmen, eine Verantwortung, die wir gerade 
gegenüber den Entwicklungsländern haben; einen moralischen Auf­
trag, unsere Möglichkeiten einzusetzen, damit das knappe Rohöl 
für die zur Verfügung steht, die keine hochentwickelten Techno­
logien handhaben können. Die Union, das bedeutet, daß wir durch 
unsere neuen Technologien einen eigenen Beitrag für das Oberleben 
der Entwicklungsländer leisten. 

Schmidt, das heißt Kapitulation vor der Herausforderung, die Ent-
wicklung neuer Energiequellen mehrheitsfähig zu machen, neue 
Energiequellen zu erschließen und Frieden durch Abbau der Ab­
hängigkeiten von außen zu sichern. Schmidt, das heißt, sich so 
zu verhalten wie der Reiche, der in einer Hungersnot jeden Preis 
für Brot bietet, ohne Rücksicht auf die Fähigkeit der Armen zu 
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kaufen und damit ohne Rücksicht auf deren Oberleben. 

(Beifall) 

Die Union, das bedeutet, in der Gegenwart für die Zukunft zu sor­
gen,~3TeSolidarität mit der nächsten Generation zu sichern. 

Schmidt, das bedeutet die Kapitulation vor dem Druck organisierter 
Interessen und vor der Aufgabe, die Interessen derer zu wahren, 
die noch kein Stimmrecht haben, vor der Aufgabe, die Zukunft vor 
dem Zugriff der Gegenwart zu schützen. Schmidt, das bedeutet, 
die Zukunft zu plündern, um in der Gegenwart über die Runden zu 
kommen. 

(Beifall) 

Die Union, das heißt, ein Demonstrationsrecht zu schaffen, das 
die Freiheit der Meinung ebenso wie die Ordnung unseres Landes 
sichert und nicht zuläßt, daß die Freiheit der Meinung gegen den 
inneren Frieden ausgespielt wird. 

Schmidt, das heißt die Kapitulation vor denjenigen, die sich 
als Demonstranten mit Helmen und anderem Schutzgerät versehen, 
nicht um sich vor der Polizei zu schützen, sondern um die Po­
lizei als Quelle der Gewalt und damit die Staatsgewalt selbst 
zu diffamieren, die den inneren Frieden sichert. 

(Beifall) 

Die Union, das heißt die klare Verwirklichung des Anspruchs der 
Bürger, daß die öffentlichen Dienste auf den Auftrag unserer Ver­
fassung verpflichtet bleiben, nämlich auf die freiheitlich demo­
kratische Ordnung. 
Schmidt, das heißt die Kapitulation vor der Aufgabe, die Demokra­
tie vor einer Ideologie zu schützen, die die Bindung des einzel­
nen und seiner Einrichtung an die Wertordnung als Unterdrückung 
diffamiert, um die Leistungsfähigkeit dieser freiheitlichen Ord­
nung zu zerstören und damit neue undemokratische Herrschaft zu 
errichten. 

Die Union, das heißt, auch die öffentlich-rechtlichen Medien auf 
den sittlichen Auftrag der Demokratie dauerhaft zu verpflichten. 

Schmidt, das heißt die Kapitulation vor Leuten, die in Radio 
Bremen der Propagierung der Volksfront und der Verhöhnung der 
Bundeswehr freien Lauf lassen - und dann von der "Zerschlagung 
öffentlich-rechtlicher Anstalten sprechen, wenn wir nichts ande­
res tun wollen, als die Herrschaft des Grundgesetzes wiederherzu­
stellen. 

(Beifall) 

Die Union, das heißt, Einheitsgewerkschaften, in denen alle Ar-
beitnehmer eine solidarische Heimat finden können, auch die, die 
CDU wählen. 

Schmidt, das bedeutet den Mißbrauch der Gewerkschaften für die 
Sozialdemokratische Partei und damit die Öffnung der Einheitsge-
werksckaften für das Eindringen der Volksfront. 

(Beifall) 

Die Union, das heißt schließlich, die Familie und deren Auftrag 
zu schützen und ihr die Kraft zu erhalten, die sie braucht, um 
Kinder zu erziehen und das Fundament der Zukunft zu legen. 
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Schmidt, das bedeutet kapitulieren vor denjenigen, die die el-
terliche Autorität von Mutter und Vater zerstören, um die halt­
los und orientierungslos gewordenen jungen Menschen mit dem Netz 
einer Ideologie einzufangen, die die Sicherheit verspricht und 
die Freiheit nimmt. 

(Bei-fall) 

Freiheitliche Friedensordnung oder Kapitulation vor dem Auftrag, 
freie Demokratie zu sichern, darum wird es in den kommenden Mo­
naten gehen. Wir, meine Freunde, stehen auf der Seite der Frei­
heit. Wir stehen auf der Seite des Friedens in Freiheit. Eines 
Friedens, zu dem es keine annehmbare Alternative gibt. 

In diesem Kampf stehen wir alle, jeder von uns. Er begründet un­
sere Solidarität. In diesem Kampf führt uns Franz Josef Strauß: 
Weil wir ihn dafür gewählt haben und weil er dafür der richtige 
Mann ist. 

(Beifall) 

Wir waren 1976 Anwalt der Freiheit. Wir kämpfen heute wieder als 
Anwalt der Freiheit und des Friedens. In der Konfrontation von 
Freiheit oder Kapitulation sind wir diejenigen, die den Frieden 
in Freiheit sichern. 

Wir haben das Heimspiel verloren; aber wenn wir wollen, können 
wir das Rückspiel gewinnen. Und dazu ruft die nordrhein-west-
fälische CDU die ganze Bundespartei auf: nach vorwärts zu gehen, 
zu arbeiten, den Menschen im Lande zu zeigen, worum es wirklich 
geht, nicht um Krieg oder Frieden, sondern um die Friedensord­
nung, die wir schaffen wollen. 

Adenauer hat gewußt: Die Politik darf die Bundesrepublik Deutsch­
land nie vor die ausweglose Alternative "Krieg oder Frieden" stel­
len. Er wußte, daß es nur einen Frieden in Freiheit geben kann 
und daß es ihn auch geben wird, wenn wir ihn wollen und wenn wir 
die damit verbundene Verantwortung auf uns nehmen. 

Die Politik von Brandt und Schmidt hat dazu geführt, daß diese 
Verantwortungsfähigkeit beeinträchtigt und das Wissen um die Not­
wendigkeit dieser Verantwortung gelähmt ist. Daß die Kraft des 
Landes durch eine Ideologie zugeschüttet wurde, die uns einreden 
will,es gebe einen Naturschutzpark Bundesrepublik Deutschland, 
in dem man trotz einer feindlichen Ordnung der Unfreiheit im Osten 
in Frieden leben könnte, in der wir nur über den Zaun reden 
müßten, um in Ruhe gelassen zu werden. Dies ist eine Utopie. Eine 
Politik jedoch, die auf Utopie aufbaut, ist lebensgefährlich; 
denn sie gibt die falschen Antworten und weist damit den fal­
schen Weg. 

Die wirkliche Herausforderung heißt: Frieden und Freiheit, Frie­
den durch Freiheit, Frieden in Freiheit. Allein darum geht es. 

Wenn wir diese Herausforderung annehmen, werden wir nicht nur das 
Rückspiel gewinnen. Dann werden wir auch in Nordrhein-Westfalen 
das nächste Heimspiel haushoch gewinnen. Und dafür wollen wir 
arbeiten. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Kurt Bieden-
kopf, für diese Rede und unseren Freunden aus den Landesverbän­
den Rheinland und Westfalen-Lippe noch einmal herzlichen Dank 
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für ihren Einsatz in den letzten Wochen und Monaten. 

Bevor ich das Wort weitergebe, möchte ich einen Gast begrüßen. 
Ich begrüße herzlich den Generalsekretär der CSU, Herrn Edmund 
Stoiber, hier unter uns. 

(Beifall) 

Wir danken Ihnen, Herr Stoiber, daß Sie schon heute gekommen sind, 
und wir freuen uns, daß Sie hier bei unserem Parteitag dabei sind. 
Herzlich willkommen! 

Das Wort hat Herr Heinzel aus dem Landesverband Westfalen-Lippe. 
Ihm folgt Herr Dr. Friedmann aus dem Landesverband Baden-
Württemberg. 

Richard Heinzel: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Parteifreunde! Wir sind in diesen Tagen hier 
zusammengekommen, um erklärtermaßen unser Wahlprogramm zu ver­
abschieden. Aber jetzt geht es nicht zuletzt auch darum, die 
Unsicherheit zu beseitigen, die sich nach den Wahlen im Saar­
land und in Nordrhein-Westfalen breitgemacht hat, und der Basis 
wieder einen festeren Halt zu geben. Wie können wir das, was 
benötigen wir dazu? 

Wir benötigen dazu den Durchblick der Basis, vor allen Dingen 
aber den Durchblick derer, die wir besonders erreichen wollen, 
nämlich der Arbeitnehmerschaft und der Jugend. Wenn wir in 
diesen Tagen ein Wahlprogramm verabschieden, das in schönen 
Worten und sicherich auch richtig das umschreibt, was wir ver­
folgen wollen, dann ist es meiner Meinung nach genauso nötig, so 
schnell wie möglich den Inhalt dieses in schöne Worte gefaßten 
Programms der Basis verständlich darzustellen. Wir brauchen 
Leute, die an der Basis mit den Arbeitern über das diskutieren, 
was wir hier festschreiben. Wir haben solche Leute; wir haben 
genug Gewerkschaftler in der CDU, und wir haben genug CDU-
Leute in den Gewerkschaften, die darauf warten, informiert zu 
werden. Sie sollten an die Hand genommen werden, und es muß 
ihnen gezeigt werden, welchen Weg die CDU bis zum 5. Oktober 
gehen will. 

Unsere Organisation muß jetzt all die Leute, die basisbezogen 
mit der Arbeitnehmerschaft und mit der Jugend diskutieren 
können, herausziehen, informieren und auf sichere Füße stellen. 
Wenn ich z.B. in meinen Betrieb zurückkehre - ich komme aus dem 
Ballungsraum Ruhrgebiet - und lese den Diskutanten,die ich 
sicherlich antreffe, vor, was im Wahlprogramm steht, werde ich 
auf wenig Verständnis stoßen, obwohl das, was darin steht, sehr 
gut ist. 

Wir müssen uns also bemühen, an dieser Stelle schnellstmöglich 
einzugreifen. Denn wenn wir die andere Seite sehen: die wagt 
sich in die tiefsten Niederungen hinein und meint damit die 
Arbeitnehmer"und auch die Jugend ansprechen zu körmen. Meines 
Erachtens sollten, wenn es nötig ist, auch wir uns in diese 
Niederungen hineinbegeben. Wir wollen nicht etwa mit Dreck 
werfen oder mit solchen miesen Verleumdungen arbeiten, wie das 
die andere Seite tut. Nein, wir müssen eine Strategie entwickeln, 
die uns dazu verhilft, den anderen immer einen Schritt voraus 
zu sein. Wir müssen also dazu kommen, daß wir Leute haben, die 
praktisch auskundschaften, was die anderen vorhaben und unseren 
Leuten an die Hand geben: das und das passiert. Wir müssen 
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unseren Leuten Argumentationshilfen geben, damit sie in den Stand 
versetzt werden, rechtzeitig an der Basis zu diskutieren. Nur 
das bringt uns einen Schritt weiter. 

(Beifall) 

Wir müssen uns nämlich bemühen, daß wir da Stimmen gewinnen, wo 
wir bis jetzt immer abgefallen sind, weil die Gewerkschaften mit 
ihren großen Organen - ich nenne hier mal die IG Metall und die 
IG Bergbau, die mir aus dem Ruhrgebiet sehr gut vertraut sind -
in keiner Weise mit Schmutzschleuderei zurückhalten. Wir müssen 
also in den Stand gesetzt werden, all das, was in den Organen 
steht, rechtzeitig zu entkräften und als Multiplikatoren 
einen großen Kreis von Leuten heranzuziehen, die das Gedanken­
gut der CDU wieder in die Arbeitnehmerschaft hineinbringen. 
Da liegt nämlich ein Stimmenreservoir für uns. Wenn wir in der 
Weise verfahren, sehe ich nicht die Gefahr, daß wir am 5. Okto­
ber wieder hinten herunterfallen. Um mit Herrn Biedenkopf zu 
sprechen: dann können wir das Rückspiel gewinnen. 

(Beifall) 

Dr. BernhardVogel, Tagungspräsidium! Das Wort hat jetzt Herr 
Dr. Friedmann vom Landesverband Baden-Württemberg. Ihm folgt der 
Herr Burckhardt vom Landesverband Westfalen-Lippe. 

Dr. Bernhard Friedmann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Tin zweiten Absatz der Präambel heißt es, 
daß unsere militärische Sicherheit und unsere wirtschaftliche 
Sicherheit gleichermaßen bedroht seien. Ich halte es für richtig, 
daß gleich am Anfang auf dieses Problem hingewiesen wird. In der 
Tat ist in unserer Bevölkerung ein tiefes Gefühl der Unsicher­
heit, ja sogar der Angst verbreitet. 

Indessen haben Sicherheit und Unsicherheit zumindest noch eine 
weitere Komponente, nämlich die geistige. In den zurückliegen­
den Landtagswahlkämpfen hat sich gezeigt - und das zeichnet sich 
jetzt auch für den Bundestagswahlkampf ab -, daß wir vom poli­
tischen Gegner in die Ecke des Säbelrasslers, des Kriegshetzers 
gedrängt werden. Das ist Tyrannei, das ist Ausübung geistiger 
Gewalt uns gegenüber. Dies dürfen wir nicht hinnehmen. 

Ich bin der Meinung, es wäre gut, wenn wir die betreffende Stel­
le in der Präambel interpretierten und folgendermaßen faßten: 
"Unsere Sicherheit ist militärisch, wirtschaftlich und geistig 
bedroht." Die jetzt vorgesehene Formulierung, daß die militäri­
sche Sicherheit bedroht sei, könnte dahin ausgelegt werden, daß 
die Bundeswehr und die NATO bedroht seien. In Wirklichkeit ist 
es doch die militärische Obermacht des Ostens, die uns bedroht. 
Weiterhin könnte man die andere jetzt vorgesehene Formulierung, 
daß die wirtschaftliche Sicherheit bedroht sei, dahin verstehen, 
daß unsere materielle Sicherheit bedroht sei. In Wirklichkeit 
sind es doch die ständigen sozialistischen Eingriffe, die unsere 
Soziale Marktwirtschaft in Gefahr bringen. Wir können es auch 
nicht hinnehmen, daß der Psychoterror auf geistigem Gebiet weiter 
ausgeübt wird. Wir wollen, daß hier nicht Schindluder getrieben 
wird. Wir wollen, daß die Freiheit des Geistes zum Zuge kommt, 
und alles, was dagegen ist, wollen wir nicht haben. 

Ich wäre dankbar, wenn eine Interpretation in diesem Sinne mög­
lich wäre. 

(Beifall) 
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Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Burkert. 
Nach ihm spricht Herr Brok. 

Dieter Burkert: Herr Präsident! Herr Vorsitzender! Liebe Partei-
freunde! Der Generalsekretär unserer Partei, Heiner Geißler, hat 
u.a. gesagt: Wir müssen natürlich aus dem Wahlkampf in Nordrhein-
Westfalen unsere Schlüsse ziehen. Unser Landesvorsitzender Kurt 
Biedenkopf, hat dies vorhin in der ihm eigenen brillanten Weise 
getan. Lassen Sie mich als kleinen Basiskämpfer aus Nordrhein-
Westfalen etwas aus dieser Sicht hinzufügen. Da ich im Rahmen 
der allgemeinen Aussprache spreche, will ich versuchen, das so 
zu tun, daß auch die Freunde aus den anderen Landesverbänden 
etwas davon haben. 

Ich stelle folgende Frage: Welches Politikverständnis haben ei­
gentlich die beiden Hauptkontrahenten in der Bundesrepublik 
Deutschland, die Christlich Demokratische Union einerseits und 
die Sozialdemokratie andererseits? Genau dies war es meiner 
Meinung nach, was in Nordrhein-Westfalen letztlich aufeinander­
geprallt ist. Auf der Seite der Sozialdemokratie stelle ich ein 
Ausweichen vor den Sachfragen, eine Diffamierung des politischen 
Kontrahenten und eine Emotionalisierung durch Unwahrheiten fest. 
Dies fasse ich unter dem Begriff eines Politikverständnisses der 
verschleierten Substanzlosigkeit zusammen. 

Auf der anderen Seite dürfen wir uns dadurch nicht von dem Zu­
gehen auf Sachfragen, von dem Stellen des politischen Gegners, 
von dem Aufrütteln unseres Volkes durch Wahrheiten abbringen 
lassen. Wir stellen der Politik der verschleierten Substanzlosig­
keit der SPD eine Politik der offenen Zukunftssicherung gegenüber. 

Mit diesem unterschiedlichen Politikverständnis hängt der derzei­
tige Zustand unseres politischen Gegners, der SPD, mit Sicherheit 
zusammen. Was ist dies für eine Partei? Es ist dies eine Partei 
der Doppelzüngigkeit, die nach oben und außen mit der Miene des 
staatsmännischen Biedermannes auftritt und die sich nach unten 
und innen sozialistisch-verfassungsgleichgültig, ja teilweise 
verfassungsfeindlich zeigt. Sagen wir dem Wähler, daß es gar 
nicht "die SPD" gibt, sondern Gruppen von Sozialdemokraten, die 
teilweise völlig gegensätzlich denken und auch handeln. 

Wir können sicher sein, daß der Wähler bei dieser Taktik der Ent­
larvung unseres politischen Kontrahenten verstehen wird, wem er 
zum Wohle des deutschen Volkes seine Stimme zu geben hat: der 
Partei, die geschlossen, aussagekräftig und zuversichtlich in den 
Bundestagswahlkampf zu ziehen weiß. - Danke schön. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Burkert! 

Meine Damen und Herren, zur Geschäftslage: Für die allgemeine 
Aussprache habe ich jetzt noch zwei Wortmeldungen vorliegen, 
und dann möchten wir gern den Präsidenten der Weltunion der 
Christlichen Demokraten, Mariano Rumor, um sein Wort bitten. Es 
soll hier in diesem "Raumschiff" etwa zehn Minuten dauern, bis 
die Dolmetscherin hier ist. Ich darf deshalb auf diese Weise die 
Dolmetscherin bitten, sich auf den Weg zu machen, damit ich die­
sen Zeitplan einhalten kann. 
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Das Wort hat jetzt Herr Brok von der Jungen Union. 

Elmar Brok: Herr Vorsitzender, liebe Parteifreunde! Wir als Junge 
Union hätten uns gefreut, wenn wir auf Grund der früheren Be­
schlußfassung dieser Partei über dieses sicherlich in weiten Be­
reichen gute Programm auf einem gemeinsamen Parteitag von CDU und 
CSU hätten sprechen können und wenn wir es gemeinsam hätten be­
schließen können. Wir sind optimistisch, daß wir dies vielleicht 
beim nächsten Mal hinbekommen werden. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dem Programm bitte einige 
Bemerkungen bezüglich der Situation der Jungwähler machen. Es ist 
so, daß bei der Bundestagswahl in diesem Jahr 6,5 Millionen Wähler 
- das sind 14 % aller Wähler - zwischen 18 und 24 Jahre alt sind. 
Wir müssen feststellen, daß unsere Ergebnisse in dieser Wähler­
gruppe in der Vergangenheit katastrophal gewesen sind und daß wir 
uns etwas überlegen müssen, um da herauszukommen. Wir wissen aus 
Untersuchungen, daß die Erstwählerentscheidung von diesen jungen 
Leuten in ihrem weiteren politischen Leben mitgetragen wird und 
daß von daher für uns insgesamt eine Basisverschlechterung ein­
tritt. Dies muß Anlaß zu ernsthaften Überlegungen sein. Schimpfen 
auf die ach so anders geartete Jugend hilft dabei nicht weiter. 
Zu Recht heißt es im Protokoll des Bergedorfer Gesprächskreises: 

iiDie Beziehungen und Konflikte zwischen Jugend und Gesellschaft 
sind nicht primär als Jugendprobleme oder Generationskonflikt zu 
verstehen, sondern sie resultieren vornehmlich aus ungelösten 
Problemen und Spannungen der Gesellschaft selber. Die zerfallende 
Kohäsion der Gesellschaft, die Bindungsschwächen ihrer Institu­
tionen bedingen die Verselbständigung der Jugend in Form einer 
Teilkultur. Krisensituationen sind ein Hinweis darauf, daß neue 
Formen der Integration entwickelt und neue Wertsysteme gebildet 
werden müssen ". 

Besonders im bürgerlichen, begünstigten Teilen der Jugend, die 
sich oftmals als konfliktbereite Minderheit mit überzogenem Mo­
ralismus erweist, hat deshalb die Forderung nach einer Revolu­
tionierung der Gesellschaft eine gewisse Attraktivität. Dieser 
Einstellung der jungen Generation darf die CDU nicht allein durch 
die Verteidigung der gegenwärtigen Situation in der Bundesrepu­
blik Deutschland entgegentreten; vielmehr muß sie offen auf vor­
handene Mißstände hinweisen und der jungen Generation in einem 
Dialog Lösungen zur Beseitung dieser Mißstände anbieten. Nur dann, 
wenn sich die freiheitliche Staats-, Wirtschaft- und Gesellschafts­
ordnung als verbesserungs- und entwicklungsfähig erweist, hat sie 
eine Chance, in ihren Prinzipien gegen utopische Ideologien er­
folgreich verteidigt zu werden. 

Die Ursache für die politische Einstellung vieler Jugendlicher 
ist eine vielfältige Zukunftsangst. Um dies zu verstehen, ist es 
richtig, daß die Situation der Jugend aus ihrer eigenen Sicht 
untersucht wird. Lassen Sie mich deshalb einige verkürzende 
Stichworte, die schlagartig die Situation aus der Sicht der jun­
gen Generation erhellen, aufzeigen. 

Erstens. Kinder und Jugendlich sind enttäuscht darüber, daß ihre 
Eltern,nicht selten gehetzt, nur dem Materiellen nachjagen und 
für sie keine Zeit haben. Sie machen dafür bewußt oder unbewußt 
unsere Wirtschaft- und Gesellschaftsordnung verantwortlich, in 
der oftmals materielle Gesichtspunkte vor Sinnfragen rangieren. 
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Zweitens. Dieser Bindungsverlust wird noch durch die Auflösung 
der Klassenverbände in den Schulen und durch die dort oftmals 
gelehrte Konfliktpädagogik ergänzt. 

Drittens. Unpersönliche Mammutschulen mit hohem Leistungsdruck, 
der aus der Unsicherheit der beruflichen Zukunftschancen ent­
steht, ergänzen dieses Bild. 

Viertens. Die vielfältige Reizüberflutung überfordert viele 
Jugendliche. 

Fünftens. Die Zerstörung lebenswerter Umwelt und vertrauter ge­
wachsener Stadtbilder wird als ein Verlust an Lebensqualität 
empfunden. 

Sechstens. Die Macht der staatlichen Bürokratie und einer wert­
freien, sich unbegrenzt entwickelnden Wissenschaft wird als 
freiheitsgefährdend angesehen. 

Wir meinen, daß das Wahlkampfprogramm von CDU und CSU hierauf 
eine Antwort geben kann. Wir meinen aber, daß dies im Wahlkampf 
personell und sachlich noch besonders dargestellt werden muß. 
Nach unserer Auffassung geht es nicht darum, daß wir eine Mann­
schaftsgruppe bilden, die nach amtsbezogenen Gesichtspunkten zu­
sammengesetzt ist; vielmehr muß es darum gehen, daß wir Leute in 
eine Mannschaft bekommen, die für bestimmte Sachthemen stehen und 
die im Rahmen dieser Sachthemen nach einer Regierungsübernahme in 
Bonn auch für die entsprechenden Aufgaben zur Verfügung stehen. 
Alles andere ist unglaubwürdig. 

Ich stimme mit dem Parteivorsitzenden überein, wenn er sagt, daß 
wir nicht auf Grund der Wahlkampfpolemiken der SPD mit einer to­
talen Konfrontationsstrategie antworten dürfen. Es ist so, daß 
Leute wie Bernt Engelmann, unterstützt durch die SPD, mit ihrem 
kalkulierten Haß in dieser Republik ein Schießklima erzeugen und 
daß daraus ein totalitärer Machtanspruch ersichtlich wird. Dann 
beispielsweise, wenn Bernt Engelmann sagt, er mache dies, weil 
man dadurch eine Mobilisierung der jungen Generation für die SPD 
erreichen könne, bedeutet dies, daß es ihm nicht um die Sache 
geht, sondern daß er die Verhetzung einer ganzen jungen Genera­
tion auf Grund parteitaktischer Überlegungen vornimmt und damit 
ein Stück Zerstörung der Demokratie auf sich lädt. 

(Beifall) 

Wir müssen aber bei unseren Aussagen auch deutlich machen, daß 
wir nicht bei dieser Kritik stehenbleiben. Wir müssen auch deut­
lich machen, daß wir den Führungsanspruch der Union nicht mit 
ihren Leistungen in der Vergangenheit und auch nicht allein mit 
den Schwächen der SPD begründen. Wir müssen diesen Anspruch durch 
die verdeutlichte Kompetenz der Union für die Zukunftsfragen be­
gründen. 

Dazu ist im Programm und heute in den Reden einiges zum Ausdruck 
gebracht worden: die Herausstellung der Grundwerte, die Verdeut­
lichung, daß dieser Sozialstaat für die Benachteiligten da sein 
muß und nicht für die Cleveren, die in der Lage sind, sich im Ge­
setzeswust zurechtzufinden. Es muß vor allen Dingen der jungen 
Generation deutlich gemacht werden, daß die Politik der Verschul­
dung von Schmidt bedeutet, daß die Sozialdemokraten ihren Wahl­
sieg im Jahre 1980 mit dem Geld kommender Generationen erkaufen 
wollen und damit die Zukunftschancen dieser jungen Generationen ver-
frühstücken. Dies müssen wir in diesem Wahlkampf deutlich machen! 

(Beifall) 
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Und wir müssen auch das eine deutlich machen: daß wir für Umwelt­
politik stehen, daß wir aber einen gesunden Kompromiß zwischen 
Umweltgesichtspunkten, sozialen Gesichtspunkten und wirtschaft­
lichen Notwendigkeiten anstreben. 
Nicht diejenigen, die sich in eine Bauernhausidylle zurückziehen 
und es sich dort in einer bequemen Lebensart gut gehen lassen, 
haben einen moralischen Anspruch, sondern diejenigen, die auch 
Risiken in Kauf nehmen, um auf diese Weise dafür Sorge zu tra­
gen, daß die Benachteiligten in unserem Lande in eine bessere 
Situation kommen und daß der Hunger in der Dritten Welt besei­
tigt werden kann. Jemand, der aus vordergründigen nationalen 
Überlegungen gegen die Kernenergie ist, muß sich sagen lassen, 
daß er in seiner Haltung aus diesen Gesichtspunkten heraus unmo­
ralisch handelt. 

Lassen Sie mich zum Schluß dieses noch sagen: Wir sollten für die 
Ideale der westlichen Welt werben und über die NATO nicht nur als 
Zusammenschluß von Waffenmöglichkeiten diskutieren, sondern soll­
ten deutlich machen, daß in der Präambel des Atlantischen Ver­
trages die Forderungen nach Freiheit, Demokratie und sozialer Ge­
rechtigkeit stehen. Dies ist der Auftrag. Wir müssen deutlich 
machen, daß in unserem Lande nicht diejenigen die junge Genera­
tion symbolisieren, die, wie wir heute in einer Berliner Zeitung 
lesen konnten, einen Sturm auf das Amerika-Haus vorgenommen ha­
ben, sondern diejenigen, die mit den USA gemeinsam für eine frei­
heitliche Welt eintreten. Das ist die wirkliche deutsche Jugend. 
Wir sollten uns dabei nichts vormachen lassen. 

(Beifall) 

Wir müssen befürchten, daß wir auf Grund der Berichterstattung, 
die darüber zwangsläufig in den Vereinigten Staaten kommen wird, 
in den Vereinigten Staaten in der jungen Generation eine Entwick­
lung haben, daß man dort sagt : Wenn ihr gegen uns seid, dann sehen 
wir nicht ein, daß wir eure Freiheit in Berlin und eure Freiheit in 
Europa verteidigen sollen. Wir müssen hier etwas unternehmen. 
Wenn nämlich die Völker nicht mehr hinter dem Atlantischen Vertrag 
stehen und vor allem nicht die junge Generation, dann ist das nur 
ein formales Gebäude, das sicherheitspolitisch keinen Wert mehr 
hat. Deshalb sollten wir überlegen, wie wir aus der Sicht der jun­
gen Generation die Solidarität wieder deutlich machen können. 
Wir sollten überlegen, wie wir eine Lücke schließen, die immer 
deutlicher wird, daß nämlich junge Amerikaner nichts mehr über 
unser Land wissen. Die Generation, die in Amerika aus den Erfah­
rungen der Nachkriegszeit politischeVerantwortung getragen hat, 
ist nicht mehr am Ruder. Es sind jetzt Leute da, die nicht mehr 
das Verständnis für uns haben. Ich meine, es ist eine große außen­
politische Aufgabe, die junge Generation in Amerika wieder für 
Deutschland, für Europa zu interessieren, um sie auf diese Art 
und Weise wieder für unsere und ihre eigene Sicherheit zu inter­
essieren. Die europäischen Jugendverbände diskutieren zur Zeit 
sehr oft im Ost-West-Dialog über gesamteuropäische Zusammenar­
beit. Es ist aber unsere Aufgabe zu überlegen, ob wir nicht ein 
deutsch-amerikanisches Jugendwerk auf die Beine stellen können, 
um auf diese Weise einen Beitrag zu leisten, daß die jungen Gene­
rationen in Deutschland und in den Vereinigten Staaten wieder zu­
sammenfinden, 
finden. 

(Beifall) 
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Wenn wir einen Wahlkampf in dieser Richtung machen, wenn wir mit 
solchen Vorstellungen offensiv in die junge Generation hineinge­
hen, sind wir in der Lage, viel verlorenen Boden wiedergutzumachen. 
Dann sind wir in der Lage, die jungen Menschen, die in eine poli­
tische Apathie, in eine Selbstausbürgerung oder einen Radikalis­
mus Verfallen, wieder dafür zu gewinnen, praktisch für unsere 
freiheitliche Gesellschaft zu arbeiten. Ich meine, daß die Union 
das in einem solchen Wahlkampf nicht allein aus parteitaktischen 
Überlegungen heraus sehen darf, sondern daß dieses die große 
staatspolitische Aufgabe der Union ist, weil die anderen Parteien 
und ihre Jugendorganisationen dieser Aufgabe in keiner Weise ge­
recht werden. Man ist hier allein auf uns angewiesen, und wir 
müssen dieser Verpflichtung gerecht werden. - Herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Brok. Als 
letzter Redner in diesem ersten Block hat Herr Decker vom Landes­
verband Baden-Württemberg das Wort. 

Rudolf Decker: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Eine 
nüchterne und sachliche Untersuchung bringt für uns alle zutage, 
seit vielen Jahren haben innen- wie außenpolitische Entwicklungen 
noch nie der Politik der Union in Anlage und Ziel, in Tat und 
Wahrheit derart recht gegeben, wie in diesen Tagen. Dazu möchte 
in an drei Beispiele erinnern. 

Zum einen: In diesem Jahrzehnt sozialliberaler Politik schaffte 
es die Bundesrepublik Deutschland, die niedrigste Geburtenrate 
der Welt zu erreichen. Das Gespenst leerstehender Schulen und 
bald auch leerstehender Universitäten und Fabriken macht mehr und 
mehr die Runde und wird mehr und mehr sichtbar. Das alles ist ein 
Zeichen für mangelnde Zukunftshoffnungen, mangelnden Selbstbe­
hauptungswillen aber auch für eine Diffamierung der Familie und 
nicht zuletzt mangelnde Kinderfreundlichkeit. Ist es nicht gerade 
die Familienpolitik der CDU und nur sie allein, die hier in der 
Lage ist, das Steuer herumzureißen, um Zukunft und soziale Stabi­
lität wieder zu gewährleisten? 

Zum zweiten: Dieser Staat ist nach zehn Jahren sozialliberaler 
Politik nahezu pleite. Schon zum zweiten Male unternimmt es der 
Finanzminister dieses Staates, bei den ölmagnaten in Saudi-Arabien 
vorzusprechen und um Kredite zu bitten. Da muß es doch der Letzte 
merken, wie schrecklich dieser Staat von den Sozialisten herunter­
gewirtschaftet wurde. Wir können deutlich machen, daß es allein 
die Union ist, die in der Lage ist, dies wieder in einem vernünf­
tigen Rahmen in Ordnung zu bringen. 

Ein Drittes und Letztes: Frieden und Freiheit sind doch ständig 
voneinander abhängig: von den Vereinigten Staaten, der NATO und 
den befreundeten westlichen Staaten. Heute wurde daran erinnert; 
Es war die CDU und nicht die SPD, die dies geschaffen hat. Es 
kann und wird die Union sein, die dies auch für die Zukunft zu 
gewährleisten vermag. Wir sind die Parteien, die für dieses land 
Frieden undFreiheit gestiftet haben. Wir sind die Parteien, die 
allein die Gewähr dafür geben, daß sie auch auf die Dauer erhal­
ten bleiben. Noch nie seit Jahrzehnten - ich wiederhole das -
haben innen- wie außenpolitische Entwicklungen der Politik der 
Union in Anlage und Ziel, in Tat und Wahrheit derart recht gege­
ben wie heute. Es gibt deshalb viel zu tun, und wir sollten die 
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falschen Propheten packen und ihnen entgegenhalten, daß die CDU 
die Gewähr für Fre ihe i t und Frieden g ib t . 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank für diesen 
Beitrag. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Aussprache zu Block 1 abge­
schlossen. Ich rufe zur Aussprache über Block 2 auf. Das sind die 
Kapitel 1.1. bis 1.5. Das Wort hat als erster Sprecher Walther 
Leisler Kiep. 

Walther Leisler Kiep: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Liebe Freunde! In unserem Wahlkampfprogramm ist 
die Außenpolitik zu Recht, wie ich meine, an die vorderste Stelle 
gerückt worden. Unsere außenpolitische Debatte, die in der Bun- • 
desrepublik Deutschland läuft, findet weltweite Beachtung. Ziel 
unseres Wahlkampfes muß es sein klarzumachen, daß die Grundlagen 
der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland und daß die Inter­
essen der Bundesrepublik Deutschland unverändert geblieben sind. 
In Moskau darf nicht der Eindruck entstehen, als ob hier allmäh­
lich eine Veränderung unserer Politik in Richtung auf Abkoppelung 
vom Bündnis und Selbstneutralisierung erfolgt. Es darf auf der 
anderen Seite in den Vereinigten Staaten nicht der Eindruck ent­
stehen, als ob die Gemeinsamkeit der Interessen zwischen Amerika 
und Deutschland in den 8oer Jahren nicht mehr gegeben sei. Wir 
müssen diese Auseinandersetzung in der Außenpolitik mit Ent­
schiedenheit, mit Deutlichkeit, sachbezogen und verantwortungs­
bewußt führen. Wir müssen uns dabei darüber klar sein, daß die 
Diskussion von Außenpolitik in einem Wahlkampf hohe Anforderungen 
an die Teilnehmer dieser Debatte stellt: Deutliche Kritik und 
deutliche Abgrenzung, aber auch Gesamtverantwortung und natio­
nale Interessen dürfen dabei zu keinem Zeitpunkt aus dem Auge 
verloren werden. 

Wo und wie diese Interessen nationaler Art verletzt werden, ha­
ben wir im letzten Wahlkampf, im Landtagswahlkampf von Nord­
rhein-Westfalen, erlebt und erleben wir in diesen Tagen in der 
Auseinandersetzung mit den Sozialdemokraten. Wir müssen die 
Sozialdemokraten davor warnen und darauf hinweisen, daß ihre 
Diffamierung der CDU letzten Endes die gleichen Töne enthält, 
wie sie der CDU aus Moskau entgegenklingen. Zweifel am deut­
schen Friedenswillen, ausgesprochen von Deutschen gegen Deut­
sche, meine Freunde, ist sowjetische Propaganda und nicht 
deutscher Wahlkampf unter Demokraten. 

(Beifall) 

Die Ablösung der Sozialdemokratischen Partei ist gerade und ins­
besondere im Interesse der Friedenspolitik der 80er Jahre not­
wendig. Auf der Wahlkampfbühne, meine Freunde, deren erster 
Vorhang sich öffnet, erscheint Helmut Schmidt. Der zweite Vor­
hang hinter ihm bleibt bis zum 5. Oktober geschlossen. Hinter 
dem zweiten Vorhang verbirgt sich die Riege von SPD-Politikern, 
die im Grunde genommen die Strategie der Außenpolitik dieser 
Partei bestimmen. Sie bedienen sich der Gallionsfigur Helmut 
Schmidt vor dem ersten Vorhang, weil sie wissen, daß sie nur 
mit ihm eine Chance haben, die Wahl zu gewinnen. 

Unsere Aufgabe besteht darin, deutlich zu machen, was sich hin­
ter dem zweiten Vorhang verbirgt, wie die wirkliche SPD-Außen-
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Politik für die 80er Jahre aussieht. 

Lassen Sie mich an vier Beispielen deutlich machen, wovon ich 
spreche. 

Erstens: Die Handhabung der Frage der Entsendung einer deut­
schen Olympiamannschaft nach Moskau. Schmidt hat sich in der 
Behandlung dieser Frage, wie ich meine, zwischen die Stühle 
gesetzt. Zunächst einmal hat er durch sein Zögern und sein 
Offenhalten keineswegs eine besondere Behandlung durch die Sow­
jetunion erreichen können. Aber - und das ist viel wichtiger -
durch unsere Offenhaltepolitik, die in den Vereinigten Staaten 
zögernd betrachtet worden ist, ist ein entscheidender Einbruch 
in der Solidarität zwischen uns und Amerika entstanden, dessen 
Folgen wir noch verdauen müssen. Wenn dies alles noch nicht 
genügt hätte, dann hat der Brief von Egon Bahr, der praktisch 
dazu aufgefordert hat, die Folgen einer Teilnahme an den Olym­
pischen Spielen um Himmelswillen nicht als eine Beeinträchti­
gung der deutschen Außenpolitik darzustellen, ein übriges ge­
tan. Bahr hat in dieser Frage die deutsch-amerikanischen 
Beziehungen geschädigt, und er hat die Politik der Regierung, 
der er angehört, die er unterstützt, letzten Endes unterlaufen. 

Zweitens: Der Rüstungsbeschluß der NATO.,Dieser Beschluß wurde 
nach langen Debatten schließlich hier möglich gemacht, nachdem 
Herbert Wehner, der die Rüstungsüberlegenheit der Sowjetunion 
als defensiv klassifizierte, gebremst hatte. Der gleiche 
Rüstungsbeschluß wurde kurz danach, im Höhepunkt der Krise nach 
Afghanistan, von Helmut Schmidt ohne Not in Frage gestellt. 
Damit hat er sicherlich alles dazu getan, daß die Sowjetunion 
auf das mit dem Nachrüstungsbeschluß verbundene Verhandlungs­
angebot nicht eingeht. 

Drittens: Die Bundesregierung, insbesondere Schmidt, hat in den 
Monaten seit Afghanistan konsequent jeden amerikanischen Vor­
schlag zur Bewältigung der Krise, jeden Vorschlag für eine ge­
meinsame Strategie des Westens gegenüber dieser Invasion abge­
lehnt. Alle Vorschläge hatten irgendwelche Eigenschaften, die 
sie für Schmidt und die Bundesregierung nicht akzeptabel mach­
ten. Das gilt von den wirtschaftlichen Maßnahmen bis hin zu den 
konkreten Vorschlägen über die Verstärkung der Verteidigung 
in Europa. Damit hat man praktisch für diese Bundesregierung, 
für diesen Bundeskanzler ein Alibi zum Nichtstun geschaffen, 
zum Nichtstun in einer Zeit, in der das Bündnis zu gemeinsamem 
Handeln aufgefordert war, in der die Vereinigten Staaten in 
einer Neuformulierung und Neubewertung ihrer Außenpolitik be­
griffen waren. 

Viertens: Früher, meine Freunde, war ein intaktes Bündnis, war 
eine funktionierende Westpolitik sozusagen die Grundlage für 
jede Deutschland- und Ostpolitik. Heute haben sich die Dinge 
anscheinend ins Gegenteil verkehrt. Heute kommt es mehr darauf 
an, die Errungenschaften der Ost- und Deutschlandpolitik zu er­
halten, als die Grundlage dieser Politik, nämlich das Atlan­
tische Bündnis, zu festigen. Alle Energien dieser Bundesregie­
rung zeigen ganz deutlich in diese Richtung. Ich glaube, damit 
wird klar, daß die Prioritäten der deutschen Außenpolitik und 
damit die Sicherung von Frieden und Freiheit durch dieses Ver­
sagen in den Monaten seit Afghanistan in Frage gestellt sind. 

Es ist schon so, meine Freunde, daß eben realistische Ent­
spannungspolitik für uns keine Marscherleichterung bedeuten 
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kann. Realistische Entspannungspolitik ist kein Sonntagsnach-
mittagsspaziergang, sondern eher Hochleistungssport, weil zwei 
Dinge von uns gleichzeitig verlangt werden, die frühere Regie­
rungen seit der Gründung unserer Republik geleistet haben: 
erstens die Bereitschaft, mit langem Atem zu verhandeln, zwei­
tens die Fähigkeit, zu jedem Zeitpunkt Mehrheiten im Parlament 
und in der eigenen Partei zu haben, die dafür gesorgt haben, 
daß das militärisch-strategisch-politische Gleichgewicht auf­
rechterhalten worden ist . 

Aus diesen Gründen, meine Damen und Herren, fordern wir die 
Ablösung der SPD und nimmt die Außenpolitik in unserem Wahl­
kampfprogramm die Priorität Nummer eins ein. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg, nach der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland war die Staatsräson dieser Bundesrepublik Deutsch­
land die Erhaltung und Sicherung des Friedens. Konrad Adenauer 
hat die Grundlagen gelegt. Ludwig Erhard und Kurt Georg Kie-
singer haben sie weitergeführt. Auch für die beiden SPD-Kanzler, 
Brandt und Schmidt, hat diese Staatsräson des Friedens Gültig­
keit gehabt. Genauso, meine sehr verehrten Freunde, wird es auch 
unter Bundeskanzler Franz Josef Strauß sein. 

Deutschlandpolitik, meine Freunde, spielt in unserem Wahlkampf­
programm den Part, der ihr in der Liste der Prioritäten unserer 
Partei zukommt. Der Verfassungsauftrag, der uns zur Verfolgung 
einer Politik verpflichtet, die Einheit in Frieden und Freiheit 
herzustellen, hat in diesem Programm seinen Niederschlag ge­
funden. 
Maßstab für die Fortschritte in dieser Politik ist dabei die 
Freizügigkeit, ist das Maß an Freizügigkeit, das wir mit dem 
anderen Teil Deutschlands verwirklichen und erreichen können. 
Der Grund dafür ist einfach der: Die Offenhaltung der deutschen 
Frage wird uns dann nicht weiterbringen, wenn nicht durch 
menschliche Begegnung das Zusammengehörigkeitsgefühl der Deut­
schen, insbesondere der jungen Generation, erhalten und ge­
stärkt bleibt. Was würde es uns nützen, meine Freunde, wenn sich 
eines Tages unter veränderten weltpolitischen Umständen neue 
Möglichkeiten ergäben, aber die dann handelnde Generation nicht 
wüßte, wo Eisenach, wo Weimar, wo Rostock und wo Erfurt liegen! 

Das Nordatlantische Bündnis ist eine Gemeinschaft freier Völker 
mit klar definierten moralischen Grundlagen. Menschenrechte und 
Menschenwürde sind, wie aus unserem Wahlkampfprogramm deutlich 
hervorgeht, die Grundlage dieses Zusammenschlusses. Es besteht 
überhaupt gar kein Zweifel darüber, daß die deutsche Außenpo­
litik auch und gerade in den 80er Jahren die Aufgabe hat, 
Menschenrechte und Menschenwürde überall zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Lassen Sie mich zusammenfassend feststellen: 

Die deutsch-amerikanische Interessenidentität, das Bündnis zwi­
schen Europa und Amerika, das Bündnis zwischen Deutschland und 
den Vereinigten Staaten sind eine Art zweites Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, sind Grundlage für Frieden, für Frei­
heit und für Sicherheit für unser Volk. Der außenpolitische Teil 
unseres Wahlkampfprogramms zeigt uns den richtigen, zeigt uns den 
sicheren Weg. 

Lassen Sie uns alle durch eine große gemeinsame Anstrengung da-
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für sorgen, daß wir diese Politik für Frieden und Freiheit nach 
dem 5. Oktober verwirklichen können. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Vielen herzlichen Dank, 
V/alther Leisler Kiep. 

Jetzt hat unser Freund Manfred Wörner das Wort. Ihm folgt Hans 
Katzer. 

Dr. Manfred Wörner (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Freunde! Es ist nicht die Stärke der Sowjetunion, 
sondern es ist die Schwäche des Westens, die uns am meisten Sor­
ge bereitet. Ich meine damit gar nicht in erster Linie die mili­
tärische Schwäche. Ich meine die Schwäche des Willens. Ich meine 
den Mangel an Entschlossenheit. Ich meine das Defizit an Führungs­
kunst und Führungskraft. 

Dabei haben wir Europäer überhaupt keinen Grund, mit den Fingern 
auf den amerikanischen Präsidenten zu zeigen. Der amerikanische 
Präsident Jimmy Carter hat nach Afghanistan mehr Mut und Ent-
schlo ssenheit gezeigt als alle Europäer zusammen. 

(Beifall) 

Ich sage dies gerade auch mit dem Blick auf den Bundeskanzler 
Helmut Schmidt und die Bundesregierung. 

Meine Freunde, nicht die immer offenkundigeren inneren Probleme 
der Bundeswehr, nicht der Rückgang der deutschen Verteidigungs­
leistungen, nicht einmal die wachsende Mißstimmung diesseits und 
jenseits des Atlantiks sind die größten Gefahren für unsere Sicher­
heit. Die größte Gefahr ist die zunehmende Bewußtseinsveränderung, 
eine Veränderung im Wertbewußtsein unseres Volkes, und zwar kei­
neswegs nur in der jungen Generation. Dies ist sicher nicht nur 
meine Erfahrung in Wahlkämpfen, Diskussionen und zahllosen Einzel­
gesprächen: Die Bereitschaft, sich Unrecht und Gewalt zu wider­
setzen, weicht mehr und mehr dem Bedürfnis nach Ruhe um jeden 
Preis, nach einer Insel der Geborgenheit in der stürmischen See 
des Weltgeschehens. Die wachsende Kriegsfurcht, die wir alle be­
obachten, erzeugt nicht etwa mehr Widerstandswillen, sondern die 
Bereitschaft zurückzuweichen und zu beschwichtigen. Das Gefühl 
wachsender Bedrohung, das sich allmählich in unserem Volk ein­
stellt, setzt sich eben nicht in mehr Verteidigungsbereitschaft, 
sondern in die Bereitschaft zur Nachgiebigkeit, fast möchte ich 
sagen: zur Nachgiebigkeit auch um jeden Preis um. Meine Freunde, 
man kann es, glaube ich, ohne Übertreibung sagen: Der Schatten 
der Macht Moskaus legt sich spürbar über unser Volk. Wer sich den 
Prozeß der psychologischen Erosion, wer sich die selbstverschul­
dete Handlungsschwäche der Bundesregierung vergegenwärtigen will, 
frage sich doch einmal, ob wir heute noch in der Lage wären, ei­
nen deutschen Verteidigungsbeitrag mit allen Konsequenzen durch­
zusetzen, da wir es nicht einmal mehr richtig fertigbringen, den 
Nachrüstungsbeschluß in diesem Volk durchzusetzen, und zwar so, 
daß er hält. 

(Beifall) 

Wer sich diese andere Ausgangssituation verdeutlicht, weiß, wohin 
wir gekommen sind. 

Es ist schon bezeichnend, wenn eine so angesehene britische Zei­
tung wie die "Daily Telegraph" schreibt: Tatsache ist, daß zu-
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nehmende russische Einschüchterungen beunruhigende Veränderungen 
in der Moral sowohl der deutschen Regierung als auch der Öffent­
lichkeit bewirkt haben, wobei die letzteren in beträchtlichem 
Ausmaß den erstgenannten folgen. - Hier hat eine englische Zei­
tung den Finger auf die entscheidende Wunde gelegt. Hier liegt 
das tiefste Führungsversagen der Bundesregierung und des Bundes­
kanzlers ganz persönlich. Meine Freunde, wer es nicht nur zuläßt, 
sondern aktiv dazu beiträgt, daß Freiheitswillen und Verteidigungs­
bereitschaft schwinden, untergräbt die Sicherheit, untergräbt die 
Freiheit. Wer dies tut, dem fehlt die Fähigkeit zum Frieden -
nicht etwa uns. 

(Beifall) 

Auch wenn es andere in der Bundesrepublik Deutschland kaum mehr 
aussprechen, wir sagen es noch: Unser Volk, alle Bürger unseres 
Volkes verdanken den über 30jährigen Frieden in erster Linie ei­
ner wirksamen Verteidigung und einer funktionierenden Abschreckung 
durch das Bündnis und die Bundeswehr. Ohne die deutschen, ohne die 
amerikanischen, die britischen, die belgischen, die französischen 
Soldaten hätten wir keinen Frieden gehabt und hätten wir auch in 
Zukunft keinen Frieden zu erwarten. 

(Beifall) 

Deshalb können die Soldaten der Bundeswehr für sich in Anspruch 
nehmen, daß sie für den Frieden in diesem unserem Volk wesentlich 
mehr getan haben als viele von denen, denen das Wort vom Frieden 
so wohlfeil täglich vom Munde geht. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich hier eine Mahnung anschließen. Wir von der CDU/CSU 
dürfen es nicht zulassen, daß es als schick gilt, seinen Wehr­
dienst nicht abzuleisten, daß der als der Dumme angesehen wird, 
der die Uniform des Soldaten anzieht. Das gilt gerade auch für 
Abiturienten. Wer in diesem Volk einmal Führungsaufgaben in Ge­
sellschaft, Staat und Wirtschaft übernehmen will, hat in der Über­
nahme auch unangenehmer Pflichten beispielhaft voranzugehen. 

(Beifall) 

Ein weiteres Wort, das sich vor allen Dingen an unsere Kulturpo­
litiker in den Ländern, an die Kultusminister der von CDU und CSU 
geführten Bundesländer richtet. Wir dürfen es nicht länger der 
Bundeswehr allein überlassen, ihre Existenz vor den Wehrpflichti­
gen zu rechtfertigen. Hier haben wir es im Grunde genommen mit 
einem Skandal zu tun. Es ist die Pflicht des Elternhauses und der 
Schulen, die Notwendigkeit der Verteidigung sachlich zu begründen. 

(Beifall) 

Wir werden mit dieser unserer Forderung weitgehend alleinstehen. 
Bremen hat es gezeigt. Solange Bundeskanzler Helmut Schmidt es 
noch nicht einmal schafft, seine eigene Partei, seine eigenen 
Jungsozialisten von der Notwendigkeit der Verteidigung zu über­
zeugen, so lange kann er nicht glaubwürdig vor der jungen Gene­
ration für Verteidigungsbereitschaft eintreten. Hier werden die 
Versäumnisse der letzten zehn Jahre deutlich: Es ist eine Tat­
sache, daß man die Bedrohung über Jahre verharmlost oder ver­
schwiegen hat. Es ist eine Tatsache, daß man unserem Volk vorent­
halten hat, daß die Sowjets unter Entspannung etwas ganz anderes 
als wir verstehen, nämlich Kampf. Es ist eine Tatsache, daß die 
Bundesregierung das Faktum unterschlagen hat und weiterhin unter-
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schlägt, daß die Sowjetunion in der Zeit der Entspannung ihre 
militärische Macht schlechthin verdoppelt hat. Der Bundeskanzler 
stellt die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten von Amerika 
auf die gleiche Stufe. 

Die SPD redet vom Rüstungswettlauf, als ob beide Weltmächte da­
für die gleiche Verantwortung trügen. Tatsache ist, daß die 
Amerikaner heute 600 000 Mann weniger unter Waffen haben als vor 
Vietnam. Tatsache ist, daß die Amerikaner 1979 weniger für Ver­
teidigung ausgegeben haben als im Jahre 1961, vor Vietnam. Tat­
sache ist, daß die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1980, ge­
messen am Bundeshaushalt, gemessen am Bruttosozialprodukt, weni­
ger für Verteidigung ausgibt als in allen 20 Jahren vorher. Tat­
sache ist, daß die Europäer die Wehrdienstzeit im Schnitt um 
fünf Monate verringert haben - und dies alles in gutem Glauben 
an die Entspannung, während die UdSSR ihre militärische Macht -
ich sage es noch einmal - verdoppelt hat. Die Welt, meine Freunde, 
wäre heute sicherer, viel sicherer, wenn es diese Machtverschie­
bung zuungunsten des Westens nicht gegeben hätte. Hier liegt die 
tiefste Ursache dafür, daß der Frieden unsicherer geworden ist. 

(Beifall) 

Wer deshalb nur die Fortsetzung dieser seither betriebenen Art 
der Entspannungspolitik als Rezept anzubieten hat, muß dann auch 
sagen, daß dies die Fortsetzung der sowjetischen Macht- und Ein­
flußpolitik bedeuten würde. 

Meine Freunde, wir von der CDU/CSU suchen des Gespräch, die Ver­
handlung, die Entspannung. Aber wir wissen - und wir sind auch 
und gerade vor Wahlen bereit, dafür einzustehen -, daß ohne eine 
stärkere Verteidigung, d.h. ohne ein Mehr für die Verteidigung, 
der Frieden und die Freiheit nicht zu bewahren sind, gerade in 
Europa nicht. Ohne Wiederherstellung des Gleichgewichts werden 
wir den Frieden nicht stabilisieren können. 

Daher - das sei mein Letztes in diesem Zusammenhang - müssen wir 
die Friedensdiskussion viel offensiver als bisher führen. Wir 
haben gar keinen Grund, uns ein schlechtes Gewissen einzureden. 
Wir brauchen gar nicht peinlich und verlegen darauf hinzuweisen, 
daß wir für eine starke Verteidigung sind. Beschwichtigungspoli­
tik, Nachgiebigkeit und Schwäche gegenüber Diktatur und Gewalt 
haben noch stets - das hat die Geschichte bewiesen - Kriege und 
Gewaltanwendung zur Folge gehabt. Darum sind nicht wir, die für 
eine starke Verteidigung eintreten, diejenigen, die den Frieden 
gefährden, nein, diejenigen, die den einseitigen Vorleistungen 
das Wort reden, diejenigen, die um jeden Preis nachgeben, die­
jenigen, die der Schwäche das Wort reden, sind es,die - nach 
aller historischen Erfahrung - den Frieden in Europa und auf der 
Welt gefährden. 

(Beifall) 

Es mag schwierig sein, eine solche Diskussion zu führen, unmög­
lich ist es nicht. Was uns, die wir nun über Jahre in der Ver­
teidigungspolitik stehen, den Mut und die Kraft gibt, ist das 
Wissen darum, daß ohne die CDU/CSU der Verteidigungswille, die 
Verteidigungsbereitschaft in diesem Volk schon längst erloschen 
wären. Wir von der CDU/CSU sind die einzige politische Kraft, die 
unser Volk auf dem richtigen Weg halten kann, die den Weg zurück 
in den Neutralismus, in den Antiamerikanismus und in die Schwäche 
blockieren und.umkehren kann. Darum sollten wir alle uns nicht 
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scheuen, dieses Feld - auch wenn es zunächst unpopulär scheinen 
mag - in den Wahlkämpfen, so, wie in unserem Programm, in den 
Vordergrund zu stellen und offensiv von einer starken Verteidi­
gung, von einem friedensbereiten, aber entschlossenen Volk zu 
reden. Ich danke schön. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, 
Manfred Wörner. 

Das Wort hat jetzt Hans Katzer. Danach rufe ich zu einem kurzen 
Grußwort für die Christlich Demokratische Weltunion den lang­
jährigen Ministerpräsidenten Mariano Rumor auf. 

Hans Katzer: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Freunde! Vor einem Jahr standen wir in der Schluß­
phase des Europawahlkampfes. Auf unserem letzten Bundespartei­
tag in Kiel haben wir die Alternative der Union für die Europa­
politik formuliert: für ein partnerschaftliches und soli­
darisches Europa, das auf der Grundlage der Sozialen Marktwirt­
schaft die Prinzipien der Freiheit und des sozialen Ausgleichs 
miteinander verbindet, für ein Europa des Friedens und der Frei­
heit, gegen ein sozialistisches Europa. 

Die SPD ist damals für ein Europa der Arbeitnehmer angetreten. 
Sie schickte Gewerkschaftsvorsitzende wie Loderer und Haun-
schild ins Europaparlament. Es dauerte kein halbes Jahr, bis 
sie sich, nachdem es ihnen nicht gelungen war, ein sozialisti­
sches Europa zu zementieren, aus Europa zurückgezogen und damit 
die Wähler hinters Licht geführt haben; denn man hatte ver­
sprochen, was man nicht gehalten hat. 

(Beifall) 

Die Union hat demgegenüber gesagt: Wir wollen ein Europa für 
alle Bürger, wir wollen ein Euorpa, in dem sich jeder wieder­
finden kann. Unsere Mitbürger haben sich für die Alternative 
der Union entschieden. 

Aus der Europawahl sind wir Christlichen Demokraten als stärkste 
Partei hervorgegangen. Meine Freunde, was ich bedaure, ist, 
daß dieses hervorragende Ergebnis von der Partei nicht mehr 
genutzt und in Siegeszuversicht auch für die vor uns stehenden 
Wahlen umgesetzt worden ist. 

(Zustimmung) 

Meine Freunde, ich bin davon überzeugt, daß die Alternative der 
Union, wenn wir sie dem Wähler klar vor Augen führen, auch in 
Zukunft die Zustimmung der Mehrheit unserer Bürger finden wird. 

Dem Bürger war bei der Wahl bewußt, daß es von der Union geführ­
te Regierungen waren, die nach dem Zweiten Weltkrieg mit dem 
Aufbau Europas alles getan haben, damit wir nicht noch einmal 
die Schrecken eines Krieges erleben müßten.Es war die Union mit 
Konrad Adenauer, die die Aussöhnung mit unseren französischen 
Nachbarn vorangetrieben, die die Freundschaft mit unseren 
europäischen Verbündeten aufgebaut und die die europäische Eini­
gung als Werk des Friedens vorangetrieben hat. 

Den Frieden in Freiheit zu sichern,war,ist und bleibt Ziel christ­
lich-demokratischer Politik. Wer deshalb - Kollege Biedenkopf 
hat es vorhin deutlich angesprochen; ich unterstreiche es Wort 
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für Wort - wider besseres Wissen unter Mißbrauch der Opfer des 
Krieges, den Eindruck erwecken will, die Union treibe Kriegs­
politik und die SPD betreibe Friedenspolitik, handelt zutiefst 
unmoralisch. 

CBeifall) 

Ich bin nicht blauäugig genug, zu glauben, daß das Ausrutscher 
im Wahlkampf von Nordrhein-Westfalen waren. Nein, meine Freunde, 
das war dasselbe Strickmuster wie im Bundestagswahlkampf 1972, 
mit dem man - unter der Hand - gearbeitet hat. 

(Beifall) 

Ich kann nur sagen: Wer dies tut, betreibt politischen Rufmord. 
Wer wie der Kanzler bei der letzten Debatte im Bundestag der 
Union die Fähigkeit zum Frieden abspricht, hat den tragenden 
Geist der europäischen Einigung als Werk der Völkerfreundschaft 
und des Friedens nicht begriffen, der leugnet den Beitrag, den 
die Europäische Gemeinschaft für den Frieden in Europa und in 
der Welt geleistet hat und leistet, der hat auch nicht die 
Faszination des europäischen Einigungswerkes begriffen, das nicht 
nur den Westen umfaßt, sondern auch die Völker des Ostens mit 
einschließt. 

Daß der Bundeskanzler diese historische Dimension der Euro­
päischen Einigung aus dem Blickfeld verloren hat, macht in der 
Tat einen Teil der Schwierigkeiten aus, mit denen die Euro­
päische Gemeinschaft heute konfrontiert ist. 

Sozialdemokraten haben damit angefangen, Europa mit der klein­
lichen Münze des Zahlmeisters zu messen. Wir dürfen uns deshalb 
nicht wundern, wenn Großbritannien sich heute sträubt, diese 
Rolle zu übernehmen. 

Spätestens die Krisen um Afghanistan und Persien haben über­
deutlich werden lassen, vor welchen Herausforderungen Europa 
steht. Ich kann nur sagen, meine Freunde: Knapp ein Jahr nach 
der Wahl des Europäischen Parlaments ist es sicherlich noch zu 
früh, Bilanz zu ziehen; aber dies darf man wohl sagen: Die So­
zialistische Fraktion ist zwar nominell die stärkste Fraktion, 
aber sie ist in sich so zerstritten - auf der einen Seite So­
zialisten, auf der anderen Seite Sozialdemokraten -, daß sie 
praktisch handlungsunfähig ist. 

Und dies sage ich meinen Freunden in Nordrhein-Westfalen: Dort 
hat die SPD vom Wähler eine absolute Mehrheit bekommen. Es wird 
sich aber bald zeigen, daß auch diese SPD nicht in der Lage 
ist, eine klare und eindeutige Politik zu betreiben, weil sie 
in sich zerrissen ist in Sozialisten und Sozialdemokraten. 

CBeifall) 

Die SPD wird weder in der Energiepolitik, noch in der Familien­
politik, noch in der Rentenpolitik die Kraft haben, zu einheit­
lichem Wirken zu kommen. 

Für diese Aufgabe, meine Freunde, wird dem Europäischen Parla­
ment - dem ersten direkt gewählten Parlament - eine besondere 
Verpflichtung zukommen. Das Parlament hat seinen Willen bekräf­
tigt, diese Verpflichtung ernst zu nehmen. Erstmals in der Ge­
schichte hat sich das Parlament über die Haushaltsentscheidun­
gen des Ministerrates mit übergroßer Mehrheit hinweggesetzt. 
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Diese Entscheidung ist nicht - wie der eine oder andere schrieb -
Ausdruck einer Krise der Europäischen Gemeinschaft; sie ist im 
Gegenteil dazu geeignet, die notwendige Integration Europas 
voranzutreiben. 

Die treibende Kraft im Europäischen Parlament sind die Christ­
demokraten, das ist die Christdemokratische Fraktion der Euro­
päischen Volksparteien. Wir haben als erste unsere Entschlies-
sung zum Olympia-Boykott eingebracht. Wir haben als erste die 
Entwicklung im Iran verurteilt. Wir haben als erste eine 
Afghanistan-Debatte im Europäischen Parlament initiiert. 

Ich glaube, es wäre gut und nützlich, wenn zwischen der Bundes­
politik und der europäischen Politik eine engere Verzahnung er­
folgen würde, wenn eine engere Verbindung vorhanden wäre als 
das in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 

(Beifall) 

Die große Mehrheit, mit der diese Entscheidungen getroffen wur­
den, zeigt, daß die Mehrheit der europäischen Abgeordneten über 
nationale und parteipolitische Unterschiede hinweg sich darin 
einig ist, die politische Entwicklung Europas mitzubestimmen 
und dem Parlament größere Mitspracherechte zu geben. 

Das Europäische Parlament muß die treibende Kraft der euro­
päischen Entwicklung sein. Ich kann, meine Freunde, das, was in 
unserem Wahlprogramm steht, nur deutlich unterstreichen; lassen 
Sie mich das auch auf einem solchen Parteitag kritisch an uns 
selbst gerichtet sagen: Wir brauchen nicht Sonntagsreden zum 
Parlament, wir brauchen die starke Hilfe der nationalen Parla­
mente für unsere Position im Europäischen Parlament. 

(Beifall) 

Der Kanzlerkandidat der Union ist im Augenblick nicht hier; 
aber der Kollege Stoiber ist ja da, und vielleicht kann er ihm 
das sagen. Ich würde ihn bitten, dem Kanzlerkandidaten der 
Union folgendes zu sagen: Er soll für das einstehen, was wir in 
unserem Wahlprogramm postulieren, nämlich, daß wir auf Mehr­
heitsentscheidungen des Ministerrates drängen müssen, damit 
Europa aus der Phase des Debattierklubs herauskommt und zu einer 
wirklichen parlamentarischen Kraft wird. 

Meine Freunde, lassen Sie mich abschließend sagen: Unser euro­
papolitischer Ansatz war richtig. Unsere Arbeit im Europaparla­
ment hat erste Früchte gezeigt. Wir wollen, meine lieben Freun­
de, ein starkes und einiges Europa. Wir werden alles tun, damit 
die historische Dimension der europäischen Einigung nicht aus 
dem Blickfeld kommt. Wir wollen ein Europa des Friedens und 
der Freiheit. Europa braucht deshalb christliche Demokraten in 
der Bundesrepublik in der Regierungsverantwortung. - Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, 
Hans Katzer. 

Nunmehr spricht zu uns Mariano Rumor, der Präsident der Christ­
lich-Demokratischen Weltunion. Noch einmal herzlich willkommen 
in unserer Mitte, Mariano Rumor, unser Freund aus Italien, der 
langjährige Ministerpräsident von Italien und jetzige Sprecher 



unserer Christlich-Demokratischen Weltunion. Bitte schön, das 
Wort hat Mariano Rumor. 

Mariano Rumor (mit Beifall begrüßt) (Niederschrift auf der 
Grundlage der deutschen Obersetzung): 

Herr Präsident, ich bin Ihnen sehr dankbar, daß Sie mir das 
Wort erteilt haben, um Ihrem CDU-Parteitag die herzlichsten 
Grüße der Christlich-Demokratischen Weltunion zu überbringen. 

(Beifall) 

Frieden und Freiheit für die Völker, Sicherheit und soziale 
Sicherheit, Freiheit für die einzelnen Bürger - das ist die 
Fahne, die Sie in diesem Wahlkampf erheben, und zwar gerade in 
einem Augenblick, in dem die Kommunisten ein Volk und auch die 
Freiheit der Bürger mit Füßen treten. 

(Beifall) 

Frieden, Freiheit und soziale Sicherheit - das sind die Werte, 
von denen sich die Christdemokraten in der ganzen Welt inspi­
rieren lassen. Wir versuchen, mit allen unseren Kräften und un­
seren politischen Institutionen diese Werte zu verteidigen. 
Doch in der Welt gibt es sehr viele Menschen, die erst versuchen 
müssen, diese Werte zu erobern. Sie zahlen dafür mit Gefängnis 
und zum Teil mit großen Opfern und ihrem eigenen Leben. 

(Beifall) 

Es gibt drei Dinge, die für die menschliche Gemeinschaft im 
Augenblick außerordentlich wichtig sind: Das sind erstens die 
geistigen und bürgerlichen Werte, zweitens die Garantie für 
Freiheit und Fortschritt und drittens der Kampf gegen eine Ver­
flachung, eine Gleichmachung und einen Opportunismus. Wir sind 
diejenigen, die diesen Kampf führen. 

(Beifall) 

Wir brauchen ein geeintes Europa, kein neutralisiertes oder 
neutrales Europa, ein Europa, das fest im westlichen Bündnis 
verankert ist, ein Europa, das Partner der Vereinigten Staaten 
auf gleicher Ebene ist. 

(Beifall) 

Politische Kräfte wie wir kämpfen gegen den Totalitarismus, ge­
gen Parteien, die doppelzüngig sprechen. Wir kämpfen gegen die­
jenigen, die nicht für eine fortschrittliche Entwicklung sind, 
die sich für einen wirtschaftlichen und ideologischen Imperia­
lismus einsetzen. 

(Beifall) 

Daher blicken Millionen von Christdemokraten in 50 Parteien in 
vielen Erdteilen mit großer Hoffnung auf Ihren Wahlkampf und 
sprechen Ihnen ihre Solidarität aus. 

(Beifall) 

In ihrem Namen spreche ich Ihrem Parteivorsitzenden Kohl und 
dem Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß die besten Wünsche für 
einen großen Wahlerfolg aus. Dieser Erfolg wäre nicht nur ein 
Sieg für Sie, sondern auch ein Sieg und eine Hoffnung für Milli­
onen von christlichen Demokraten in der ganzen Welt. 

(Beifall) 
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Meine besten Wünsche! - Danke schön. 

CLebhafter Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine lieben Freund^, 
wir danken Mariano Rumor sehr herzlich für diese Grußbotschaft, 
für die guten V/ünsche, die er uns übermittelt hat, aber insbe­
sondere auch für die klaren Aussagen zur grundsätzlichen Orien­
tierung unserer christlich demokratischen Politik. Vfir wünschen 
unserem Freund Rumor Glück und Erfolg bei der wichtigen Auf­
gabe in der christlich demokratischen Weltunion. Alles Gute, 
lieber Mario Rumor! Nochmals herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Nun gebe ich das Wort Elmar Pieroth. Ihm folgen Olaf von Wrangel 
und Herbert Hupka. 

Elmar Pieroth: Herr Präsident! Liebe Freunde! Krisen in der 
Dritten Welt flimmerten bisher als Bilder über Fernsehkanäle in 
unsere Wohnstuben und rührten allenfalls humanitäre Gefühle. 
Heute greifen solche Krisen durch die t3lleitungen an unseren 
Lebensnerv, an unsere ureigensten Interessen, unser wirtschaft­
liches Interesse an gesicherter Energie und gesicherten Roh­
stoffen, unser politisches Interesse an Sicherheit und Frieden. 
Für diese Krisenlage hat die Bundesregierung offensichtlich kein 
Konzept, schlimmer, die Bundesregierung hat kein echtes Interesse 
an Entwicklungspolitik. Minister Offergeid ist der ideale Mann 
im Sinne des Kanzlers, besser gar nichts zu tun, als heute Un­
populäres zu wagen, was für die Dritte Welt morgen unverzicht­
bar ist. Eine solche Haltung ist für Deutschland beschämend und 
für unsere lebenswichtigen Interessen sehr gefährlich. 

(Beifall) 

Diese Interessen und unsere moralische Verpflichtung erfordern 
eine neue Entwicklungspolitik,die zu einer Weltwirtschaft bei­
trägt, in der die Entwicklungsländer auf freien Märkten kauf­
kräftige Partner werden, in der Menschenrechte überall in der 
Dritten Welt verwirklicht werden und in der und mit der wir den 
Kampf gegen diese elende Armut von über 800 Millionen Menschen 
aufnehmen. Während wir 'zum Teil schon gegen Folgen des Wohlstands 
kämpfen, kämpfen diese 800 Millionen Menschen tagtäglich ums 
nackte Oberleben. Beseitigung von Hunger, Krankheit, Analphabe­
tentum, Angst, Unwissenheit, Ungerechtigkeit, das ist unsere 
große Herausforderung, unsere große Aufgabe, der wir uns stellen 
müssen. Die Kirchen leisten ihren Beitrag seit Jahren. Auf ihrem 
entwicklungspolitischen Kongreß haben sie im letzten Jahr erste 
Priorität dafür gefordert. Die Missionen draußen widmen sich 
dieser Aufgabe mit leidenschaftlicher Hingabe. Wir danken den 
Kirchen dafür und stehen als Christdemokraten an ihrer Seite, 
aus Liebe, Barmherzigkeit und Opferbereitschaft mehr für die 
Ärmsten dieser Welt zu tun. 

(Beifall) 

In Weltwirtschaftsfragen hat sich die Bundesregierung in die De­
fensive, in die dirigistische Versuchung führen lassen. Wir 
müssen in die Offensive, durch Öffnung unserer Märkte bei poli­
tischer Vorsorge zur sozialen Bewältigung des Strukturwandels 
kommen, der bei uns damit einhergehen wird. Wir müssen durch 
mehr Privatinvestitionen in den Entwicklungsländern über inten-
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